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Vorsitzende Eva Bulling-Schröter:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Sachverständige! Ich begrüße Sie zu unserer
heutigen Anhörung.

Ich rufe jetzt den einzigen Punkt der
heutigen Tagesordnung auf:

Öffentliche Anhörung zu dem

a) Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP

Entwurf eines Elften Gesetzes zur
Änderung des Atomgesetzes

- BT-Drucksache 17/3051 -

Federführend:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit

Mitberatend:
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung
Haushaltsausschuss (mb und § 96 GO)

Berichterstatter/in:
Abg. Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU)
Abg. Marco Bülow (SPD)
Abg. Michael Kauch (FDP)
Abg. Dorothée Menzner (DIE LINKE)
Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und dem

b) Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP

Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur
Änderung des Atomgesetzes

- BT-Drucksache 17/3052 -

Federführend:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit

Mitberatend:
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung
Haushaltsausschuss

Berichterstatter/in:
Abg. Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU)
Abg. Marco Bülow (SPD)
Abg. Michael Kauch (FDP)
Abg. Dorothée Menzner (DIE LINKE)
Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Uns liegen zwei Entwürfe der Fraktionen
der CDU/CSU und FDP zur Änderung des
Atomgesetzes vor.

Wir haben für die Anhörung vier Stunden
Zeit. Als Erstes werden wir einleitende
Statements der Sachverständigen hören.
Dafür sind jeweils maximal fünf Minuten vor-
gesehen; ich werde sehr genau auf die Zeit
achten. Danach haben die Abgeordneten in
den Fragerunden jeweils zwei Minuten Zeit,
ihre Fragen zu stellen. Zum Prozedere: Die
Abgeordneten können zwei Fragen an einen
Sachverständigen oder jeweils eine Frage an
zwei Sachverständige richten.

Ich begrüße unsere Sachverständigen:
Herrn Heinz Liemersdorf, Herrn Professor Dr.
Rupert Scholz, Herrn Dr. Christoph Riech-
mann, Frau Hildegard Müller, Herrn Dr.-Ing.
Christoph Maurer, Herrn Professor Dr. Frank
Schorkopf, Herrn Lothar Hahn, Herrn Profes-
sor Dr. Christian Hey, Herrn Thorben Becker
und Herrn Rainer Baake. Darüber hinaus
begrüße ich die Besucherinnen und Be-
sucher.

Wir beginnen jetzt mit den einleitenden
Statements.

Sachverständiger Heinz Liemersdorf
(Gesellschaft für Anlagen- und Reaktor-
sicherheit mbH): Die Gesellschaft für Anla-
gen- und Reaktorsicherheit, GRS, als deren
technisch-wissenschaftlicher Geschäftsführer
ich heute hier eingeladen bin, ist eine ge-
meinnützige Forschungs- und Sachverstän-
digenorganisation, die mehrheitlich in staat-
lichen Händen ist. Sie hat primär die Auf-
gabe, atomrechtliche Genehmigungs- und
Aufsichtsbehörden bei Fragen der kerntech-
nischen Sicherheit fachlich zu unterstützen.
Insbesondere beraten wir seit über 30 Jahren
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das für die Bundesaufsicht über kerntechni-
sche Anlagen zuständige Ministerium, heute
das BMU, auf der Grundlage vertiefter wis-
senschaftlicher Analysen. Parallel dazu füh-
ren unsere Experten Forschungsarbeiten im
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums
zur Reaktorsicherheit und zur Endlager-
sicherheit durch.

In diesem Zusammenhang sind mir zwei
grundlegende Aspekte wichtig, die unsere
Aufgabe als Gutachter und Sachverständige
und unser Selbstverständnis betreffen. Zum
einen legen wir großen Wert darauf, dass
unsere Aussagen als Gutachter und Wissen-
schaftler unabhängig von den jeweils aktuel-
len politischen und wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen sind und ausschließlich auf
wissenschaftlich fundierten Sachverhalten
und Bewertungen aufbauen. Zum anderen ist
uns wichtig, dass es als Gutachter nicht un-
sere Aufgabe ist, in Form von verbindlichen
Vorgaben zu definieren, welches Sicher-
heitsniveau zu schaffen ist, also vorzugeben,
was sicher genug ist. Die Formulierung ent-
sprechender Normen und Standards ist Auf-
gabe der Politik bzw. der zuständigen Behör-
den.

Unsere Aufgabe ist es, den Staat bzw. die
Behörden bei der Erarbeitung solcher Nor-
men und Standards zu unterstützen, etwa
indem wir den internationalen Stand von
Wissenschaft und Technik identifizieren und
Möglichkeiten zur weiteren Verbesserung der
Sicherheit aufzeigen. Dementsprechend war
es nicht unsere Aufgabe, im politischen Pro-
zess der Verlängerung der Laufzeiten der
deutschen Atomkraftwerke mitzuwirken.
Vielmehr war es unsere Aufgabe, das BMU
auf die eben von mir beschriebene Weise bei
der Festlegung der sicherheitstechnischen
Anforderungen und der Maßnahmen zur
weiteren Vorsorge hinsichtlich der Risiken
fachlich zu beraten.

Natürlich sind wir als Fachleute der Mei-
nung, dass der längerfristige Betrieb der
deutschen Kernkraftwerke mit weitergehen-
den Anforderungen an die Sicherheit dieser
Anlagen verbunden werden sollte. Diese
Auffassung war für uns bei der Unterstützung
des BMU maßgeblich.

Sachverständiger Dr. Christoph
Riechmann (Frontier Economics): Das von
mir repräsentierte Unternehmen Frontier
Economics ist ein Beratungsunternehmen,
das sehr viel für öffentliche Institutionen, aber
auch für Energieunternehmen tätig ist. Wir

befassen uns mit energiepolitischen und
wirtschaftlichen Fragen, insbesondere im
Hinblick auf Investitionen. Das ist der Hinter-
grund des Statements, das ich hier abgeben
möchte.

Ich möchte mich hier auf das Elfte Gesetz
zur Änderung des Atomgesetzes konzentrie-
ren, also auf das Thema Laufzeitverlänge-
rung. Uns ist in der Diskussion aufgefallen,
dass zahlreiche Argumente singulär vorge-
tragen wurden. Wir haben uns in unserer
Stellungnahme auf das energiepolitische
Zieldreieck bezogen, das die Preisgünstigkeit
der Versorgung, die Umweltverträglichkeit
und die Versorgungssicherheit umfasst. Wir
sind der Ansicht, dass es in der Diskussion
über die Verlängerung der Laufzeiten der
Kernkraftwerke sicher nicht darum gehen
sollte, bestimmte Ziele - beispielsweise um-
weltpolitische Ziele - um jeden Preis zu errei-
chen. Vielmehr muss man immer eine Abwä-
gung vornehmen und alle Wirkungszusam-
menhänge berücksichtigen. Wir haben diese
Wirkungszusammenhänge in unserer Stel-
lungnahme etwas detaillierter zusammen-
gefasst; ich möchte hier nur auf wenige
wichtige Punkte hinweisen.

Die in dem Elften Gesetz zur Änderung
des Atomgesetzes vorgesehene Laufzeit-
verlängerung wirkt sich aus unserer Sicht in
einem Übergangszeitraum aus. Die wirt-
schaftlichen Wirkungen entfalten sich insbe-
sondere im Zeitraum von 2015 bis 2035. Das
ist aus unserer Sicht eine sehr wichtige
Phase, weil sich in ihr der Übergang zu einer
stärker umweltorientierten und an erneuer-
baren Energien ausgerichteten Energiewirt-
schaft vollzieht.

Die Laufzeitverlängerung hätte eine Reihe
von Effekten in Deutschland zur Folge:
Effekte auf die Kapazitäten der Kraftwerke,
auf die Zusammensetzung des Stroms mit
Blick auf seine Erzeugung und auf die
Strompreise. Um es kurz zusammenzu-
fassen: Eine Laufzeitverlängerung würde uns
den Zubau einer alternativen Brückentech-
nologie ersparen. Nach unseren Prognosen
würden insbesondere Gaskraftwerke zuge-
baut, wenn es zu einem Ausstieg aus der
Kernenergie nach aktueller Gesetzeslage
käme; ferner würden Steinkohlekraftwerke
weiter betrieben. Bei Beibehaltung der der-
zeitigen Gesetzeslage ergäbe sich aus unse-
rer Sicht ein vorzeitiger Investitionsbedarf,
weil Kraftwerke - insbesondere Gaskraft-
werke - mit einer Kapazität von insgesamt
etwa 13 000 Megawatt errichtet werden
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müssten. Das entspricht in etwa 16 großen
Gaskraftwerken à 800 Megawatt und damit
einer Summe von rund 10 Milliarden Euro für
vorgezogene Investitionen.

Die Laufzeitverlängerung hätte ferner den
Effekt, dass Deutschland weniger abhängig
von Stromimporten wäre. Deutschland ist
derzeit ein Nettoexporteur von Strom; im
Falle des Ausstiegs aus der Atomkraft nach
aktueller Gesetzeslage würde es zum Netto-
importeur werden. Insbesondere würde die
Stromerzeugung aus Gas und Kohle deutlich
zunehmen. Das würde den CO2-Ausstoß in
Deutschland stark erhöhen.

Kurz zu den Preiseffekten: Eine Laufzeit-
verlängerung hätte aus unserer Sicht positive
Preiseffekte: zum einen auf den Strompreis
selbst - aufgrund der veränderten Zusam-
mensetzung des Kraftwerksparks - und zum
anderen auf die Preise für CO2-Emissions-
zertifikate. Die Diskussion über die Preise
der CO2-Emissionszertifikate ist aus unserer
Sicht sehr wichtig. Wenn Kernenergie durch
Energie aus Gaskraftwerken ersetzt werden
muss, steigt tendenziell die CO2-Intensität
der Stromerzeugung in Deutschland. Die
notwendige CO2-Einsparung im Rahmen des
Systems des europäischen Emissionshan-
dels müsste andernorts zu höheren Kosten
realisiert werden, was zu einem Anstieg der
Preise für CO2-Emissionszertifikate führen
würde. Dies würde die Strompreise nicht nur
in Deutschland, sondern in ganz Europa
beeinflussen. Zusätzlich würden für die ener-
gieintensive Industrie die Kosten für die Be-
schaffung von CO2-Emissionszertifikaten
steigen.

Durch eine Laufzeitverlängerung ergeben
sich aus unserer Sicht zahlreiche positive
Standorteffekte für die energieintensive In-
dustrie, aber auch für den Kraftwerksstandort
Deutschland.

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Der Bundesverband der
Energie- und Wasserwirtschaft vertritt 1 800
Unternehmen der Energie- und Wasserwirt-
schaft. Alle Wertschöpfungsstufen und auch
unterschiedliche Formen von Anteilseignern,
kommunale genauso wie private Unterneh-
men, sind eingeschlossen.

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die
Bundesregierung nun zum ersten Mal seit
langer Zeit den Versuch unternommen hat,
einen ganzheitlichen Ansatz für die Energie-
politik vorzulegen. Das Energiekonzept be-

inhaltet sehr ambitionierte Ziele für die
Stromversorgung, aber auch für den Wärme-
sektor und den Verkehrsmarkt. Damit hat es
das Potenzial, die Energieversorgung in
Deutschland fundamental zu verändern. Es
ist der Anspruch des Energiekonzeptes, den
Weg zu einer weitgehend CO2-neutralen
Energieversorgung im Jahre 2050 zu be-
schreiben; der BDEW unterstützt dies aus-
drücklich.

Für uns war es eine positive Überra-
schung, dass das Konzept eine Vielzahl von
konkreten Einzelmaßnahmen enthält. Im
Laufe des heutigen Vormittags wird im We-
sentlichen über eine dieser Maßnahmen
gesprochen: die Verlängerung der Laufzeiten
der deutschen Kernkraftwerke um durch-
schnittlich zwölf Jahre. Das Konzept be-
inhaltet aber auch viele Prüfaufträge; hier
besteht Bedarf zur weiteren Konkretisierung.

Lange hat die isolierte Diskussion über
die Verlängerung der Laufzeiten der Kern-
kraftwerke den Blick auf das Ganze verstellt.
Deshalb ist es wichtig, dass die Bundesregie-
rung nun die Laufzeitverlängerung in einen
Gesamtkontext gestellt hat. Die Verlänge-
rung der Laufzeiten ist volkswirtschaftlich
sinnvoll. Deshalb hat sich der BDEW aus-
drücklich dafür ausgesprochen.

Das vorrangige Ziel des Ausbaus der er-
neuerbaren Energien ist weiterhin festge-
schrieben. Wir erkennen deshalb keine Sys-
temkonflikte zwischen der Laufzeitverlänge-
rung und dem Ausbau der erneuerbaren
Energien. Die dafür notwendige Modernisie-
rung der Stromnetze sowie der Ausbau und
die Entwicklung neuer Speichertechnologien
werden im Energiekonzept adressiert.

Die Kernkraftwerke tragen mit der Erzeu-
gung von derzeit knapp einem Viertel des
Bruttostroms und der Hälfte des Grundlast-
stroms in unserem Land zur Verbesserung
unserer wirtschaftlichen Wettbewerbsfähig-
keit bei. Damit bilden sie einen wichtigen
Eckpfeiler für eine auch weiterhin verläss-
liche, bezahlbare und klimaverträgliche
Energieversorgung. Wir sehen die Kernkraft
ausdrücklich als Brücke ins Zeitalter der er-
neuerbaren Energien. Daher ist es bei stei-
gender volatiler Einspeisung erneuerbarer
Energien wirtschaftlich vernünftig, das tech-
nische Vermögen der Kernkraftwerke zur
Absicherung der energiewirtschaftlichen
Ziele - Klimaschutz, Wirtschaftlichkeit und
Versorgungssicherheit - mit heranzuziehen.
Zudem ergeben sich Potenziale, was das
Thema CO2-Minderung angeht.
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Allerdings kommt uns die wettbewerbs-
neutrale Ausgestaltung des Konzepts noch
zu kurz. Wir haben die Zustimmung zur Ver-
längerung der Laufzeiten der Kernkraftwerke
ausdrücklich mit der Forderung nach einer
wettbewerbsneutralen Ausgestaltung mit
Blick auf diejenigen Stromerzeugungsunter-
nehmen verbunden, die nicht im Bereich der
Kernkraft tätig sind. Aus unserer Sicht kommt
das Energiekonzept der Bundesregierung
dieser Forderung bisher noch nicht ausrei-
chend nach. Dort, wo es Ansätze für eine
solche Ausgestaltung gibt, wurde es ver-
säumt, diese im Sinne der Vielfalt und des
Wettbewerbs im Stromerzeugungsmarkt zu
konkretisieren.

Wir begrüßen ausdrücklich die Errichtung
eines Energie- und Klimafonds. In der letzten
Woche gab es eine Anhörung des Haus-
haltsausschusses zum entsprechenden Ge-
setzentwurf. Die Mittel aus dem Fonds soll-
ten insbesondere Stadtwerken, kleinen und
mittleren Unternehmen der Energiewirtschaft
sowie Unternehmen, die neu in den Erzeu-
gungsmarkt einsteigen möchten, zugute-
kommen. Das würde zu einer wesentlichen
Stärkung des Wettbewerbs führen. Ange-
sichts der wichtigen Rolle dieser Unterneh-
men im deutschen Markt würde dies sicher-
lich einen bedeutenden Beitrag zur Errei-
chung der klimapolitischen Ziele leisten. Aus
diesem Grunde haben wir Anfang der Woche
den Vorschlag gemacht, die zusätzlichen
Mehrwertsteuereinnahmen, die sich aus der
Erhöhung der EEG-Umlage ergeben, für den
Fonds zu nutzen; Sie haben das sicherlich
zur Kenntnis genommen.

Auch der begrüßenswerte Ansatz im
Konzept, den Bau neuer hocheffizienter
Kohle- und Gaskraftwerke durch neue und
kleinere Unternehmen mit einem Marktanteil
von weniger als 5 Prozent aus Mitteln des
Energie- und Klimafonds zu fördern, dient
der Stärkung des Wettbewerbs. Aufgrund der
sehr kurzen Zeitspanne von 2013 bis 2016
und der derzeit noch unklaren Förderbedin-
gungen sind in den folgenden Monaten aller-
dings Konkretisierungen in Form von Einzel-
gesetzen dringend erforderlich. Diese Forde-
rung findet sich auch in unserer Stellung-
nahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Er-
richtung eines Sondervermögens „Energie-
und Klimafonds“ wieder, die Ihnen sicherlich
vorliegt. Heute Nachmittag werden wir darü-
ber diskutieren.

Sachverständiger Prof. Dr. Rupert
Scholz (Gleiss Lutz Anwälte): Ich äußere
mich zu den verfassungsrechtlichen Fragen,
die die beiden Entwürfe zur Änderung des
Atomgesetzes aufgeworfen haben. Diese
beiden Gesetzentwürfe stehen in einem
systemgerechten Zusammenhang. Es liegt in
der Freiheit des Gesetzgebers - das ist ver-
fassungsrechtlich unstreitig -, entsprechende
Regelungen in einem Gesetz oder aber in
zwei, drei oder mehr Gesetzen zu treffen.

Die verfassungsrechtlich besonders um-
strittene Frage, ob die Regelungen zur Lauf-
zeitverlängerung auf der einen Seite und die
materiell-rechtlichen Regelungen des Zwölf-
ten Gesetzes zur Änderung des Atomgeset-
zes auf der anderen Seite einer Zustimmung
des Bundesrates bedürfen, ist, wie ich in
meiner schriftlichen Stellungnahme ausführ-
lich dargelegt habe, eindeutig zu verneinen.
Auch die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zu dieser Frage - zuletzt im
Rahmen der Entscheidung zum Luftsicher-
heitsgesetz vom Mai dieses Jahres - ist ein-
deutig.

Es liegt hier, gemessen an der bisherigen
Rechtslage, keine qualitative, die Struktur
des föderalistischen Systems verändernde
Regelung vor. In diesem Sinne handelt es
sich - wenn überhaupt - um eine rein, wie
das Bundesverfassungsgericht sagen würde,
quantitative Veränderung. Das heißt, die
Vollzugslasten der Länder werden durch die
Laufzeitverlängerung und die zusätzlichen
Aufsichtsbefugnisse oder -pflichten quantita-
tiv, aber nicht qualitativ beeinflusst. Die Än-
derungen liegen im Systemkontext der bishe-
rigen Atomgesetzgebung. Aus diesem
Grunde sind beide Gesetze verfassungs-
mäßig.

Sachverständiger Dr.-Ing. Christoph
Maurer (Consulting für Energiewirtschaft und
-technik GmbH): CONSENTEC ist ein Bera-
tungsunternehmen mit einem energiewirt-
schaftlichen und energietechnischen, speziell
netztechnischen, Hintergrund. Wir beschäfti-
gen uns im Auftrag von öffentlichen Auftrag-
gebern wie von Unternehmen mit Fragestel-
lungen aus dem Bereich der Energieversor-
gungsnetze.

Hintergrund meines heutigen Statements
sind verschiedene Untersuchungen zu den
Auswirkungen der Laufzeitverlängerung, die
wir zusammen mit Professor Haubrich von
der RWTH Aachen durchgeführt haben. Ich
möchte aus netztechnischer Sicht auf drei
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Aspekte der Laufzeitverlängerung eingehen,
insbesondere bezüglich der Wechselwirkun-
gen mit dem Ausbau erneuerbarer Energien.

Der erste Aspekt beinhaltet die Frage, ob
die Regelfähigkeit von Kernkraftwerken aus-
reichend ist. Es wird befürchtet, dass darin
ein Hemmnis für den Ausbau erneuerbarer
Energien besteht. Ich sehe dieses Risiko
explizit nicht, und zwar aus verschiedenen
Gründen.

Es ist unstrittig, dass wir zukünftig eine
größere Regelfähigkeit brauchen, um stärker
fluktuierende Strommengen, die sich bei der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien
ergeben, in das System integrieren zu kön-
nen. Kernkraftwerke besitzen aber bezogen
auf andere Aspekte ein sehr großes Poten-
zial: Einerseits weisen sie Leistungsände-
rungsgeschwindigkeiten auf, die über denen
anderer Dampfkraftwerke liegen. Anderer-
seits sind die Mindestleistungen der Kern-
kraftwerke zum Teil geringer als bei anderen
Dampfkraftwerken, zum Beispiel bei ver-
schiedenen Technologien der Erzeugung
von Strom aus Braunkohle. Die Lastfolge-
fähigkeit von Kernkraftwerken - das ist die
Fähigkeit, die gegebene Verbrauchslast
nachzufahren - wird in Deutschland bisher
zwar nur sehr rudimentär benutzt, ist aber,
wie der internationale Vergleich zeigt, gän-
gige Praxis. Zum Beispiel hat Frankreich
sehr viele positive Erfahrungen damit ge-
sammelt.

Ein zweiter Aspekt, auf den ich eingehen
möchte, bezieht sich auf die Frage, ob wir
komplett auf konventionelle Kraftwerke ver-
zichten können. Hier muss man sagen: Aus
netztechnischer Sicht ist das heute und auf
absehbare Zeit nicht möglich. Nur einige
konventionelle Kraftwerkstechnologien, ins-
besondere die Generatoren, bieten die
Eigenschaften und Systemdienstleistungen
an, die wir zum sicheren Betrieb unserer
Energieversorgungsnetze zwingend benöti-
gen. Es ist außerdem erforderlich, dass die
Kraftwerke, die diese Systemdienstleistun-
gen erbringen, gleichmäßig über das Land
verteilt sind. Sie dürfen also nicht in einzel-
nen Regionen konzentriert auftreten.

Wenn wir uns die geografische Verteilung
von unterschiedlichen Erzeugungstechnolo-
gien anschauen, dann erkennen wir, dass es
insbesondere in Süddeutschland einen ge-
wissen Mangel an diesen konventionellen
Erzeugungstechnologien - außer Kernkraft-
werken - gibt. Die Kernkraftwerke, die im
Süden Deutschlands zu finden sind, tragen

bereits heute erheblich zur Aufrechterhaltung
der Versorgungssicherheit bei.

Ein dritter und letzter Aspekt, den ich
nennen möchte, ist die Netzbelastung. Wir
alle haben in den letzten Wochen vielfach
darüber diskutiert, dass die Netzbelastung
und die Transportfähigkeit des EE-Stroms
ein kritischer Punkt für die Integration der
erneuerbaren Energien ist. Wir haben im
deutschen Übertragungsnetz bereits heute
auf den Nord-Süd-Trassen sehr kritische
Netzbelastungen. Vergleichsuntersuchun-
gen, die wir durchgeführt haben, zeigen ein-
deutig, dass wir durch eine ausgeglichenere
regionale Energieerzeugung - was bei einer
Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke der
Fall wäre - eine spürbare Entlastung auf den
kritischen Nord-Süd-Trassen erwarten dürf-
ten. Mit dieser spürbaren Entlastung würden
wir einen gewissen Puffer erhalten, um die
bereits entstandenen Verzögerungen im
Netzausbau, der nach wie vor uneinge-
schränkt notwendig ist und der dringend
weitergeführt und abgeschlossen werden
muss, etwas leichter abfedern zu können.
Dieser Puffer wird nur bei einer Laufzeit-
verlängerung gegeben sein. Nur wenn die
Kernkraftwerke im Süden Deutschlands
weiterhin am Netz bleiben können, werden
wir diesen entlastenden Effekt erhalten.

Sachverständiger Prof. Dr. Frank
Schorkopf (Georg-August-Universität Göt-
tingen): Nach unserem Grundgesetz ist die
Zustimmung des Bundesrates zu einem Ge-
setz die Ausnahme. In Betracht kommen
verschiedene Ausnahmen und Konstellatio-
nen. Aus meiner Sicht ist hier aber nur eine
einzige Ausnahme zu erörtern, nämlich dass
eine den Ländern bereits übertragene Auf-
gabe durch ein Änderungsgesetz, vorliegend
das Elfte und Zwölfte Gesetz zur Änderung
des Atomgesetzes, einen neuen Inhalt und
eine wesentlich andere Bedeutung oder
Tragweite - so das Bundesverfassungs-
gericht - erhält.

Was heißt das? Die den Ländern übertra-
genen Vollzugslasten - das Atomgesetz hat
ihnen 1958, als es in Kraft trat, diese Lasten
übertragen - dürfen in der Menge erhöht
werden, ohne dass der Bundesrat zustimmen
muss. Würde jedoch ein solches Änderungs-
gesetz die Rechtslage strukturell oder in
anderer Weise schwerwiegend verändern,
wäre die Zustimmung des Bundesrates not-
wendig. Ob das zutrifft, ist die entscheidende
Frage, die aus verfassungsrechtlicher Sicht
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zu stellen ist. Nun ist die Rechtslage - Herr
Scholz hat schon darauf hingewiesen - seit
dem Beschluss des Zweiten Senats des
Bundesverfassungsgerichts zum Luftsicher-
heitsgesetz, der im Juni 2010 veröffentlicht
worden ist, eine etwas andere. Nebenbei
bemerkt: Einige Gutachten und Stellung-
nahmen in der Literatur, die vor diesem Be-
schluss veröffentlicht wurden, wurden da-
durch Makulatur.

Ich will das Elfte Gesetz zur Änderung
des Atomgesetzes in den Mittelpunkt meines
Statements stellen und in diesem Zusam-
menhang vier Punkte anführen.

Erster Punkt: Aus meiner Sicht wird durch
das Elfte Gesetz der Zweck des Atomgeset-
zes, so wie er 2002 neu gefasst worden ist,
nicht verändert. Ziel des Gesetzes bleibt
weiterhin der sichere Betrieb und die geord-
nete Beendigung dieses Betriebs.

Zweiter Punkt: Es werden nur die Rechte
zur Elektrizitätsmengenerzeugung erhöht.
Das ist der entscheidende Punkt. Die Voll-
zugsaufgaben der Länder, die sie durch das
Atomgesetz bereits erhalten haben, bleiben
gleich.

Dritter Punkt: Durch diese Erhöhung ver-
längern sich die Laufzeiten mittelbar. Im ge-
samten Gesetz sind keine Fristen enthalten.
Wir sprechen zwar von Laufzeitverlängerung.
Aber eigentlich handelt es sich um eine
Mengenerhöhung, die faktisch zu einer Lauf-
zeitverlängerung führen wird. Ich greife die-
sen Gedanken gleich noch einmal auf.

Vierter Punkt: Man muss sehen, dass es
sich hier um die erstmalige und vermutlich
einmalige Erhöhung der Rechte zur Elektri-
zitätsmengenerzeugung handelt. Das wider-
spricht aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht
dem Zweck des Atomgesetzes. Zweck des
Atomgesetzes bleibt es weiterhin, die fried-
liche Nutzung der Kernenergie geordnet zu
beenden. Man sollte bei der Beurteilung der
durchschnittlichen Laufzeitverlängerung um
zwölf Jahre allerdings auch darüber nach-
denken, ob man hier nicht die Investitions-
und Planungszeiträume im Energiesektor als
Maßstab heranziehen sollte. Dann würden
sich ganz andere Zeiträume ergeben.

Ich will nun noch kurz auf zwei Einwände
eingehen, die in der Literatur und in den
Gutachten genannt werden.

Erstens. Viele gehen davon aus, dass
aufgrund des Zeitmoments, das ich vorhin
angesprochen habe, der Bundesrat zustim-
men müsste. Dieses Zeitmoment spielt aber
in dieser Form keine Rolle. Das Atomgesetz

ist bislang nicht befristet. Es ist auch durch
die Novelle im Jahre 2002 nicht befristet
worden. Es ist ein unbefristet geltendes Ge-
setz, das noch lange gelten wird, um die
Atomkraft später einmal abzuwickeln. Auf-
grund der Laufzeitverlängerung kommt es
nicht zu einer faktischen Verlängerung. Da-
mit kann also eine Zustimmungspflichtigkeit
nicht begründet werden.

Zweites. Man hat in der Diskussion immer
den Eindruck, als ob die Länder berechtig-
terweise erwarten dürfen - beim Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte
würde man von „legitimate expectations“
sprechen -, dass das Atomgesetz irgend-
wann einmal endet. Das ist aber eine indivi-
dualistische Sicht auf das Thema, die im
Staats- und Organisationsrecht eigentlich
nichts zu suchen hat. Es geht nicht um be-
rechtigte Erwartungen der Länder. Bund und
Länder teilen sich die staatlichen Aufgaben
nach staats-, organisations- und kompetenz-
rechtlichen Grundsätzen. Ich glaube, dass
auch keine anderen Gründe für eine Zustim-
mungspflichtigkeit sprechen. Ich kann hierzu,
wenn das gewünscht ist, später gern noch
etwas im Detail sagen.

Ich komme zum Schluss. Man muss al-
lerdings zugeben, dass auch nach dem Be-
schluss des Zweiten Senats des Bundes-
verfassungsgerichts, veröffentlich im Juni
dieses Jahres, die Verfassungsrechtslage
nicht absolut eindeutig ist. Wir wissen nicht,
was der Zweite Senat mit Blick auf
Art. 87 c Grundgesetz - das ist die entschei-
dende Norm - sagen wird.

Wenn man bedenkt, dass die Länder
durch den Bundesrat an der Gesetzgebung
mitwirken, aber sie nicht selbst machen,
dann kommt man zu dem Schluss, dass Sie
als Mitglieder des Bundestages die primäre
politische Verantwortung für dieses Projekt
tragen und der Bundesrat an dieser Stelle
eben nur mitwirkt. Die Entwicklung der letz-
ten zehn Jahre zeigt ganz eindeutig, dass
der Bundesrat nicht immer dann zustimmen
darf, wenn es politisch wichtig ist, sondern
wenn es zu einer Systemverschiebung im
Kompetenzgefüge kommt. Eine solche Sys-
temverschiebung durch das Elfte Gesetz zur
Änderung des Atomgesetzes sehe ich aber
nicht.

Sachverständiger Lothar Hahn: Ich war
acht Jahre technisch-wissenschaftlicher Ge-
schäftsführer der GRS, bevor ich im April
dieses Jahres in den Ruhestand gegangen
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bin. Davor habe ich mich 21 Jahre beim Öko-
Institut mit Fragen der nuklearen Sicherheit
beschäftigt. Ich war ab dem Jahr 1999 zehn
Jahre Mitglied der Reaktor-Sicherheitskom-
mission, drei Jahre als ihr Vorsitzender und
weitere drei Jahre als ihr stellvertretender
Vorsitzender tätig. Ich werde mich also nur
zu Sicherheitsfragen äußern können.

Laufzeitverlängerungen werden in vielen
Ländern der Erde, die Kernenergie betreiben,
diskutiert und praktiziert. Die Systeme sind in
den einzelnen Ländern zum Teil sehr unter-
schiedlich. Um diese Unterschiede etwas zu
nivellieren, haben internationale Organisatio-
nen damit begonnen, bestimmte Richtlinien
zu entwickeln. Bei den Sicherheitsfragen liegt
der Schwerpunkt der Überlegungen auf
einem effektiven Alterungsmanagement, auf
der ständigen Verbesserung der nuklearen
Sicherheit und auf dem Verhalten der Anla-
gen bei schweren Unfällen. Das sind die
Punkte, um die man sich kümmern und über
die man auch hier diskutieren sollte.

Für mich ist der Zusammenhang zwi-
schen der Laufzeit und dem Sicherheits-
niveau der Anlagen entscheidend. Ich kann
mir nicht vorstellen, dass man über Laufzeit-
verlängerungen diskutieren kann, ohne
gleichzeitig Sicherheitsverbesserungen ins
Auge zu fassen, und zwar in einem Maße,
dass das Risiko, das durch den längeren
Betrieb entsteht, zumindest nicht erhöht wird,
sondern nach Möglichkeit sogar noch abge-
senkt wird. Das ist für mich der entschei-
dende Punkt.

Sachverständiger Prof. Dr. Christian
Hey (Sachverständigenrat für Umweltfragen):
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen
befindet sich gerade in der Endphase der
Erstellung eines ungefähr 600-seitigen Son-
dergutachtens zu einer nachhaltigen Strom-
versorgung, das im Januar 2011 übergeben
werden soll. Teile davon haben wir bereits
veröffentlicht. Hierauf stützt sich im Wesent-
lichen meine Stellungnahme.

Zunächst muss das Energiekonzept der
Bundesregierung, in das der Gegenstand,
über den wir heute sprechen, eingebettet ist,
in vielfacher Hinsicht als international vorbild-
lich anerkannt werden. Das gilt für den Zeit-
horizont bis 2050 oder auch für die Ausbau-
ziele im Zusammenhang mit den erneuer-
baren Energien. Das Konzept verdient Res-
pekt, selbst dann, wenn man sich gewünscht
hätte, dass manches Ziel noch ehrgeiziger
gesteckt worden wäre.

Bedingung für den Erfolg dieses Kon-
zeptes aber ist die Konsistenz der Maßnah-
men. Genau dort setzen unsere Bedenken
an. Eine Laufzeitverlängerung für Atomkraft-
werke um durchschnittlich zwölf Jahre ist als
Brücke zu den erneuerbaren Energien eher
hinderlich als förderlich. Ich möchte meine
Ausführungen auf die Begründung dieses
Arguments beschränken.

Erster Punkt: Wir haben in unseren Sze-
narien nachgewiesen, dass das aktuelle
Wachstum der erneuerbaren Energien und
der bis auf weiteres bestehende fossile
Kraftwerkspark ausreichen werden, um eine
sichere Energieversorgung in den 20er-Jah-
ren auch ohne Laufzeitverlängerung zu ge-
währleisten. Wir gehen davon aus, dass der
Anteil der erneuerbaren Energien an der
Stromversorgung deutlich über die Marke
von knapp 40 Prozent steigen kann, die die
Bundesregierung für 2020 an die Europäi-
sche Kommission gemeldet hat. Dessen
ungeachtet kann man aber sicher davon
ausgehen, dass die 50-Prozent-Marke in den
20er-Jahren erreicht werden kann.

Zweiter Punkt: Angesichts dieser Wachs-
tumsmöglichkeiten für die erneuerbaren
Energien befürchten wir, dass die Laufzeit-
verlängerung zu Überkapazitäten von soge-
nannten Grundlastkraftwerken führt. Eine
überwiegend von Windenergie getragene
Stromversorgung wird gänzlich neuartige
Anforderungen an die Flexibilität des kon-
ventionellen Kraftwerksparks stellen. Wind-
bedingte Leistungsschwankungen im Netz
können innerhalb weniger Stunden extrem
stark werden. Das schafft schon heute in
einigen Regelgebieten Probleme. Atomkraft-
werke sind aber nur begrenzt, bis zu einem
Umfang von circa 50 Prozent ihrer Leistun-
gen, schnell regelbar. Damit sind sie den
Flexibilitätsanforderungen nicht hinreichend
gewachsen.

In den nächsten Jahrzehnten wird es
zahlreiche Phasen geben, in denen die er-
neuerbaren Energien die gesamte Last über-
nehmen könnten. Es wird damit zu Abschal-
tungen aller Atomkraftwerke kommen müs-
sen, sofern man - es wird allgemein bekun-
det, dass es so sein soll - am Einspeise-
vorgang für erneuerbare Energien festhalten
will. Zu diesen Abschaltungen kann es
schätzungsweise mindestens 50-mal im Jahr
kommen. Auch das sollte im Übrigen bedacht
werden: Bei längeren Abschaltungen dauert
es zwei Tage, bis die Atomkraftwerke wieder
auf Volllast arbeiten können.
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Nach unseren Schätzungen ist mit der
geplanten Laufzeitverlängerung die Grund-
last in der nächsten Dekade um den Faktor 2
bis 3 zu hoch. Damit entsteht ein System-
konflikt zwischen konventionellen und er-
neuerbaren Energien. Dieses Problem wurde
in den Energieszenarien der Bundesregie-
rung sträflich vernachlässigt. Es ließe sich
grundsätzlich durch zwei Alternativen lösen:
Entweder schaltet man die Atomkraftwerke in
den absehbaren Starkwind- oder Schwach-
lastzeiten ganz ab, oder aber man drosselt
das Wachstum der erneuerbaren Energien
bzw. man schafft Marktanreize, dass die
Windräder dann stillstehen, wenn viel Wind
bläst. Das Energiekonzept deutet solche
Optionen an.

Bei der ersten Option verlängert sich die
reale Laufzeit von Atomkraftwerken und ver-
teuert die Energieversorgung, weil dann
nämlich unnötigerweise ein nicht mehr kom-
plett ausgelasteter Kapitalstock an konven-
tionellen Kraftwerken vorgehalten wird. Die
zweite Option aber behindert das Wachstum
der erneuerbaren Energien. Wenn die Wind-
räder ausgerechnet bei starkem Windauf-
kommen kein Geld mehr erwirtschaften, wer-
den sie unrentabel. Das führt zu einem In-
vestitionsrückgang und bremst das Wachs-
tum für die erneuerbaren Energien. Genau
das ist die zentrale Sorge des Sachverstän-
digenrats. Die Laufzeitverlängerung gefähr-
det das vielleicht wichtigste Einzelziel im
Energiekonzept der Bundesregierung.

Sachverständiger Thorben Becker
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e. V.): Der Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland ist mit über 460 000
Mitgliedern der größte Umweltverband in
Deutschland. Wir vom BUND betrachten die
Laufzeitverlängerung aus zwei Blickwinkeln:
Zum einen setzen wir uns für eine klima-
freundliche, zukunftsfähige Energieversor-
gung ein. Zum anderen sind wir natürlich
aktiv dagegen, dass durch die Energiepolitik
Risiken für Natur und Umwelt und für die
Bevölkerung entstehen. Im Übrigen geht es
hier um reale Laufzeitverlängerungen und
nicht nur um mittelbare Laufzeitverlängerun-
gen. Die Risiken, die im Raume stehen, ha-
ben ganz reale Auswirkungen.

Bei der Debatte um die Laufzeitverlänge-
rung ist für uns ein Punkt entscheidend: Die
Laufzeitverlängerung ist energiepolitisch
schlicht überflüssig. Die vorliegenden Szena-
rien lassen keinen wirklich zwingenden

Grund für eine solche Maßnahme erkennen.
Schon diejenigen Szenarien, die für den
Energiegipfel der Großen Koalition erstellt
wurden, zeigten eindeutig: Das Erreichen
unserer Klimaschutzziele und eine sichere
Stromversorgung sind auch bei Durchfüh-
rung des Atomausstiegs möglich.

Seitdem wurden diese Aussagen durch
eine Reihe von durchdachten Energieszena-
rien bekräftigt. In der Praxis haben sich die
damaligen Annahmen, was den Ausbau der
erneuerbaren Energien angeht, mehr als
bestätigt. Unserer Ansicht nach können wir
deutlich schneller aus der Atomenergie aus-
steigen, als es bisher vom Gesetz vorge-
sehen ist. Das entspricht auch etwa den
Zahlen zum Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, die von der Bundesregierung an die
EU-Kommission gemeldet wurden. Diese
Prognosen besagen, dass um das Jahr 2020
der Anteil der erneuerbaren Energien an der
Stromversorgung die 40-Prozent-Grenze
überschreiten wird. Das ist genau der Zeit-
punkt, von dem Umweltminister Röttgen im-
mer gesprochen hat, zu dem wir auf die
Atomkraftwerke verzichten können. Diesen
Punkt werden wir erreichen, bevor nach der
geltenden Gesetzeslage das letzte Atom-
kraftwerk vom Netz gegangen ist.

Ein weiterer wichtiger Punkt, der die
Überflüssigkeit von Laufzeitverlängerungen
unterstreicht, ist der derzeitige Stromexport.
Sie haben es gesagt: Deutschland ist im
Moment ein Stromexportland. Wir exportie-
ren Strom in der Größenordnung der Leis-
tung von etwa sechs Atomkraftwerken.
Gleichzeitig stehen zwei alte und gefährliche
Atomkraftwerke - in Krümmel und in Bruns-
büttel - seit zwei Jahren still, und viele Atom-
kraftwerke - Biblis, Neckarwestheim - sind
weit davon entfernt sind, Volllast zu fahren.
Wir könnten bis zu acht Atomkraftwerke still-
legen, ohne dass dies irgendwelche Auswir-
kungen auf unsere Stromversorgung hätte.
Angesichts dieser Tatsachen sollte man sich
sehr genau überlegen, ob man über Lauf-
zeitverlängerungen sprechen sollte.

Aus unserer Sicht führen längere Lauf-
zeiten in jedem Fall zu einer Vergrößerung
des atomaren Risikos. Längere Laufzeiten,
wie sie jetzt vorgesehen sind, bedeuten
5 000 Tonnen hochradioaktiven Atommülls
mehr, für dessen Lagerung es nach wie vor
überhaupt keine Lösung gibt. Das alleine
wäre aus unserer Sicht ein Grund, auf län-
gere Laufzeiten zu verzichten.
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Gleichzeitig - das hat bereits Herr Hahn
gesagt - muss es natürlich darum gehen, das
Sicherheitsniveau zu halten oder sogar zu
steigern. Davon sind wir aber weit entfernt. In
den letzten Jahren haben wir bei den Atom-
kraftwerken auf viele Sicherheitsnachrüstun-
gen verzichtet, weil davon auszugehen war,
dass die Atomkraftwerke in absehbarer Zeit
vom Netz gehen. Aus unserer Sicht enthalten
die Vorschläge der Bundesregierung über-
haupt keinen Ansatz, wie jetzt in großem
Umfang Sicherheitsnachrüstungen durchge-
führt werden sollen. Obwohl das zum Teil
sehr schlechte Sicherheitsniveau - das gilt
vor allem für die älteren Anlagen, deren
Sicherheitsniveau weit vom aktuellen Stand
von Wissenschaft und Technik entfernt ist,
und zwar nicht nur bezogen auf die Sicher-
heit vor Terroranschlägen - nicht so schnell
verbessert werden kann, sollen die Laufzei-
ten verlängert werden.

Durch längere Laufzeiten entstehen zu-
sätzliche Risiken. Das sind Alterungsrisiken:
Materialermüdung und Ähnliches. Die Anzahl
der Störfälle nimmt mit dem Alter signifikant
zu. Das sind fast ausschließlich Störfälle, die
nicht erwartet wurden. Wir stehen immer
wieder vor der Situation, dass neue Gefahren
auftauchen, mit denen wir nicht vernünftig
umgehen können.

Noch ein Wort zur Brücke zu den er-
neuerbaren Energien. Aus unserer Sicht sind
längere Laufzeiten - diesbezüglich kann ich
das, was Herr Hey gesagt hat, voll unterstüt-
zen - keine Brücke zu den erneuerbaren
Energien. Ganz im Gegenteil: Wir brauchen
jetzt eine klare Richtungsentscheidung, eine
Systementscheidung für erneuerbare Ener-
gie und für eine Steigerung der Energieeffi-
zienz, und zwar aus mehreren Gründen.

Ein Grund ist technischer Natur: Aus un-
serer Sicht stellt das geplante Vorgehen -
gleichzeitiger Ausbau im Bereich der
erneubaren Energien und Verlängerung der
Laufzeit von Atomkraftwerken - technisch ein
großes Problem dar. Atomkraftwerke sind
technisch schwer regelbar. Das ist ein Effekt,
der sich praktisch auswirkt. Schon jetzt müs-
sen wir bei einem hohen Windanteil Wind-
strom quasi wegwerfen, weil die Atomkraft-
werke nicht schnell genug heruntergeregelt
werden können.

Die Gleichzeitigkeit ist aber nicht nur in
wirtschaftlicher, sondern auch in strukturpoli-
tischer Hinsicht ein großes Problem. Wenn
wir beides machen wollen, müssen wir auch
die Strukturen für beides ausbauen. Das gilt

beispielsweise für die Netze. Wir können die
Netze nicht gleichzeitig für längere Lauf-
zeiten der Atomkraftwerke, für neue Kohle-
kraftwerke und für eine stärkere Nutzung der
erneuerbaren Energien ausbauen. Das ist
ein wirklicher Irrsinn.

Auch gesellschaftspolitisch brauchen wir
eine Richtungsentscheidung. In den letzten
Wochen und Monaten hat man klar gesehen,
dass diese Entscheidung von der Bevölke-
rung nicht hingenommen wird. Wir sind weit
davon entfernt, im Bereich der Energiepolitik
so etwas wie Ruhe zu haben, damit man
gemeinsam an Lösungen für die Zukunft
arbeiten kann. Wenn diese Gesetzentwürfe
durchkommen, werden wir - leider - die
Schlachten der Vergangenheit weiterführen
müssen.

Von einer Investitionssicherheit sind wir
auch deswegen weit entfernt, weil völlig un-
klar ist, wie das Bundesverfassungsgericht
entscheiden wird. Aus unserer Sicht ist
außerdem klar, dass eine anders zusam-
mengesetzte Bundesregierung diese Ände-
rungen zurücknehmen kann und wird. Inso-
fern können und müssen wir aus sicherheits-
politischen Gründen auf längere Laufzeiten
verzichten.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): Dem Gesetzentwurf
zur Laufzeitverlängerung mangelt es aus
meiner Sicht an einer nachvollziehbaren und
vor allen Dingen überprüfbaren Begründung.
Die Energieszenarien, die die Bundesregie-
rung erstellt hat, taugen nicht als Begrün-
dung. Darüber war ich überrascht; denn auf-
grund der Vorgaben, die BMWi und BMU den
Gutachtern in Form von Eckpunkten und
Prämissen gemacht haben, habe ich etwas
anderes erwartet. Trotz dieser Vorgaben sind
keine wesentlichen volkswirtschaftlichen
Vorteile einer Laufzeitverlängerung festge-
stellt worden.

Das Gutachten gibt außerdem keine Ant-
wort auf die Frage, warum die Laufzeiten
ausgerechnet um zwölf Jahre verlängert
werden müssen. Auch im Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen finde ich dafür keinerlei
Begründung.

Ganz besonders offensichtlich ist der Be-
gründungsmangel bei den ältesten Reakto-
ren. Wir haben uns in den letzten zehn Jah-
ren beim Strom immer mehr zu einem Ex-
portland entwickelt. Im Durchschnitt der
letzten drei Jahre hatten wir einen Über-
schuss von 18,6 Milliarden Kilowattstunden.
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Wenn Sie einmal schauen, was die fünf äl-
testen Reaktoren in Deutschland - Biblis A,
Neckarwestheim, Biblis B, Brunsbüttel und
Isar - zusammen produziert haben, dann
stellen Sie fest, dass das exakt 18,6 Milliar-
den kWh sind. Warum die Laufzeiten ausge-
rechnet für diese Reaktoren, die in den
nächsten Jahren vom Netz gehen sollten und
die genau die Strommenge produziert haben,
die der Differenz zwischen importiertem und
exportiertem Strom entspricht, verlängert
werden sollen, erschließt sich mir nicht. Auch
für die Aussage, dass diese Kernkraftwerke
als Brücke in das regenerative Zeitalter
benötigt werden, suche ich in dem Gesetz-
entwurf vergeblich nach einer Begründung.

Ich denke, es wird einen massiven Kon-
flikt geben. Meine Vorredner haben schon
darauf hingewiesen. In dem Gesetzentwurf
ist von der Notwendigkeit die Rede, den üb-
rigen Kraftwerkspark zu flexibilisieren. In der
Begründung steht:

Im Hinblick auf den Ausbau der er-
neuerbaren Energien wird ein fle-
xiblerer Kraftwerkspark benötigt.

Warum ausgerechnet die Kraftwerke länger
laufen sollen, die die geringste Flexibilität
haben, erschließt sich mir nicht.

Von den Kollegen Sachverständigen habe
ich gerade gehört, dass die Kernkraftwerke
flexibel seien. Die schriftliche Stellungnahme,
die ich eingereicht habe, enthält auf Seite 3
eine interessante Grafik. Sie stammt aus
einem Gutachten des EWI, das im Auftrag
des Bundeswirtschaftsministeriums entstan-
den ist und die Marktsituation am 4. Oktober
2009 beleuchtet. Das war der Tag, an dem
es einen Rekord bei den negativen Strom-
preisen in Deutschland gab. Damals haben
diejenigen, die ihren Strom nicht losgewor-
den sind, 500 Euro pro Megawattstunde
dafür gezahlt, dass ihnen jemand den über-
flüssigen Strom abgenommen hat. Die Grafik
zeigt eine hohe Windeinspeisung und eine
relativ niedrige Nachfrage an diesem Tag.
Dementsprechend mussten die anderen
Kraftwerke ihre Produktion anpassen. Die
Gaskraftwerke und die Steinkohlekraftwerke
haben das gemacht. Auch die Braunkohle-
kraftwerke haben die Produktion ein biss-
chen reduziert. Nur die Kernkraftwerke sind
quasi durchgelaufen. Dieser Systemkonflikt
wird sich in Zukunft verschärfen; denn das
war zu einem Zeitpunkt, zu dem der Anteil
der erneuerbaren Energien 16 bis 17 Prozent
betrug.

Jetzt müssen wir einmal in die Zukunft
schauen. In dem sogenannten Nationalen
Aktionsplan für erneuerbare Energie, den
das Kabinett im August verabschiedet hat,
steht, dass die Bundesregierung bis 2020 mit
einem Anteil der erneuerbaren Energien an
der Stromerzeugung von knapp 40 Prozent
rechnet. Genau gesagt, rechnet sie mit
38,6 Prozent. Auf Seite 4 habe ich aufgelis-
tet, was die Prognose der Bundesregierung
im Detail bedeutet, zum Beispiel für die Be-
reiche Windenergie und Photovoltaik. Wir ha-
ben das Fraunhofer-Institut in Kassel ge-
beten, grafisch darzustellen, was es bedeu-
tet, wenn die Mengen an regenerativer Ener-
gie, die von der Bundesregierung für das
Jahr 2020 prognostiziert werden, im Sommer
2020 tatsächlich ins Netz eingespeist wer-
den. Den Seiten 6 ff. der schriftlichen Stel-
lungnahme, die ich am Dienstagabend einge-
reicht habe, können Sie entnehmen, dass die
erneuerbaren Energien während des ganzen
Sommers 2020 einen enormen Beitrag zur
Stromversorgung leisten werden. Diese sind
Grundlast per Gesetz; denn nichts anderes
bedeutet der Vorrang im Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz. Sie kommen zuerst, haben
Vorrang. Wenn Sie sich die Grafiken an-
schauen, stellen Sie fest, dass die Produk-
tion der erneuerbaren Energien die Strom-
nachfrage übersteigen wird. Das heißt, auf
dem Gebiet der erneuerbaren Energien wür-
den sogar Überschüsse produziert werden.

Nun stellt sich natürlich die Frage, wie der
restliche Kraftwerkspark bei einem Fortbe-
stand der vorrangigen Einspeisung erneuer-
barer Energien darauf reagieren soll.
Schauen Sie sich einmal an, welches Maß
an Flexibilität gefordert wird - das können Sie
der Zusammenfassung für das ganze Jahr
auf Seite 15 entnehmen -: Die Zackenlinie
verdeutlicht die erforderliche Flexibilität.
Wenn Sie den erneuerbaren Energien wei-
terhin Vorrang gewähren und den Ausbau
der erneuerbaren Energien in dem Maße
vorantreiben wollen, wie die Bundesregie-
rung das im August gegenüber der Europäi-
schen Kommission beschrieben hat, dann
müssen die übrigen Kraftwerke in der Lage
sein, flexibel zu reagieren. Wir reden jetzt
nicht über Kohle-, sondern über Kernkraft-
werke. Die Kernkraftwerke erbringen im
Augenblick eine Leistung von 20 GW. Die
Kraftwerksbetreiber sagen - diese These
kann ich nicht überprüfen -, dass sie die
Leistung regelmäßig auf 50 Prozent herun-
terregeln können. 50 Prozent Regelfähigkeit
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reichen aber in keiner Weise aus; das kön-
nen Sie der Grafik auf Seite 15 unten ent-
nehmen. Das macht deutlich, dass ein mas-
siver Konflikt zwischen dem Ausbau der
erneubaren Energien und der Laufzeitver-
längerung besteht. Das Gutachten, das die
Bundesregierung hat erstellen lassen, gibt
keinerlei Auskunft darüber, wie dieser Kon-
flikt gelöst werden soll.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
haben jetzt alle Statements gehört. - Im ers-
ten Teil der Anhörung werden wir schwer-
punktmäßig das Thema Sicherheitstechnik
behandeln. Der zweite Punkt wird die Öko-
nomie sein. Als Drittes befassen wir uns mit
dem Thema Recht. Wir haben uns überlegt,
jeweils eineinviertel Stunden vorzusehen,
und das Thema Recht am Schluss etwas
kürzer zu behandeln.

Es gibt jetzt eine Fragerunde und danach
eine Antwortrunde. Die Fragenden haben
zwei Minuten Zeit.

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): Zu-
nächst bitte ich Herrn Liemersdorf, einen
Blick auf die vom BMU Ende September
veröffentlichte Liste mit sicherheitstechni-
schen Anforderungen zu werfen - das ist die
sogenannte Nachrüstliste - und uns zu sa-
gen, was das in sicherheitstechnischer Hin-
sicht im internationalen Vergleich und in Be-
zug auf die jetzt noch geltende Rechtslage
bedeutet.

Die zweite Frage richte ich an Herrn
Baake, der sich in seiner früheren Funktion
als Staatssekretär mit dem Thema Sicherheit
auseinandergesetzt hat. Mit seiner Unter-
schrift unter den Ausstiegsbeschluss im
Jahre 2000 hat er erstens bescheinigt, dass
die Kernkraftwerke und die sonstigen kern-
krafttechnischen Anlagen in Deutschland auf
einem im internationalen Vergleich hohen
Sicherheitsniveau betrieben werden. Zwei-
tens hat er damit festgelegt, dass die Bun-
desregierung nicht die Initiative ergreifen
wird, um diesen Sicherheitsstandard und die
ihm zugrunde liegende Sicherheitsphiloso-
phie zu ändern. Wie stehen Sie zu Ihrer da-
maligen Position? War das richtig? Sind Sie
nach wie vor der Meinung, dass die Sicher-
heitsstandards, wie damals bescheinigt, hoch
sind? Wenn das nicht Ihre Meinung ist, frage
ich, wieso Sie heute, wo Sie eine andere
Funktion innehaben, eine andere Meinung
vertreten.

Ulrich Kelber (SPD): Eine kleine Vorbe-
merkung: Ich halte es nach wie vor für in-
akzeptabel, dass die Koalition für die Anhö-
rung zu zwei so großen Gesetzentwürfen nur
vier Stunden vorsieht und für Auswertung,
Regierungsbefragung und Beratung mög-
licher Änderungsanträge im Ausschuss nur
zwei Stunden. Dies ist ein absolut unübliches
Verfahren im Deutschen Bundestag und der
Schwere des Themas nicht angemessen.

Meine beiden Fragen gehen an Herrn
Hahn. Erstens. Wie beurteilen Sie die Lauf-
zeitverlängerung für die ältesten Kraftwerke
im Hinblick auf Materialalterung und Nach-
weisalterung und vor dem Hintergrund, dass
in Zukunft häufiger der Zwang bestehen
wird - das haben Herr Baake und Herr Hey
dargestellt -, noch flexibler zu reagieren, das
heißt, die Produktion herunterzufahren bzw.
Abschaltungen vorzunehmen?

Zweite Frage: Bei den ältesten Atom-
kraftwerken - zweite Generation der Druck-
wasserreaktoren - gibt es durchschnittlich
dreimal so viele meldepflichtige Ereignisse
wie bei den neueren. Ist es überhaupt mög-
lich, die konzeptionell veralteten Druck-
wasserreaktoren der zweiten Generation und
die Siedewasserreaktoren der Baulinie 69 so
nachzurüsten, dass sie hinsichtlich des
Schutzes bei Flugzeugabstürzen, der Not-
stromsysteme, des Brandschutzes sowie der
Leit- und Steuerungstechnik dem Standard
der Konvoianlagen aus den 80er-Jahren
entsprechen? Ließe sich das finanziell dar-
stellen, und wie groß wäre der Zeitaufwand?
Ließe sich die Nachrüstung überhaupt inner-
halb der Laufzeit realisieren, oder blieben
diese Kraftwerke trotz Laufzeitverlängerung
bis zum Ende ihrer Laufzeit auf dem veralte-
ten Stand?

Judith Skudelny (FDP): Meine Fragen
gehen an Herrn Professor Dr. Hey und Herrn
Dr. Riechmann. Wir fokussieren uns beim
Thema erneuerbare Energien sehr stark auf
die Produktion. Meine Fragen betreffen die
Netze: In welchem Umfang müsste der Netz-
ausbau bis 2020 stattfinden, um die Effekte
erzielen zu können, die der SRU bei seinen
Annahmen als gegeben angenommen hat?
Welche Kosten würden diese Ausbaumaß-
nahmen verursachen? In den letzten fünf
Jahren haben wir das Netz um 90 Kilometer
ausgebaut. Bis 2020 müssen wir einen Aus-
bau um 800 Kilometer erreichen; nach einer
neuen dena-Netzstudie muss das Netz sogar
um 3 500 Kilometer ausgebaut werden. Wie
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wahrscheinlich ist es angesichts dessen,
dass wir den Netzausbau im vorgesehenen
Zeitraum schaffen? Diese Frage beziehe ich
zum einen auf die Übertragungsnetze. Weil
die Solarenergie aber auch Verteilnetze be-
nötigt, lautet meine andere Frage: Was brau-
chen wir auf der Ebene der Verteilnetze?

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Meine Fra-
gen gehen an Herrn Hahn und Frau Müller.
Welche Betriebs- und Laufzeiten hat man bei
der Planung der jeweiligen Atomkraftwerke
zugrunde gelegt? Ich frage nach der Ge-
samtlaufzeit. Welche Belastungssicherheiten
wurden eingebaut? Wie groß ist Ihrer Mei-
nung nach die Wahrscheinlichkeit, dass die
Nachrüstungen, die aufgrund der Laufzeit-
verlängerung vorgenommen werden sollen,
ausreichen, um die erforderlichen Sicher-
heitsstandards einzuhalten? Sind diese
Nachrüstungen überhaupt möglich, und,
wenn ja, zu welchen Kosten? Ich möchte
hinzufügen: Ich weiß, das man bei Pkws von
einer maximalen Laufzeit von 20 Jahren
ausgeht, die die meisten aber nicht errei-
chen. Wie ist das bei Ihren Atomanlagen?

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Anknüpfend an den Hinweis von
Ulrich Kelber möchte ich anmerken, dass ich
nicht nachvollziehen kann, dass die Endlage-
rung des hochradioaktiven Atommülls, der
sich durch die Pläne der Bundesregierung
um 400 000 Tonnen vermehren wird, hier
überhaupt keine Rolle spielen soll.

Ich habe zwei Fragen an Herrn Baake.
Wir hören immer, dass wir die sichersten
Kraftwerke der Welt haben. Wir wissen aber
auch, dass wir den ältesten AKW-Park der
Welt besitzen. Gibt es eine Sicherheits-
bewertung der deutschen AKWs nach dem
aktuellen Stand von Wissenschaft und Tech-
nik, aus der man den Sicherheitsstand fach-
lich fundiert ableiten könnte?

Meine zweite Frage bezieht sich auf mög-
liche Flugzeugabstürze, die man seit dem
11. September 2001 nicht mehr unter dem
hinzunehmenden Restrisiko fassen kann.
Jürgen Trittin hat ein Konzept verlangt. Es
liegt bis heute nicht vor. Umweltminister
Röttgen hat gesagt, wie wichtig es ist, im
Zusammenhang mit einem möglichen Terror-
angriff aus der Luft Nachrüstanforderungen
zu stellen. In der Novelle finden wir aber
nichts dazu. Herr Baake, wie schätzen Sie
den derzeitigen Schutz der Atomanlagen vor
Flugzeugabstürzen ein? Halten Sie das, was

die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang plant oder eben auch nicht plant, für
ausreichend? Was müsste Ihrer Ansicht nach
geschehen?

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
kommen zur ersten Antwortrunde.

Sachverständiger Heinz Liemersdorf
(Gesellschaft für Anlagen- und Reaktor-
sicherheit mbH): Die Frage bezog sich ins-
besondere auf die Anforderungen im Zu-
sammenhang mit der zusätzlichen Risikovor-
sorge. Diese sind vonseiten des BMU in
einem Bund-Länder-Kreis erarbeitet worden.
Ich habe an diesen Arbeiten mitgewirkt. In-
sofern kann ich sagen: Es wurde intensiv
gearbeitet und mit Blick auf eine Laufzeit-
verlängerung überlegt, mit welchen Maß-
nahmen Sicherheitsreserven gehoben wer-
den können und eine bessere Vorsorge be-
trieben werden kann. Die Entwicklung der
Sicherheitsanforderungen erfolgte in zwei
Schritten: Unter der sogenannten Priorität I
geht es darum, deterministisch kurzfristige
bzw. langfristige Maßnahmen zu generieren,
die diesen Zielen dienen. In einem zweiten
Schritt sind probabilistische Sicherheits-
anforderungen einzubeziehen, die heute auf
internationaler Ebene gefordert werden, die
wir in Deutschland derzeit aber nicht kennen.
Bei diesen probabilistischen Anforderungen
geht es um einen Maßstab für die Wahr-
scheinlichkeit von Ereignissen. Es geht da-
rum, die Wahrscheinlichkeit, bestimmte Er-
eignisse beherrschen zu können, zu erhöhen
und durch technische Maßnahmen die
Wahrscheinlichkeit von Unfällen auf ein ge-
ringes Maß zu reduzieren. Für diesen zwei-
ten Schritt wurde ebenfalls ein Maßnahmen-
paket entwickelt. Es ist generischen Ur-
sprungs, hat also keinen anlagenspezifi-
schen Charakter. Wir waren uns durchaus
bewusst, dass innerhalb der kurzen Zeit, in
der diese Entwicklung stattgefunden hat - wir
haben ein gutes halbes Jahr daran gearbei-
tet -, keine anlagenspezifischen Betrachtun-
gen und schon gar keine spezifischen Ein-
zelprüfungen stattfinden konnten.

Daher erhalten diese Auswertungen an-
schließend Ergänzungen in Form von zu-
sätzlichen anlagenspezifischen Prüfungen,
zum Beispiel im Hinblick darauf, ob be-
stimmte Maßnahmen ergriffen und be-
stimmte Anforderungen erfüllt wurden. Die
Anlagen sind - das wurde heute schon er-
kennbar - zu unterschiedlichen Zeitpunkten
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entwickelt worden, gehören daher verschie-
denen Entwicklungsgenerationen an und
weisen einen unterschiedlichen Entwick-
lungsstand auf.

Ergänzend sage ich - ich möchte das jetzt
nicht bis ins technische Detail darstellen -,
dass wir versucht haben, alle Sicherheits-
ebenen, die es im Rahmen des gestaffelten
Sicherheitskonzepts gibt - dieses gestaffelte
Sicherheitskonzept ist heute auch bei älteren
Anlagen Basis jeder Sicherheitsüberprü-
fung -, einzubeziehen, zum Beispiel indem
wir im Bereich der Beherrschung von Aus-
legungsstörfällen zusätzliche Systeme ein-
bezogen haben, die es derzeit bei neueren
Anlagen, aber nicht bei älteren Anlagen gibt.
Außerdem ist durch andere konstruktive
Ausführungen zum Teil auch schon bei älte-
ren Anlagen Vorsorge getroffen worden, die
es bei neueren Anlagen so nicht gibt.

Es stellt sich auch immer die Frage, wel-
cher Sicherheitsgewinn damit verbunden ist.
Zur Beantwortung dieser Frage kann man
den internationalen Vergleich heranziehen.
Hier wurden schon einige Aspekte betrach-
tet. Zunächst muss man sagen: Zumindest
die Sicherheitskonzepte für Leichtwasser-
reaktoren - das sind die Reaktortypen, die in
Deutschland betrieben werden - haben sich
durch die Entwicklung des international gel-
tenden Regelwerks der IAEA sehr stark an-
genähert. Nichtsdestotrotz gibt es natürlich -
das müssen wir als Experten immer wieder
feststellen - qualitative Unterschiede zwi-
schen ausländischen und deutschen Anla-
gen.

Man kann durchaus sagen, dass die
deutschen Anlagen in diesem Zusammen-
hang einen erheblichen Vorteil haben. Dieser
liegt in einem sehr hohen Redundanzgrad,
der beispielhaft ist und den es in dieser
Weise im Ausland in der Regel nicht gibt. Im
Hinblick auf den Schutz bei einem Flugzeug-
absturz - hier beziehe ich pauschal beide
Möglichkeiten ein: Flugzeugabsturz durch
Unfall und bedingt durch Terroristen - kann
man feststellen, dass zumindest bei einem
großen Teil der in Deutschland betriebenen
Anlagen ein so guter Schutz besteht, wie wir
ihn im Ausland nur bei ganz wenigen Anla-
gen finden.

Zum Abschluss meiner Antwort möchte
ich noch eine Bemerkung zum internationa-
len Vergleich machen. Ich befasse mich jetzt
seit etwa 40 Jahren mit Reaktorsicherheit.
Ich kann sagen: Wenn man die zusätzlichen
Anforderungen umsetzt, die wir in der soge-

nannten Nachrüstliste bzw. BMU-Liste ent-
wickelt haben, dann wird hinsichtlich der
Risiken beim Betrieb deutscher Kernkraft-
werke ein Stand der Vorsorge erreicht, der
im internationalen Vergleich beispielhaft sein
wird.

Sachverständiger Dr. Christoph
Riechmann (Frontier Economics): Frau
Skudelny, es ging in Ihrer Frage um die Wirt-
schaftlichkeit und um die Machbarkeit des
Netzausbaus für die erneuerbaren Energien
und - so habe ich das verstanden - insbe-
sondere um die Frage, was zu beachten ist,
wenn man Ziele im Bereich der erneuerbaren
Energien realisieren möchte, die über das
derzeitige Energiekonzept hinausgehen. Das
kann man in verschiedenen Schritten beant-
worten.

Wenn wir zunächst einmal die Ziele be-
trachten, die wir derzeit bei den erneuer-
baren Energien verfolgen, sehen wir zwei
Herausforderungen: eine Herausforderung
durch die Windenergie und eine andere He-
rausforderung durch die Photovoltaik. Bei der
Windenergie geht es vor allen Dingen um
das Übertragungsnetz, bei der Photovoltaik
vor allen Dingen um die Verteilnetze. Zudem
gibt es geografische Unterschiede: Wind-
energie gibt es vornehmlich in Norddeutsch-
land, Photovoltaik derzeit vornehmlich in
Süddeutschland.

Das Problem mit der Windenergie ist
akut. Wir wissen: Es gibt bestimmte Vor-
rangprojekte im Netzausbau; das hatten Sie
angesprochen. Wir wissen auch, dass die
Ausbauprojekte im Übertragungsnetz, die
eigentlich erforderlich sind, um die aktuellen
Ziele bei den erneuerbaren Energien zu er-
reichen, im Hintertreffen sind. Zudem werden
wir aktuell mehr oder weniger vom Ausbau
der Photovoltaik überrannt, und die Verteil-
netze sind mittlerweile gar nicht mehr geeig-
net, diesen Strom aufzunehmen. - Das ist die
heutige Situation.

Die aktuellen Probleme sind nicht in der
Wirtschaftlichkeit begründet; denn die Netz-
regulierung erlaubt es derzeit, die Kosten
hierfür zu überwälzen. Die Probleme entste-
hen vor allen Dingen durch Verfahrensverzö-
gerungen, die den Netzausbau erschweren.
Dahinter steckt eine mangelnde Akzeptanz in
der Bevölkerung; so würde ich das interpre-
tieren. Für Windenergie und zukünftig auch
für Photovoltaik müssen die Netze ausgebaut
werden, doch niemand möchte diese Netze
sozusagen in seinem Hinterhof haben. Wir
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haben hier also ein ganz großes Akzeptanz-
problem, das sich dahin gehend auswirkt,
dass die Netze nach Möglichkeit unter die
Erde verlegt werden, was wiederum zu
einem deutlichen Kostensprung führt. Ein
unter der Erde verlegtes Übertragungsnetz
ist ungefähr sechsmal teurer als ein über der
Erde verlegtes. Die Wirtschaftlichkeit der
erneuerbaren Energien wird infrage gestellt,
wenn die Kosten für den Ausbau der Netze
so hoch sind.

Zu den Kosten habe ich jetzt keine detail-
lierten Informationen. Möglicherweise kann
Herr Dr. Maurer dazu noch Auskunft geben.

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Ich kenne natürlich nicht alle
Details der früheren Genehmigungsverfah-
ren, die bezüglich der jeweiligen Kraftwerke
durchgeführt worden sind. Voraussetzung für
die Genehmigung war die Regelfähigkeit;
das ist der wichtige Punkt.

Alle Anlagen, die in Betrieb sind, erfüllen
sämtliche Sicherheitsauflagen des strengen
deutschen Atomrechts und unterliegen einer
kontinuierlichen Aufsicht. Es hat regelmäßig
Erweiterungsinvestitionen und Sicherheits-
nachinvestitionen in alle Kraftwerke gegeben,
um den neuesten Stand der Technik herbei-
zuführen. Das hohe Schutzniveau wurde
bisher und wird weiterhin im Rahmen von
Genehmigungen, ständigen Überprüfungen
und der laufenden Überwachung durch die
zuständigen Aufsichtsbehörden sicherge-
stellt. Die Kernkraftwerksbetreiber halten sich
an die Auflagen.

Ich möchte in diesem Zusammenhang da-
rauf hinweisen, dass ich finde, dass die Art
und Weise, in der die Störfalldebatte geführt
wird, unredlich ist. In den letzten 20 Jahren
gab es in Deutschland - ich beziehe mich auf
die von allen akzeptierte INES-Skala, die
Ereignisstufen von 0 bis 7 hat - nur Vor-
kommnisse der Stufen 1 und 2, und zwar 74
der Stufe 1 und drei der Stufe 2. Bei keinem
dieser Vorkommnisse gab es einen Austritt
von Radioaktivität nach außen und damit
eine Gefährdung von Bevölkerung und Um-
welt. Das zeigt, dass die deutschen Kern-
kraftwerke die höchsten Sicherheitsanforde-
rungen weltweit erfüllen.

Sachverständiger Lothar Hahn: Die
erste Frage von Herrn Kelber bezog sich auf
die Verlängerung der Laufzeit älterer Anla-
gen. Wir befinden uns da in einem gewissen

Dilemma. Seit etwa zehn Jahren, seit dem
Atomkonsens 2000 und der entsprechenden
Novelle des Atomgesetzes 2002, hat man
sich auf eine gewisse Restlaufzeit einge-
richtet. Die Betreiber und natürlich auch die
Behörden, also alle Beteiligten, haben sich
darauf eingestellt. Das hat entsprechende
Konsequenzen; diese sind teilweise schon
angesprochen worden. Bestimmte Nachrüs-
tungen wurden im Hinblick auf die verblei-
bende kurze Laufzeit nicht durchgeführt; das
ist sogar so vereinbart worden.

Das markanteste Beispiel ist das fehlende
externe Notstandssystem bei Biblis A. Schon
der damalige Umweltminister in Hessen,
Karlheinz Weimar, hat 1989 eine Nachrüs-
tung gefordert. Das wurde verschleppt, ver-
zögert und dann mit der Begründung, dass
der Aufwand angesichts der kurzen Laufzeit
zu groß sei, ad acta gelegt. Wenn man die
Laufzeit einer solchen Anlage um acht Jahre
verlängert, steht man wieder wie 1989 da. Es
wird sich wahrscheinlich nicht lohnen, ein
Notstandssystem, wie es die modernen An-
lagen haben, nachzurüsten. Das dauert etwa
fünf Jahre und kostet - so hat man damals
geschätzt - eine halbe Milliarde Euro.

Wiederum wird man also nur mit Ersatz-
maßnahmen operieren können. Ersatzmaß-
nahmen wurden in Biblis durchgeführt. Aber
die Frage ist: Ist das Schutzniveau erreicht
worden, das man mit einem regelgerechten
Notstandssystem hätte erreichen können? In
Teilen wird man etwas kompensieren kön-
nen, aber eine vollständige Kompensation
der Mängel wird aus meiner Sicht nicht ge-
lingen. Das gilt nicht nur für das Notstands-
system in Biblis A, sondern auch für andere
aufwendige Nachrüstungen. Dieses Problem
aus der Vergangenheit schleppen wir nun
weiter mit uns herum.

Die zweite Frage von Herrn Kelber bezog
sich auf die Nachrüstbarkeit älterer Druck-
wasserreaktoren und der Siedewasserreak-
toren der Baulinie 69. Viele Defizite, die be-
stehen, weil diese Anlagen nicht die mo-
dernsten Standards erfüllen, kann man durch
Nachrüstungen und andere Maßnahmen
teilweise kompensieren, aber nicht alle. Die
Möglichkeit eines Flugzeugabsturzes ist ein
Beispiel, bei dem das offensichtlich wird.

Es gibt noch weitere Schwierigkeiten, das
moderne Niveau zu erreichen, etwa bei der
Vermaschung von Sicherheitssystemen, von
redundanten Systemen. Früher war es üb-
lich, diese Systeme vermascht aufzubauen.
Das hat natürlich einen Nachteil: Wenn man
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zum Beispiel alle sicherheitsrelevanten elek-
trischen Kabel durch den gleichen Raum
laufen lässt und es dort Brandlasten gibt,
dann ist die Gefahr, dass das gesamte Sys-
tem ausfällt, ungleich höher als bei einer
modernen Anlage, bei der die Sicherheits-
systeme und die Leitungen von vornherein
räumlich getrennt sind.

Auch hier sind die Nachrüstmaßnahmen
nur begrenzt erfolgreich. Beim Rangierver-
teiler von Biblis A haben wir genau diesen
Fall erlebt. Man kann natürlich eine Feuer-
löschanlage einbauen, man kann eine hand-
betriebene Anlage durch eine automatische
Anlage ersetzen usw., aber das hat Grenzen.
Die Sicherheit eines unvermaschten Sys-
tems, das räumlich getrennt ist, ist auf jeden
Fall höher.

Diese Frage ist generell schwer zu be-
antworten. Man kann nicht alles nachrüsten.
Bei älteren Anlagen kann das Sicherheits-
niveau der Konvoianlagen sicherlich nicht in
allen Punkten erreicht werden.

(Ralph Lenkert (DIE LINKE): Meine
Frage noch!)

- Ich komme jetzt zu Ihrer Frage nach der
Auslegung. - Eine konkrete Festlegung auf
einen bestimmten Zeitraum gibt es nicht. Oft
werden 40 Jahre genannt. Dieser Zeitraum
ist im Rahmen der rechnerischen Auslegung
bei der Spezifikation von Systemen und
Komponenten zugrunde gelegt worden. Da-
raus den Schluss zu ziehen, nach 40 Jahren
seien die Anlagen am Ende, wäre nicht rich-
tig, weil vieles erneuert, nachgerüstet wird.
Einige Teile müssen schon früher ausge-
tauscht werden als nach 40 Jahren, andere
Teile halten länger. Man kann also keine
generelle Aussage dazu treffen. Man muss
sich das genau anschauen, und zwar anla-
genspezifisch; Herr Liemersdorf hat das ge-
sagt. Man muss anlagenspezifisch in regel-
mäßigen Abständen genau analysieren, in
welchem Zustand die Anlage und deren
Systeme sind.

(Ulrich Kelber (SPD): Meine erste
Frage vorhin, Herr Hahn, war zu
dem Thema der Materialalterung

und der Nachweisalterung bei
Laufzeitverlängerung im Hinblick
auf das in Zukunft häufiger nötige

Herunterfahren der Produktion und
Abschalten!)

- Das muss man sehen. Ich kann nicht genau
abschätzen, wie häufig sich diese Belastun-

gen ändern. Dazu gibt es verschiedene
Zahlen. Das wird die Zukunft zeigen.

Man muss aber auch entsprechende
Überwachungssysteme auswerten; das ge-
schieht. Wenn man an die Grenzen der Ma-
terialbelastung kommt, muss man die Mate-
rialien austauschen. Das geht gar nicht an-
ders. Das war auch in der Vergangenheit der
Fall. Wir haben unerwartete Wechsellasten
bei Rohrleitungen beobachtet, die zu Schä-
den geführt haben, an die man nicht gedacht
hat. In so einem Fall muss man eben aus-
tauschen. Das geht begrenzt, aber nicht in
allen Fällen.

(Ulrich Kelber (SPD): Der
Austausch ist begrenzt?)

Sachverständiger Prof. Dr. Christian
Hey (Sachverständigenrat für Umweltfragen):
Die Frage von Frau Skudelny behandelt ein
ganz wichtiges Thema. Das wird ein
Schwerpunkt unseres Sondergutachtens
sein. In der Vergangenheit ist hinsichtlich des
Netzausbaus einiges versäumt worden. Wir
sollten daraus lernen. Ein Beispiel ist die
dena-Netzstudie I, die bezüglich des Zeit-
horizonts zu kurz gesprungen ist. 2015 war,
vor allem bei der Betrachtung von Infra-
strukturen, schon Anfang der letzten Dekade
etwas zu kurzsichtig. Sicherlich wurde da-
mals auch die Dynamik der erneuerbaren
Energien bei Weitem unterschätzt. Ich hoffe,
dass solche Fehler bei der dena-Netzstudie II
nicht wiederholt werden; ich kann der dena-
Netzstudie II natürlich nicht vorgreifen. Viele
Experten, die sich damit befassen, sitzen für
diese Studie zusammen. Das konnte der
SRU im Detail nicht alleine machen.

Sehr wichtig ist, sich noch einmal anzu-
schauen, welche Faktoren zurzeit zu einem
unzureichenden Netzausbau führen. In der
politischen Diskussion wird als Erstes oft das
Akzeptanzproblem genannt. Das Akzeptanz-
problem ist aber nur einer von drei Faktoren.

Ein anderer Faktor ist ein zu vielstufiges
Planungssystem. Wir werden in unserem
Gutachten ein vereinfachtes, beschleunigtes
und trotzdem gleichermaßen partizipations-
freundlicheres zweistufiges Planungssystem
vorstellen, das auf der einen Seite eine bun-
desweite Fachplanung für Übertragungs-
netze und auf der anderen Seite die Plan-
feststellung vorsieht. Damit kann man auf der
Planungsebene sicherlich einiges beschleu-
nigen und gleichermaßen partizipations-
freundlich ausgestalten.
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Ein weiterer Faktor sind die unzureichen-
den ökonomischen Anreize, die die derzei-
tige Netzregulierung bietet. Es gibt hier eine
Mischfigur aus Anreizregulierung und Inves-
titionsbudgets. Die Anreizregulierung zielt vor
allem auf möglichst niedrige Kosten und ist
natürlich erst einmal nicht besonders investi-
tionsfreundlich. Es geht vor allem darum, die
Durchleitungskosten möglichst niedrig zu
halten. Das ist auch schon im jetzigen Sys-
tem erkannt worden. Deshalb gibt es Aus-
nahmen für Investitionsbudgets bei der
Anreizregulierung. Nur wird das derzeit für
jeden Einzelfall durchdiskutiert und von der
Bundesnetzagentur genehmigt. Das ist ein
relativ schwerfälliges Verfahren. Es stellt sich
auch die Frage, ob die Renditen, die bei den
Investitionsbudgets vorgesehen werden, für
die Investoren tatsächlich attraktiv genug
sind.

Wir wollen deutliche Nachbesserungen
für die Hochleistungsübertragungsnetze, die
wir auch innerhalb Deutschlands benötigen,
erreichen. Wir schlagen die Entwicklung
eines Ausschreibungsmodells vor, das heißt,
dass die Netze vom Staat ausgeschrieben
werden sollen und so eines der wesentlichs-
ten Investitionshemmnisse überwunden wer-
den kann.

Hinsichtlich der Akzeptanz gibt es zwei
Aspekte. Der eine Aspekt betrifft die Ent-
scheidung zwischen Freileitung und Erd-
kabel. Es ist allgemein bekannt, dass Erd-
kabel, wenn man so will, eine Investition in
die Akzeptanz sind. Sie sind anfangs teurer -
das ist keine Frage -, aber sie können im
Unterhalt auf Dauer günstiger sein. Wir sind
von Experten immer wieder darauf hingewie-
sen worden, dass Extremwetterereignisse
natürlich immer ein Problem für Freileitungs-
kabel sind. Dieses Problem haben Erdkabel
in der Instandhaltung nicht. Man muss eine
Gesamtzeitrechnung machen und nicht nur
eine Investitionsrechnung.

Auch auf den anderen Aspekt sollte man
hinweisen: Solange die Energiepolitik auf der
Bundesebene nicht befriedet ist, spiegelt sich
dieser energiepolitische Dissens in den Kon-
flikten um Ausbauleitungen vor Ort wider.
Hier könnte viel mehr geleistet werden, wenn
die Bundesregierung ernsthaft auf einen
Energiekonsens zielen würde. Ich würde
behaupten, dass die Laufzeitverlängerung
das Gegenteil bewirkt.

Eine weitere Frage betraf die Kosten. Wir
haben keine Kostenberechnungen für die
kurzfristige Situation, also für die nächste

Dekade, durchgeführt. Wir haben aber eine
grobe Schätzung, wie hoch die Kosten im
Jahre 2050 sein werden, vorgenommen. Wir
vermuten, dass die Netzausbaukosten, wenn
man es auf den Strompreis umlegt, 1 bis
2 Cent pro kWh betragen werden und der
Gesamtkostenblock für eine vollständig re-
generative Stromversorgung - wenn man es
sehr kostengünstig ausgestaltet - 6 bis
7 Cent pro kWh betragen wird.

Es wäre unfair, alle Kosten, die der Netz-
ausbau jetzt erfordert, ausschließlich den
erneuerbaren Energien zuzuschreiben. Auch
der Bau eines Kohlekraftwerks an der Nord-
see - dies ist ja geplant - und andere ener-
giepolitische Maßnahmen führen zu einem
Netzausbau und weiteren Kosten. Man kann
zwar nicht alles den erneuerbaren Energien
zuschreiben, aber es ist keine Frage: Die
erneuerbaren Energien sind ein ganz großer
Treiber des zukünftig erforderlichen Netz-
ausbaus.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): Herr Nüßlein, Sie
sprachen die Vereinbarung zur geordneten
Beendigung der Kernenergie in Deutschland
an. Vorweg: Das waren schwierige Ver-
handlungen, unter anderem mit Herrn
Hennenhöfer, der damals noch für die AKW-
Betreiber gearbeitet hat, und das war ein
schwieriger Kompromiss. Ich stehe zu jedem
einzelnen Satz dieser Vereinbarung und
möchte nichts zurücknehmen.

Hinsichtlich der Sicherheitsfragen wurde
sinngemäß festgestellt, dass das Sicher-
heitsniveau der Kernkraftwerke in Deutsch-
land im Vergleich zu entsprechenden Anla-
gen im Ausland relativ hoch ist; das ist eine
Tatsache. Aber auch dieses relativ hohe
Sicherheitsniveau hat nicht verhindert, dass
es am 17. Dezember 1987 im Kernkraftwerk
Biblis zu einem Beinahe-GAU gekommen ist.
Es hat nicht verhindert, dass es vor neun
Jahren direkt neben dem Druckbehälter im
Kraftwerk Brunsbüttel zu einer Wasserstoff-
explosion kam; wir hatten Riesenglück, dass
sich diese Explosion nicht zwei Meter weiter
in Richtung Druckbehälter zutrug. Es hat
auch nicht verhindert, dass die Bedienmann-
schaft im Kraftwerk Philippsburg einen Re-
aktor nach einem Stillstand wieder angefah-
ren hat, obwohl die Bor-Wasser-Konzentra-
tion nicht stimmte; hätte das Wasser genutzt
werden müssen, hätte dies im Zweifelsfall
dazu geführt, dass man mit Benzin statt mit
Wasser „gelöscht“ hätte.
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Trotz des relativ hohen Sicherheits-
niveaus der deutschen Kernkraftwerke haben
sich all diese Vorfälle in Deutschland ereig-
net. Sie sind uns allen bekannt; auch dem
Bundestag wurde regelmäßig darüber be-
richtet. Das Sicherheitsniveau der deutschen
Kernkraftwerke ist, verglichen mit anderen
Anlagen auf der Welt, relativ hoch. Dennoch
konnten all diese Ereignisse nicht verhindert
werden. Vor diesem Hintergrund war der
Sinn der Vereinbarung zur geordneten Be-
endigung der Kernenergie in Deutschland,
dieses Risiko für die Zukunft zu beseitigen,
indem man aus dieser Technik aussteigt.

Der zweite Punkt, den Sie angesprochen
haben, ist die Zusage der Bundesregierung,
die Sicherheitsphilosophie, die dem Atom-
gesetz zugrunde liegt, nicht zu ändern. Bis
heute wurde sie auch nicht geändert. Durch
das Gesetz, um das es heute im Entwurf
geht, würde die Sicherheitsphilosophie, die
dem Atomgesetz zugrunde liegt, allerdings
geändert, und zwar zum Negativen; dazu
sage ich gleich noch etwas.

Im Atomgesetz heißt es: Schadensvor-
sorge nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik. - Das ist der Maßstab. Schärfer
könnte die Formulierung nicht sein. Kein
anderes Umweltgesetz, auch nicht das Bun-
des-Immissionsschutzgesetz, kennt einen
solch hohen Sicherheitsstandard; in anderen
Umweltgesetzen ist lediglich vom Stand der
Technik die Rede. Der Stand von Wissen-
schaft und Technik ist der höchste Sicher-
heitsstandard, den deutsche Gesetze ken-
nen. Das heißt, dass die Betreiber verpflich-
tet sind, jeden Tag genau zu überprüfen, ob
im Hinblick auf mögliche Risiken neue Er-
kenntnisse vorliegen. Sie müssen dann nach
dem Stand von Wissenschaft und Technik
Schadensvorsorge betreiben. Eine schärfere
Formulierung wäre, wie gesagt, nicht mög-
lich.

Es gibt zum Stand von Wissenschaft und
Technik nur eine einzige Abgrenzung: das
Restrisiko. Im Moment gibt es laut Gesetz
also zwei Kategorien: „Schadensvorsorge
nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik“ und „Restrisiko“. Um ein Restrisiko
handelt es sich, wenn nach menschlichem
Ermessen nicht mit einem Ereignis zu rech-
nen ist. In diesem Fall besteht für die Kern-
kraftwerksbetreiber keine Verpflichtung,
Schutzmaßnahmen zu treffen, und ein be-
troffener Bürger hat kein Recht, auf die
Durchführung von entsprechenden Schutz-
maßnahmen zu klagen.

Warum soll dies geändert werden? Die in
§ 7 d des Gesetzentwurfes vorgesehene
Regelung stellt eine neue Kategorie dar, die
denklogisch eigentlich gar nicht möglich ist.
Auf der einen Seite gibt es die Schadensvor-
sorge nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik, auf der anderen Seite das Rest-
risiko; so ist die heutige Rechtslage. Mit der
von Ihnen geplanten Regelung verfolgen Sie
aus meiner Sicht nur ein einziges Ziel: Sie
wollen die Ereignisse, die bisher nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik zu
beurteilen waren, in den Geltungsbereich von
§ 7 d rücken. Das hätte im Hinblick auf die
Laufzeitverlängerung zwei Vorteile: Erstens
müsste ein Ereignis wie ein Flugzeugabsturz
nicht mehr nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik beurteilt werden. Zwei-
tens hätten Bürger bei einem Nichttätig-
werden von AKW-Betreibern hier auch kein
Klagerecht mehr. Das ist das Ziel, das Sie
mit dieser Maßnahme verfolgen. Ich zumin-
dest kann das nur so interpretieren; ansons-
ten würde das überhaupt keinen Sinn ma-
chen.

Dieses Vorgehen ist eine Reaktion auf
zwei Urteile eines der höchsten deutschen
Gerichte. In dem einen Urteil entschied das
Bundesverwaltungsgericht, dass der gezielte
Absturz eines Passagierflugzeuges früher
vielleicht dem Bereich des Restrisikos zuzu-
ordnen gewesen wäre, dass dies seit dem
11. September 2001 aber nicht mehr der Fall
ist. Wahrscheinlich kennen Sie alle auch das
andere diesbezügliche Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts - wenn nicht, nenne ich
Ihnen gerne die Quelle -, in dem im Zusam-
menhang mit einem Verfahren zur Genehmi-
gung eines Zwischenlagers ganz klar ent-
schieden wurde, dass ein solches Ereignis
nicht mehr dem Restrisiko zuzuordnen ist,
sondern die Regelung „Schadensvorsorge
nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik“ gilt. - Das ist Punkt eins.

Punkt zwei: Natürlich wissen wir alle,
dass es in Deutschland Kernkraftwerke gibt,
die gegen einen gezielten Flugzeugabsturz
besonders schlecht gesichert sind; in meinen
schriftlichen Ausführungen habe ich das im
Einzelnen dargelegt. Vor dem 11. September
2001 war die Situation eine andere; danach
ist ein solches Ereignis nicht mehr dem Be-
reich des Restrisikos zuzuordnen. Kein
Atomkraftwerk in Deutschland besitzt eine
Auslegung gegen einen gezielt herbei-
geführten Absturz einer Passagiermaschine.
Einige Anlagen haben allerdings, historisch
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bedingt, einen besonders schlechten Sicher-
heitsstandard: Brunsbüttel, Philippsburg 1,
Biblis A und B, Isar 1, Unterweser und
Neckarwestheim. Früher habe ich die Namen
dieser Kraftwerke nicht genannt. Aber nach-
dem Herr Gabriel sie auf der Internetseite
des Bundesumweltministeriums veröffentlicht
hat, darf man das wohl offen tun.

Wenn ich mir die Diskussion, die ich in
den letzten Monaten sehr interessiert verfolgt
habe, vor Augen führe, muss ich feststellen:
Offenkundig war das Bundesumweltministe-
rium einmal der Auffassung, dass die ge-
nannten Reaktoren, die einen besonders
schlechten Sicherheitsstandard haben,
nachgerüstet werden müssen, bevor man
über einen Weiterbetrieb nachdenkt. Es kam
wohl auch nicht von ungefähr - jedenfalls hat
das bisher niemand dementiert -, dass die
ursprünglichen Schätzungen des Bundes-
umweltministeriums im Hinblick auf die Höhe
der Nachrüstungsinvestitionen im Zuge der
Laufzeitverlängerung bei ungefähr 49 Milliar-
den Euro lagen. Dieser Betrag erscheint mir
plausibel, wenn man berücksichtigt, dass die
Kraftwerke nachträglich mit einer Hülle ver-
sehen werden sollen. Ich glaube nicht, dass
das geschieht. Die Größenordnung des
finanziellen Aufwandes ist aber nachvollzieh-
bar.

Aus alldem will man offensichtlich keine
Konsequenzen ziehen. Ich erkenne nicht,
dass geplant ist, die sieben genannten Kern-
kraftwerke mit einer Schutzhülle zu ver-
sehen. Sie wollen die Laufzeit dieser Kern-
kraftwerke verlängern, aber keinen Schutz
vor einem möglichen Flugzeugabsturz instal-
lieren. Deshalb brauchen Sie den geplanten
§ 7 d. Denn nur mit der in § 7 d vorgesehe-
nen Regelung können Sie die Urteile des
Bundesverwaltungsgerichts, das entschieden
hat, dass der Maßstab die Schadensvor-
sorge nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik ist, umgehen. Ansonsten könnte ein
Bürger, wenn die Behörden nicht tätig wer-
den, klagen, und wahrscheinlich würde er vor
Gericht recht bekommen.

Die in § 7 d geplante Regelung wird dazu
führen, dass sich ein Gericht nicht mehr mit
der Sache beschäftigen darf. Unter Verweis
auf § 7 d wäre, wie in der Gesetzesbegrün-
dung steht, kein Drittschutz mehr möglich.
Das heißt, die Klage eines betroffenen Bür-
gers wäre aus rein formalen Gründen abzu-
weisen. Insofern werden das Sicherheits-
niveau und die dem Atomgesetz zugrunde
liegende Sicherheitsphilosophie durch die

geplante Novelle geändert, und zwar zum
Negativen und nicht etwa zum Positiven.

Nun zur Frage, ob die Kernkraftwerke in
Deutschland die sichersten der Welt sind: Da
ich ein bisschen in der Welt herumgekom-
men bin, kann ich Ihnen sagen: Ich kenne
keine Regierung, die von ihren Kraftwerken
nicht behaupten würde, sie seien die sichers-
ten der Welt. Das gilt natürlich auch für die
USA und für Frankreich. Ich kann mich erin-
nern, dass die damalige Bundesregierung
vor zwei oder drei Jahren auf eine parla-
mentarische Anfrage, in der verschiedene
Abgeordnete diese Aussage bestätigt be-
kommen wollten, geantwortet hat: Das kann
man nicht sagen. - Die Bundesregierung hat
also bestritten, dass wir in Deutschland die
sichersten Kernkraftwerke der Welt haben.
Da ich davon ausgehe, dass die Bundes-
regierung weiß, was sie gesagt hat, will ich
mich dazu jetzt nicht im Detail äußern. Das
ist ein relativer Begriff, der sicherlich nicht
einfach zu objektivieren ist.

Zur Sicherheitsbewertung: Ich hatte vor-
hin erläutert: Der Maßstab des Atomgesetzes
ist die Schadensvorsorge nach dem Stand
von Wissenschaft und Technik. Aus meiner
Sicht besteht keine Notwendigkeit, daran
etwas zu ändern. In Deutschland gibt es kein
gesetzgeberisches Defizit, sondern ein Voll-
zugsdefizit. Behörden und Betreiber haben
leider in vielen Fällen die Auffassung vertre-
ten, dass das Regelwerk aus den 60er- und
70er-Jahren den Stand von Wissenschaft
und Technik darstellt und man sich darauf
stützen kann. Das ist aber nicht der Maßstab
des Gesetzes. „Stand von Wissenschaft und
Technik“ heißt, dass man die bis heute ge-
wonnen Erkenntnisse einbeziehen muss.

Um zu verhindern, dass man sich dabei in
Einzeldiskussionen verheddert, wurde noch
zu meiner Zeit im Bundesumweltministerium
der Auftrag erteilt, das Kerntechnische Re-
gelwerk fortzuschreiben. Dann kam die Bun-
destagswahl 2005. Leider hat es danach fast
vier Jahre gedauert, bis dieser Projektauftrag
abgewickelt wurde. Am Ende der Regie-
rungszeit der Großen Koalition wurde ein
Entwurf des Kerntechnischen Regelwerks
vorgelegt. Zu meinem großen Bedauern ha-
ben Bund und Länder dann verabredet, das
neue Regelwerk erst einmal probeweise
anzuwenden. Dieses Vorgehen entspricht
aus meiner Sicht aber nicht dem Auftrag im
Atomgesetz. Denn hier heißt es: Maßstab ist
der Stand von Wissenschaft und Technik.
Wenn der Stand von Wissenschaft und
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Technik im Regelwerk beschrieben ist, darf
es nicht den Behörden überlassen bleiben,
ob sie sich probeweise daran orientieren.
Meiner Meinung nach müssen sie dieses
Regelwerk, das den Stand von Wissenschaft
und Technik beinhaltet, anwenden.

Wir brauchen keine separaten Nachrüs-
tungslisten. Vielmehr kommt es darauf an,
dass die im Kerntechnischen Regelwerk, im
KTR, enthaltenen Regelungen angewendet
werden; denn sie beschreiben den aktuellen
Stand von Wissenschaft und Technik. Ich
vernehme mit einer gewissen Besorgnis,
dass man in der Diskussion über die Nach-
rüstungsinvestitionen weit hinter diesen
Stand zurückfällt.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Es
folgt eine zweite Fragerunde zum Thema
Technik.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Meine
Fragen richten sich an Herrn Liemersdorf.

Zum Ersten: Sie haben die internationale
Szene bereits angesprochen. Ich würde
gerne Ihre Einschätzung erfahren, wie die
internationale Situation im Hinblick auf die
Laufzeiten ist. Welche Laufzeiten legen die
großen Kernenergie nutzenden Staaten zu-
grunde, und welche Trends gibt es?

Zum Zweiten: Ich habe gehört, dass man
sehr viele Komponenten auswechseln kann;
das hat heute auch der Sachverständige
Hahn deutlich gemacht. Es gibt aber eine
Grenze, und zwar bei der Auswechslung des
Reaktordruckbehälters. Meine Frage: Wie
lange hält ein solcher Behälter? Welche An-
sichten werden auf internationaler Ebene
dahin gehend vertreten, wann er sein Min-
desthaltbarkeitsdatum - ich nenne es einmal
so - erreicht ist?

Dirk Becker (SPD): Ich bin Herrn
Dr. Nüßlein für seine Frage an Herrn Baake
ausdrücklich dankbar; denn dabei ging es um
die eigentlichen Sicherheitsprobleme. Ich
würde diesbezüglich gern eine Nachfrage an
Herrn Hahn stellen.

Es geht mir um zwei Aspekte. Erstens.
Wenn im aktuell gültigen Atomgesetz eine
Schadensvorsorge nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik vorgesehen ist -
Herr Baake hat dies ausführlich erläutert -,
welcher Mehrwert wird dann Ihrer Meinung
nach durch die in § 7 d geplante Regelung
erzielt? Nachdem Herr Baake schon eine
Bewertung vorgenommen hat, würde ich

dazu gerne auch Ihre Einschätzung hören.
Geht man mit dieser Gesetzesnovelle, wie
Herr Röttgen und andere angekündigt ha-
ben, tatsächlich über den bisherigen Sicher-
heitsstandard hinaus?

Zweitens möchte ich die allgemeine
Frage anschließen, ob in der Gesetzes-
novelle insgesamt die wissenschaftlichen
und technischen Erkenntnisse, die in den
letzten Jahren im Hinblick auf die Sicherheit
der Nukleartechnologie gewonnen wurden,
nach Ihrer Auffassung ausreichend berück-
sichtigt werden.

Judith Skudelny (FDP): Meine Fragen
richten sich an Herrn Dr. Maurer und Herrn
Baake.

Meine erste Frage betrifft die Kosten.
Mich würde die Höhe der Kosten des Aus-
baus und der Sanierung der Übertragungs-
netze und der Verteilnetze interessieren. Wie
wir gehört haben, konnten Vorhersagen bis
2050 getroffen werden. Vorhersagen bis
2020 waren aber nicht möglich. Das ist aller-
dings genau der Zeitraum, mit dem wir uns in
den nächsten Jahren beschäftigen müssen.
Daher würde mich interessieren: Welche
Investitions- und Nutzungskosten fallen in
diesem Zeitraum an?

Zweitens würde ich gerne Ihre Auffassun-
gen zur Lastfolgefähigkeit der Kernkraftwerke
erfahren. Dazu wurden unterschiedliche
Ausführungen vorgetragen; die einen sagen,
es gehe, die anderen sagen, es gehe nicht.
Herr Baake und Herr Dr. Maurer, wenn Sie
Ihre Einschätzungen vortragen würden, wäre
das vielleicht erhellend.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Ich
habe zwei Fragen, die ich jeweils an Herrn
Baake, Herrn Becker und Herrn Hahn richte.

Die erste Frage: Halten Sie eine Periode
von zehn Jahren zur Überprüfung und Be-
wertung der Anlagensicherheit für ausrei-
chend, insbesondere angesichts der Tatsa-
che, dass auch die Laufzeiten der pannen-
reichsten Kernkraftwerke verlängert werden
sollen?

Die zweite Frage: Wäre die gesetzliche
Festschreibung eines Sanktionenkatalogs,
der auch bei kleineren Verstößen gegen die
Sorgepflicht greift, aus Ihrer Sicht eine Mög-
lichkeit, Mängel leichter zu beheben? Müsste
man empfindliche Strafen festsetzen, oder
welche Maßnahmen müsste man Ihrer Mei-
nung nach ergreifen, um die Reaktorsicher-
heit zu erhöhen?



Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 20
[22. Sitzung am 21.10.2010]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich möchte auf den Nachrüs-
tungsbedarf zurückkommen - denn dieses
Thema scheint mir sehr wichtig zu sein - und
habe zwei Fragen an Herrn Baake.

Erstens. Wie bewerten Sie den Nachrüs-
tungsbedarf deutscher AKWs, und wird die-
ser Nachrüstungsbedarf durch die soge-
nannte Bund-Länder-Nachrüstliste abge-
deckt?

Zweitens. Wie habe ich mir die Nachrüs-
tung konkret vorzustellen? Welche ganz kon-
kreten Maßnahmen müssten beispielsweise
beim Reaktor Biblis A - dieses Beispiel wurde
heute schon erwähnt - umgesetzt werden,
um den Stand von Wissenschaft und Technik
und damit tatsächlich das höchstmögliche
Sicherheitsniveau zu erreichen?

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Nun
kommen wir zur Antwortrunde.

Sachverständiger Heinz Liemersdorf
(Gesellschaft für Anlagen- und Reaktor-
sicherheit mbH): Die GRS beschäftigt sich
schon seit längerer Zeit sehr intensiv mit der
Frage der Laufzeitverlängerungen im inter-
nationalen Kontext: Welche Voraussetzun-
gen mussten erfüllt sein, welche technischen
Überprüfungen wurden durchgeführt? Dabei
haben wir festgestellt, dass man zunächst
einmal die Rahmenbedingungen genau be-
trachten muss.

In allen Staaten spielen die jeweiligen
rechtlichen Rahmenbedingungen, auf die ich
jetzt nicht eingehen möchte, eine Rolle. So
gibt es Anlagen, deren Laufzeit schon in der
Genehmigung definitiv begrenzt wurde, und
es gibt Anlagen, deren Laufzeit in der Ge-
nehmigung nicht begrenzt wurde. Außerdem
ist zu berücksichtigen, dass Anlagen, deren
Laufzeit begrenzt wurde, aufgrund ihrer
technischen Spezifikationen Bedeutung er-
langen.

In den USA wurden alle erteilten Geneh-
migungen mit festen Laufzeiten versehen.
Bisher betrugen die Laufzeiten 40 Jahre. In
den letzten Jahren wurden sie allerdings
deutlich verlängert. In Amerika gibt es inzwi-
schen eine Vielzahl von Anlagen, insgesamt
50, deren Laufzeit von 40 Jahren auf 60 Jah-
re verlängert wurde. Genehmigungsanträge
hinsichtlich einer Verlängerung um weitere
35 Jahre wurden bereits gestellt und werden
zurzeit bearbeitet.

In Diskussionen über Laufzeitverlänge-
rungen spielten Sicherheitsbetrachtungen

immer eine wichtige Rolle, nicht nur in den
USA, sondern auch in anderen Ländern. In
der Vergangenheit wurden jedoch sehr un-
terschiedliche Ansätze verfolgt, und auch die
Vorgehensweisen im Hinblick auf den verfah-
renstechnischen Prozess waren verschieden.

Der philosophische Hintergrund für die
Genehmigung einer Laufzeitverlängerung ist
in den USA der Gedanke, dass es zu keiner
Verschlechterung der ursprünglichen Ge-
nehmigungsbasis kommen darf. Dort geht es
insbesondere um die Fragen: Gibt es Alte-
rungsmöglichkeiten? Gibt es gewisse Phä-
nomene, die die Sicherheit der Anlage be-
einflussen können? Müssen wir diesem oder
jenem Aspekt besonders Rechnung tragen? -
In den USA werden auch keine periodischen
Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt, so-
dass von einer konzeptionellen Entwicklung
die Rede sein könnte.

In vielen anderen Ländern, zum Beispiel
in der Schweiz und in Japan, ist das anders.
Dort werden zunächst einmal sehr umfang-
reiche Sicherheitsüberprüfungen durchge-
führt, die sich am aktuellen Stand von Wis-
senschaft und Technik orientieren - diesen
Begriff kennt man sehr wohl auch im Aus-
land, nicht nur in Deutschland. Die Forde-
rung, dass der aktuelle Stand von Wissen-
schaft und Technik als Maßstab gilt, muss
allerdings nicht erfüllt werden. In der Schweiz
hat man in diesem Zusammenhang den Be-
griff „Nachrüsttechnik“ entwickelt. Er bedeu-
tet, dass es nicht nur den aktuellen Stand
von Wissenschaft und Technik, der insbe-
sondere durch neue Entwicklungen geprägt
ist, gibt, sondern auch einen Stand, den man
im Rahmen der Laufzeitverlängerung errei-
chen will. Diesen Weg geht man in der
Schweiz. Dabei werden auch die Ergebnisse
von Sicherheitsüberprüfungen berücksichtigt,
die in den meisten Ländern, so auch in
Deutschland, in Zehnjahresperioden durch-
geführt werden. Insofern gibt es systemati-
sche Überprüfungen.

In beiden Fällen spielt das Alterungs-
management also eine große Rolle. - Eine
kurze Ergänzung: Auch in Russland gibt es
Aktivitäten zur Verlängerung der Laufzeiten
von 30 auf 45 Jahre. Es gibt zurzeit noch
keine Druckwasserreaktoranlage, die länger
als 30 Jahre läuft, aber Überlegungen in
Richtung einer Laufzeitverlängerung auf
45 Jahre. In Frankreich, wo es in den Ge-
nehmigungen keine Begrenzung der Lauf-
zeiten gibt, denkt man bei Anlagen, die über
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30 Jahre in Betrieb sein werden, über Lauf-
zeitbegrenzungen nach.

Damit komme ich zur zweiten Frage von
Herrn Dr. Paul. Natürlich haben sich im Laufe
der Zeit sehr unterschiedliche Instandhal-
tungskonzepte entwickelt. Wir unterscheiden
zwischen der zustandsorientierten und der
vorbeugenden bzw. präventiven Instandhal-
tung. Bei der präventiven Instandhaltung
geht es letztendlich immer um einen frühzei-
tigen Austausch der Einzelkomponenten, von
denen man weiß, dass ihre Betriebsdauer
aufgrund der Herstellungs- oder Werkstoff-
bedingungen zeitlich begrenzt ist. Das gehört
zum ganz normalen Instandhaltungsregime
in deutschen kerntechnischen Anlagen. Es
wird zunehmend der Weg der präventiven
Instandhaltung beschritten; das heißt, die
Komponenten werden in immer größerem
Maße ausgetauscht und nicht repariert.

Es ist zutreffend, wenn man - sehr ver-
einfacht - sagt, dass mit Ausnahme des Re-
aktordruckbehälters praktisch alle Systeme
und Komponenten in einem Kernkraftwerk
grundsätzlich austauschbar sind. Ob sich das
wirtschaftlich rechnet, ist eine ganz andere
Frage. In der Praxis und durch die Betriebs-
erfahrung hat sich aber gezeigt, dass das
möglich ist. In vielen Anlagen - auch in
Deutschland - wurde schon ein Austausch
von Großkomponenten vorgenommen. Im
Ausland sind selbst Großkomponenten wie
die Dampferzeuger in größerem Umfang
ausgetauscht worden.

Zum Reaktordruckbehälter: In Russland
ist zwar kein Austausch erfolgt, aber Russ-
land hat Erfahrungen mit der Neutronen-
versprödung. Dabei geht es um eine Verfes-
tigung des Materials des Reaktordruck-
behälters durch die Neutronenstrahlung. Die
Neutronenversprödung, die in Deutschland
aufgrund der Auslegung der Reaktordruck-
behälter keine Rolle spielt, ist bei vielen
ausländischen Anlagen, auch in den USA,
ein großes Thema. In Russland wirkt man
der Neutronenversprödung durch Glühpro-
zesse entgegen: Der Reaktordruckbehälter
wird entladen und dann von innen zum Glü-
hen gebracht.

Sachverständiger Dr.-Ing. Christoph
Maurer (Consulting für Energiewirtschaft und
-technik GmbH): Bei der ersten Frage an
mich ging es um die Kosten. Ich habe jetzt
keine akkreditierten Kosten parat. Man kann
das aber relativ einfach hochrechnen. Sie
haben die Studie der dena in die Diskussion

eingebracht, nach der 3 500 Kilometer an
Übertragungsleitungen fehlen. Wir haben
Untersuchungen mit etwas höheren EE-An-
teilen durchgeführt. Bei einem EE-Anteil von
25 bis 30 Prozent der Stromerzeugung
kommt man auf eine Größenordnung von
6 000 Kilometern. Ich glaube, dass das nicht
völlig unrealistisch ist.

Bei Nutzung der Freileitungstechnik müs-
sen Sie für einen Kilometer Übertragungs-
netz mit round about 1 Million bis 1,5 Millio-
nen Euro rechnen; das heißt, es kämen In-
vestitionskosten von hochgerechnet 3,5 Mil-
liarden bis 5 Milliarden Euro auf uns zu. Bei
Nutzung der Kabeltechnik - das hat Herr
Riechmann bereits erwähnt - sind die Inves-
titionskosten um einen Faktor von 6 bis 10
höher. Vorhin wurde richtigerweise erwähnt,
dass die Betriebskosten bei Nutzung der
Kabeltechnik etwas niedriger sein können.
Wenn man beide Möglichkeiten anhand der
Kapitalwertmethode über die Lebensdauer
der Anlage fair miteinander vergleicht, kommt
man zu dem Ergebnis, dass die Nutzung der
Kabeltechnik ungefähr um den Faktor 6 teu-
rer ist als die Nutzung der Freileitungstech-
nik.

Wenn man über die Nutzung der Kabel-
technik nachdenkt, muss man auch berück-
sichtigen, dass es ein Sicherheitsproblem
gibt. Kabel sind tendenziell zwar weniger
häufig von Fehlern betroffen als Freileitun-
gen, da sie zum Beispiel keinen atmosphäri-
schen Einflüssen ausgesetzt sind. Wenn es
bei einem Kabel aber zu einem Fehler
kommt, dann bewegt sich die Unterbre-
chungsdauer häufig eher im Bereich von
Wochen oder Monaten als im Bereich von
Minuten oder Stunden, wie das bei einer
Freileitung der Fall ist. Wenn es sich am
Ende vielleicht sogar um ein Typproblem
handelt, sodass auch andere Kabel, die un-
ter ähnlichen Bedingungen gefertigt wurden,
aus dem Betrieb genommen werden müs-
sen, sind solche Systeme sehr schnell für
eine Dauer von Wochen oder Monaten nicht
verfügbar. Dieser Aspekt kommt in der gan-
zen Diskussion etwas zu kurz.

Was die Verteilungsnetze angeht, ist das
erforderliche Investitionsvolumen noch ein-
mal deutlich höher. Wir können uns eine
Vorstellung davon angesichts der aktuellen
Netzinfrastrukturkosten verschaffen: Unge-
fähr 5 bis 10 Prozent der Kosten entfallen auf
das Übertragungsnetz und ungefähr 50 Pro-
zent auf das Niederspannungsnetz. - Natür-
lich ist ein Kilometer Übertragungsnetz tech-
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nisch viel aufwendiger und viel teurer als ein
Kilometer Niederspannungsnetz; dafür ist
dort aber der Faktor an verlegten Leitungen
zigmal größer. Der monetäre Aufwand für
das Niederspannungsnetz wird mehrfach so
hoch sein wie der für das Übertragungsnetz;
das muss uns klar sein.

Hinsichtlich des Übertragungsnetzes gibt
es ein Umsetzungsproblem. Alle Investi-
tionsbudgets für die hier zur Diskussion ste-
henden und dringend benötigten Projekte
sind genehmigt. Es geht jetzt also um die
Umsetzung, den Abschluss der Plangeneh-
migungsverfahren etc., damit diese Leitun-
gen realisiert werden können. Hinsichtlich
des Verteilungsnetzes gibt es nur ein gerin-
ges Umsetzungsproblem, da dort verkabelt
wird und sich dies im Gegensatz zu den
Hochspannungskabeln um einen wenig inva-
siven Eingriff handelt. Dort gibt es aber ein
enormes Masseproblem. Damit sind auch die
ökonomischen Konsequenzen erheblich, was
man aus meiner Sicht insbesondere deshalb
bedenken muss, weil darüber nachgedacht
wird, die Niederspannungsnetze hautsächlich
für die Photovoltaik auszubauen, die nur
relativ wenig zur Stromerzeugung beiträgt.

Zur Lastfolgefähigkeit der Kernkraft-
werke - damit komme ich zu Ihrer zweiten
Frage - muss man konstatieren, dass es
zwar unterschiedliche Interpretationen gibt,
dass aber die Meinungen bezüglich der
Fakten gar nicht so weit auseinanderliegen.
Wir haben lastfolgefähige Kernkraftwerke.
Ich glaube, es ist von anderer Seite bereits
gesagt worden, dass relativ schnell Anpas-
sungen erfolgen können. Das ist also gege-
ben. Ich glaube, es hat noch niemand be-
stritten, dass Länder wie Frankreich, in de-
nen der Anteil der Kernenergie an der
Stromerzeugung sehr hoch ist, überhaupt
keine andere Chance haben, als den Last-
folgebetrieb mit Kernkraftwerken zu fahren -
was sie schon seit Jahrzehnten erfolgreich
tun. Wir haben das in Deutschland bisher nur
in sehr geringem Umfang gemacht; das
muss man feststellen. Das liegt aber
schlichtweg daran, dass die Kernenergie die
günstigste Erzeugungstechnologie ist und
man deswegen den Lastfolgebetrieb mit Er-
zeugungstechnologien realisiert hat, deren
variable Kosten deutlich höher liegen. Es ist
aber technisch problemlos möglich, mit
Kernkraftwerken Lastfolgebetrieb zu fahren.
Ich denke, das wird in Zukunft mehr zu
sehen sein.

Die negativen Strompreise Ende des
letzten Jahres sind schon angesprochen
worden. Wenn man sich die Preissituation in
diesem Jahr anschaut, erkennt man, dass es
nicht mehr dazu gekommen ist. Ich denke,
dass der Markt hier schon gelernt hat, dass
also die Preissignale - negative Strompreise
sind grundsätzlich ein wichtiges ökonomi-
sches Signal - zu einer veränderten Be-
triebsweise der Kraftwerke, völlig unabhängig
von der Technologie, geführt haben. Der
Markt hat bereits gelernt, und er wird auch in
Zukunft weiter lernen. Das heißt, in Zukunft
werden Kernkraftwerke - davon bin ich fest
überzeugt - zur Erzeugung von Regelenergie
und im Lastfolgebetrieb eingesetzt. Tech-
nisch sind sie dazu in der Lage, und zwar
besser - um das noch einmal zu sagen - als
viele andere Dampfkraftwerkstechnologien.

Sachverständiger Lothar Hahn: Die
erste Frage von Herrn Becker bezog sich auf
§ 7 d des Gesetzentwurfs. Mir erschließt sich
der Mehrwert dieser Regelung nicht. Das
liegt vielleicht am Text, vielleicht auch an der
ganz missratenen Begründung, die wider-
sprüchlich und nicht nachvollziehbar ist. Ich
hätte mir gewünscht, dass man hier mehr
Klarheit bei der Abgrenzung der bisherigen
Kategorien Schadensvorsorge, Risikovor-
sorge und Restrisiko und hinsichtlich der
Verbindlichkeit der Maßnahmen auf der
Sicherheitsebene 4 schafft. Das wäre sinn-
voller gewesen, als eine neue Kategorie ein-
zuführen. Vielleicht wird das in der endgülti-
gen Fassung besser.

Die zweite Frage lautete, ob mit der AtG-
Novelle der neueste sicherheitstechnische
Stand abgebildet wird. Ich muss sagen: Nein.
Zu betrachten sind hier die Änderungen
durch §§ 7 c, 7 d - dazu habe ich schon et-
was gesagt -, 19 a und 24 b. In vielen Fällen
wurden lediglich Anforderungen aus anderen
Werken übernommen, wie der neuen
Euratom-Norm oder dem Übereinkommen
über nukleare Sicherheit. Es ist zunächst
einmal vernünftig, das, was woanders schon
festgeschrieben ist, auch in dieses Gesetz
aufzunehmen. Das bedeutet aber noch nicht,
dass hier etwas Neues geschaffen worden
ist. Es sind im Wesentlichen Dinge festge-
schrieben worden, die ohnehin üblich sind
und anderswo gefordert werden. Was fehlt,
ist ein Bezug - wie auch immer er aussehen
kann - zu dem Regelwerk, das Herr Baake
angesprochen und die GRS im Auftrag des
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BMU überarbeitet hat. Das wäre vernünftig
gewesen und hätte Sicherheit gebracht.

Der einzig wirklich vernünftige Vorschlag
ist die Einfügung des § 24 b: Selbstbewer-
tung des BMU und internationale Prüfung.
Dadurch kann man etwas erreichen. Die
Effektivität des BMU wird auf den Prüfstand
gestellt; das kann das Ministerium selber tun.
Es kann lernen, wenn es das ernst nimmt.
Wir haben es bei der IAEA-Mission im
August 2008 gesehen, an der das BMU und
das baden-württembergische Umweltministe-
rium - die anderen Landesbehörden leider
nicht - teilgenommen haben. Dabei ist etwas
herausgekommen. Es sind vernünftige Vor-
schläge gemacht worden, die der Verbesse-
rung der Sicherheit dienen können, wenn sie
umgesetzt werden. - Das ist derzeit der ein-
zige Punkt, den ich als positiv bewerte.

Ich wurde noch nach dem zehnjährigen
Abstand der Sicherheitsüberprüfungen ge-
fragt. Dies ist weltweit üblich; das hat sich
bewährt. Sie müssen wissen, dass es eine
gewisse Zeit dauert, bis eine Sicherheits-
überprüfung durchgeführt ist und die Maß-
nahmen umgesetzt sind. Man kann vielleicht
darüber reden, ob man sie alle fünf Jahre
durchführen sollte; aber kürzere Zeiträume
wären nicht sehr sinnvoll. Außerdem ist es
nicht so, dass in der Zeit zwischen den pe-
riodischen Sicherheitsüberprüfungen nichts
passiert. Die ständige Aufsicht muss natür-
lich tagtäglich ein Auge auf die Anlagen
werfen und kontrollieren, ob alles dem ge-
wünschten Zustand entspricht.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): Bei der ersten Frage
ging es um den Leitungsbau. Ich will dazu
nur grundsätzlich sagen, dass ich den Lei-
tungsausbau und die -verbesserung - sowohl
quantitativ als auch qualitativ - für dringend
erforderlich halte. Das wird sonst zum Fla-
schenhals beim weiteren Ausbau der er-
neuerbaren Energien.

Wir als Deutsche Umwelthilfe haben ge-
meinsam mit Bürgerinitiativen bis hin zu den
Netzbetreibern in einem zweijährigen Pro-
zess sehr mühsam, aber auch sehr konstruk-
tiv versucht, die Probleme zu identifizieren
und gemeinsam zu Lösungen zu kommen.
Unser Katalog von Vorschlägen, der Ihnen,
der politischen Ebene, wahrscheinlich in den
nächsten Wochen präsentiert wird, zeigt auf,
wie man die objektiv bestehenden Probleme
überwinden kann, und sie müssen überwun-
den werden, weil wir ansonsten hinsichtlich

des Ausbaus der erneuerbaren Energien an
der Küste ein Problem bekommen werden.

Es ist viel über die Gründe der Verzöge-
rungen gesprochen worden. Ein Punkt, den
man nicht unterschätzen darf, ist dabei noch
gar nicht angesprochen worden. In der Ver-
gangenheit, als es noch kein vernünftiges
Unbundling zwischen Erzeugern und Netz-
betreibern gab, bedeutete Leitungsausbau,
dass die Unternehmen die Netze ausgebaut
haben und sich ihre Konkurrenten daran
anschließen konnten. Dass der Leitungsaus-
bau deshalb nicht immer mit der notwendi-
gen Intensität vorangetrieben wurde und der
eine oder andere vielleicht auch ganz dank-
bar für Proteste von Bürgerinitiativen war,
weil er dann einen Grund hatte, mit dem
Ausbau nicht weiterzukommen, darf man,
glaube ich, unterstellen, ohne wirklich bös-
artig zu sein. Wir haben heute eine andere
Situation. Ich will ausdrücklich sagen, dass
die Netzbetreiber jetzt sehr konstruktiv mit-
arbeiten. Ich hoffe, dass die Engpässe, die
sich dort abzeichnen, überwunden werden
können.

Das bedeutet aber auch, dass die Politik
etwas tun muss. Wenn ein Land wie Däne-
mark in der Lage ist, die 110-kV-Leitung un-
ter die Erde zu legen, dann weiß ich nicht,
warum wir als Bundesrepublik Deutschland
das nicht tun können, obwohl das der Ak-
zeptanz dienen würde. Die 380-kV-Leitung
wird man nicht vollständig unter die Erde
legen; hier sind wir durchaus einer Meinung.
Deshalb brauchen wir uns diesbezüglich
auch keine Gedanken über eine Kostenstei-
gerung zu machen. Man wird sich aber mit
der Frage beschäftigen müssen, ob man
diese Leitung nicht unter die Erde legen
muss, wenn man sie näher an Wohnsiedlun-
gen vorbeiführen will. Ich glaube, auch hier
sitzt wahrscheinlich niemand, der 50 Meter
neben seinem Wohnhaus gerne eine Hoch-
spannungsleitung haben möchte. Wenn man
also Akzeptanz erreichen will, dann muss
man etwas dafür tun. Das wird in bestimm-
tem Umfang auch Geld kosten.

Zur Lastfolgefähigkeit von Kernkraftwer-
ken: Unsere Meinungen gehen hier in der Tat
nicht auseinander. Kernkraftwerke können in
einem bestimmten Umfang gesteuert wer-
den. Ich habe in meiner schriftlichen Stel-
lungnahme auf die Untersuchung des EWI im
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums
hingewiesen, die aufzeigt, was eigentlich in
der Woche passiert ist, als es auf dem Markt
Negativpreise in Rekordhöhe gab. Sie sehen
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das an der Grafik sehr genau. Es mag sein,
dass die Kernkraftwerke regelbar sind; aber
sie werden nicht geregelt. Die Betreiber
zahlen lieber Geld, als dass sie sie herun-
terfahren. Das ist schlicht und einfach eine
Tatsache.

Herr Kollege Maurer, aus der geringeren
Häufigkeit des Phänomens negativer Preise
am Spotmarkt können Sie, glaube ich, im
Moment überhaupt keine Schlussfolgerung
ziehen, weil die Regulierungsbehörde eine
Sonderregelung getroffen hat. Sie hat näm-
lich den Handelnden an der Strombörse er-
laubt, Caps, das heißt maximale negative
Preise, zu setzen. Das ist im Moment eine
Sondersituation, weil man versucht, dieses
Phänomen in den Griff zu bekommen.

Das alles ist Stand heute und sagt des-
halb nichts darüber aus, wie es in 2020 sein
wird. Wir haben in den letzten zehn Jahren -
bis Ende 2010 - einen Anstieg des Anteils
der erneuerbaren Energien von 4 bis 5 Pro-
zent auf 18 bis 19 Prozent erlebt. Die Bun-
desregierung geht davon aus, dass sich
diese Menge bis 2020 ungefähr verdoppeln
wird. Dann stellt sich natürlich eine völlig
andere Frage.

Wenn Sie sich einmal das deutsche
Stromsystem anschauen, dann sehen Sie,
dass die Nachfrage zwischen 40 und 60 GW

(Sachverständiger Dr.-Ing.
Christoph Maurer (Consulting für

Energiewirtschaft und -technik
GmbH): In der Spitze ist es ein

bisschen mehr!)

- es ist noch ein bisschen mehr, okay -
schwankt. Das ist für ein Land wie Frankreich
überhaupt kein Problem. Dort gibt es wahr-
scheinlich eine ähnliche Struktur wie bei uns:
Montagmorgen geht der Verbrauch hoch,
mittags wird die Spitze erreicht, danach geht
der Verbrauch wieder herunter. So geht das
bis Freitag. Samstag und Sonntag ist der
Verbrauch ein bisschen niedriger. - Das
heißt, ein Land, das nur Kernkraftwerke hat,
kann sich dieser Kurve natürlich anpassen.

Eine ganz andere Frage stellt sich, wenn
die Situation eintritt, die ich Ihnen hier aufge-
listet habe. Sie haben die Fortschreibung des
EEG beschlossen und gesagt, welche An-
teile an Solarenergie, Windenergie etc. Sie in
Zukunft erreichen möchten. Das haben Sie
auch gegenüber der Öffentlichkeit und der
EU-Kommission vertreten. Die Konsequenz
wird sein, dass es in einem erheblichem
Umfang zur Einspeisung von erneuerbaren

Energien kommen wird, wodurch Sie natür-
lich vor die Frage gestellt werden, ob Sie die
residuale Last, also die Differenz zwischen
der Nachfrage und der vorrangig einge-
speisten erneuerbaren Energie, mit dem
Kraftwerkspark bewältigen können. Ich sage
Ihnen: Das wird nicht gehen; denn Sie kön-
nen, wenn die Photovoltaikanlagen mit der
aufgehenden Sonne am Morgen hochgefah-
ren werden, das Kernkraftwerk nicht mor-
gens um 9 Uhr abschalten und es nachmit-
tags um 16 Uhr wieder einschalten. Es wird
hier niemanden geben, der etwas anderes
behauptet. Dieses Problem werden Sie re-
gelmäßig haben. Sie müssen sich also ent-
scheiden: entweder Laufzeitverlängerung
oder Beseitigung des Vorrangs für die Ein-
speisung erneuerbaren Energien. Das ist der
Konflikt, vor den Sie die Gesellschaft mit der
Entscheidung, die Laufzeit der Kernkraft-
werke zu verlängern, stellen.

Bei dem nächsten Punkt, der angespro-
chen wurde, geht es um die Nachrüstungs-
notwendigkeit bzw. -pflicht, um die Frage des
Bedarfs und der Umsetzung. Als wir 2000
den Ausstieg aus der Kernenergie verab-
redet haben, ist per Gesetz das erste Mal
eine periodische Sicherheitsüberprüfung
eingeführt worden. Das heißt, im Abstand
von zehn Jahren sollte regelmäßig ermittelt
werden, wie groß die Differenz zwischen
dem Stand von Wissenschaft und Technik
hinsichtlich der Schadensvorsorge und dem
aktuellen Stand der Anlagen ist.

Es gibt im Gesetz die Regelung - sie ist
heute noch gültig -, dass eine Sicherheits-
überprüfung nicht durchzuführen ist, wenn
absehbar ist, dass dadurch kein Sicherheits-
gewinn mehr zu erreichen ist, weil die Anlage
in Zukunft abgeschaltet wird. Das heißt, es
gibt Reaktoren, die überhaupt keine Sicher-
heitsüberprüfung durchlaufen haben, weil
absehbar war, dass sie abgeschaltet werden.
Eine Sicherheitsüberprüfung hätte schließlich
keinen Sicherheitsgewinn gebracht, da im
Fall einer entsprechenden Schlussfolgerung
eine Nachrüstung nicht mehr erfolgt wäre.

Wenn Sie sich mit dem Gesetzesvorha-
ben durchsetzen, sind wir aber in einer völlig
anderen Situation. Herr Hahn hat bereits
darauf hingewiesen. Biblis kenne ich nun
ganz besonders gut. Da ist in der Tat - das
Problem ist ja in einer Anlage zur Ausstiegs-
vereinbarung ausdrücklich aufgeführt - da-
mals vom Bund festgehalten worden: Be-
stimmte Nachrüstungen müssen nicht mehr
durchgeführt werden, weil sie in der Rest-
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laufzeit keinen Sicherheitsgewinn mehr bie-
ten. - Biblis ist der einzige Reaktor, der keine
externe Notstandswarte hat. Es sind lediglich
Ersatzmaßnahmen vorgenommen worden.
Als absehbar war, dass Biblis demnächst
vom Netz genommen wird, ist RWE damals
zugesagt worden: Das braucht ihr nicht mehr
zu machen.

Die Frage, was jetzt zu tun ist, beantworte
ich eindeutig: Bevor dieser Reaktor weiter-
betrieben wird, muss eine Notstandswarte
eingerichtet werden. Denn es geht nicht an,
dass Sie zuerst eine Laufzeitverlängerung
vornehmen und dann das Genehmigungs-
verfahren für die Notstandswarte wieder so in
die Länge gezogen wird, wie es in der Ver-
gangenheit der Fall war, bis der Abschalt-
termin immer näher rückt und es dann heißt:
Die Maßnahme ist aus wirtschaftlichen
Gründen nicht mehr zumutbar.

Das beantwortet auch die Frage, was in
puncto Sicherheit zu tun ist und wie die für
notwendig erachteten Sicherheitsmaßnah-
men durchgesetzt werden können. Ganz
einfach: Man macht sie zur Voraussetzung
für den Weiterbetrieb der Anlage. Aber ich
erkenne im Entwurf des Zwölften Gesetzes
zur Änderung des Atomgesetzes keinerlei
Ansatz, dass dies beabsichtigt wäre. Dabei
gäbe es dieses Instrument. Wenn man ande-
rer Auffassung ist als ich und einen Betrieb
der Kernkraftwerke auch weiterhin für ver-
antwortbar hält, dann könnte man gesetz-
liche Nachrüstungsverpflichtungen einführen,
die die Betreiber zu erfüllen haben. Wenn
diese Verpflichtungen bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt nicht erfüllt worden sind,
dann darf der Reaktor nicht weiterbetrieben
werden, bis er nachgerüstet worden ist.

Wenn man das alles parallel macht, dann
wird das Ganze so lange hinausgezögert -
ich habe in meiner Vollzugstätigkeit genü-
gend Erfahrungen gesammelt -, bis der Be-
treiber argumentieren kann: Jetzt lohnt es
sich aber nicht mehr, weil davon kein Sicher-
heitsgewinn mehr zu erwarten ist.

Letzter Punkt: Was ist konkret in Bezug
auf Biblis A erforderlich? Das ist erstens die
Nachrüstung zum Schutz gegen einen Flug-
zeugabsturz. Biblis A gehört zu den Reakto-
ren, die besonders schlecht geschützt sind
und wo es im Falle eines Falles, den wir alle
uns lieber nicht vorstellen wollen, zu einer
Katastrophe kommen würde, die den Rhein-
Main-Raum für Jahrzehnte unbewohnbar
machen würde.

Deshalb bin ich der Auffassung - die das
BMU zu Beginn des Sommers offensichtlich
geteilt hat -, dass man in dieser Frage etwas
tun muss. Die Betreiber haben nach dem
11. September, als man ein solches Ereignis
nicht mehr als nicht vorstellbar bezeichnen
konnte und das Risiko nicht mehr vernach-
lässigbar war, ein Sicherheitskonzept ent-
wickelt. Es bestand daraus, dass die Kern-
kraftwerke im Falle eines solchen terroristi-
schen Angriffs vernebelt werden. Diese Ver-
nebelung ist aber jeweils nur für einige Mi-
nuten möglich. Damit sollte die Zeit über-
brückt werden, bis Militärmaschinen vor Ort
sind. Seit der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts ist dieses System tot. Es
bringt keinen Sicherheitsgewinn. Die Flug-
zeuge brauchen nur zurückzukehren, der
Reaktor steht ungeschützt da.

Das heißt, die ältesten Reaktoren sind
entweder mit einer neuen Hülle nachzurüs-
ten - nach meiner Einschätzung wird das
niemand tun - oder abzuschalten, oder die
Regierung mutet der Bevölkerung das aus
meiner Sicht nicht vertretbare Risiko eines
terroristischen Angriffs zu.

Sachverständiger Thorben Becker
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e. V.): Ich möchte auch die Frage auf-
greifen, was jetzt zu tun ist, und das an dem
Beispiel deutlich machen, wann eine Stär-
kung der Reaktorgebäude vorzunehmen ist.
Denn bei diesem Problem wird das Vollzugs-
defizit der letzten Jahre massiv deutlich. Die
Tatsache, dass es in diesem Punkt signifi-
kante Unterschiede gibt, ist seit langem be-
kannt. Bei neueren Reaktoren beträgt die
Wandstärke der Reaktorgebäude bis zu
180 cm, bei den älteren Druckwasserreakto-
ren 60 cm. Bei den alten Siedewasserreakto-
ren Brunsbüttel und Philippsburg sind es
weniger als 50 cm. Bei Isar 1 sind es teil-
weise nur 35 cm. Das sind die Fakten. Es ist
klar, dass sich so etwas nicht einfach durch
ein anderes Handling lösen lässt.

Was sich durch den 11. September 2001
massiv geändert hat, ist die Einschätzung
der Relevanz dieser Unterschiede. Völlig klar
ist, dass ein direkter Angriff mit einem großen
Passagierflugzeug wahrscheinlich von kei-
nem deutschen Atomkraftwerk sicher über-
standen werden würde. Die älteren Reakto-
ren sind aber wesentlich anfälliger; sie sind
zum Beispiel auch anfällig, wenn es zu
einem Flugzeugabsturz kommt.
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Wenn man diese Gefahren unter Berück-
sichtigung des Standes von Wissenschaft
und Technik ernsthaft in den Griff bekommen
will, dann gibt es die Möglichkeit, entweder
massiv nachzurüsten - das wären bauliche
Vorhaben, die man sich kaum vorstellen
kann - oder abzuschalten. Als Reaktion auf
den 11. September wurde damals vonseiten
des Umweltministeriums oder der GRS die
Abschaltung dieser Atomkraftwerke gefor-
dert. Das ist die einzig logische Antwort.
Wenn das Umweltministerium die Frage, wie
es mit der Sicherheit der Atomkraftwerke im
Falle einer Laufzeitverlängerung aussieht -
das ist ja bis vor wenigen Wochen so thema-
tisiert worden -, als entscheidend erkannt
hat, dann müssen wir entsprechend handeln.

Man kann nicht einerseits in der Begrün-
dung zum Gesetzentwurf feststellen, dass
der Schutz deutscher Atomkraftwerke vor
terroristischen Gefahren international vorbild-
lich ist, und andererseits Sicherheitsverbes-
serungen mittel- und langfristig aufschieben.
Das bedeutet, dass bei den ältesten Reakto-
ren, wo die Situation am signifikantesten und
am bedrohlichsten ist, die Nachrüstungen
wahrscheinlich gar nicht mehr vorgenommen
würden. Sprich: Wir betreiben die ältesten
und gefährlichsten Reaktoren weiter, solange
sie eine Laufzeitverlängerung bekommen,
ohne irgendeine Nachrüstung in diesem Be-
reich vorzunehmen.

Die einzig vernünftige Vorgehensweise
ist, den Weiterbetrieb nur dann zu genehmi-
gen, wenn die Sicherheitsanforderungen
erfüllt werden. Das würde - das ist aufgrund
der technischen Unterschiede sehr deutlich -
massive technische bauliche Nachrüstungen
bedeuten.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
gehen jetzt zum zweiten Schwerpunkt „Öko-
nomie“ über.

(Zuruf von der CDU/CSU - Dr.
Maria Flachsbarth (CDU/CSU): Ich
hatte mich auch noch zum ersten

Punkt gemeldet!)

- Dann müssen wir beschließen, die erste
Runde etwas zu verlängern. Aber die Ob-
leute haben vereinbart - darüber bestand im
Wesentlichen Konsens -, dass wir
eineinviertel Stunden pro Schwerpunkt vor-
sehen.

(Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Wenn Sie auf die Zeit geachtet

hätten, wäre es gegangen!)

- Ich lasse mir nicht den Vorwurf machen,
dass ich nicht auf die Zeit geachtet habe. Es
gab Kritik, dass diese Anhörung zu kurz ist.

(Beifall bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dann hat jetzt Frau Flachsbarth zum
Thema Ökonomie das Wort.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir ha-
ben Zeiten verabredet! Die sind

nicht eingehalten worden! -
Gegenruf der Abg. Bärbel Höhn

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das
ist euer Problem! Ihr habt die Zeiten

verabredet! - Dorothea Steiner
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie

haben eineinviertel Stunden
ausgemacht! Jetzt halten Sie sich

selber nicht daran!)

Dr. Maria Flachsbarth (CDU/CSU): Ich
habe jeweils eine Frage an die Herren
Liemersdorf und Professor Scholz zu § 7 d
des Entwurfs des Zwölften Gesetzes zur
Änderung des Atomgesetzes. Ich möchte
gerne wissen, welche rechtlichen und mate-
riellen Neuerungen sich aus Ihrer Sicht aus
diesem Paragrafen ergeben.

Ulrich Kelber (SPD): Ich habe eine Frage
an Herrn Hahn und Herrn Liemersdorf. Es
wurde die Liste beabsichtigter Nachrüstun-
gen erwähnt. Mich interessiert, welche dieser
Nachrüstungen, die dort nach verschiedenen
Prioritäten aufgeführt wurden, bei einer Lauf-
zeitverlängerung von 8 bzw. 14 Jahren real
umsetzbar und finanzierbar wären. Denn es
bringt nichts, über eine lange Liste zu
sprechen, die letztlich nicht umgesetzt wird.
Inwieweit haben Sie Kenntnisse darüber?

Horst Meierhofer (FDP): Ich habe eine
Frage an Herrn Becker und Herrn Baake.
Herr Becker hat gerade gesagt: Es scheint
nicht um die Sicherheit und um die Frage zu
gehen, was an Nachrüstungen theoretisch
machbar wäre; vielmehr geht es darum: Wir
haben eine Laufzeitverlängerung beschlos-
sen, und so lange dürften die Kernkraftwerke
nach den alten Sicherheitsstandards eben
weiterbetrieben werden. - Ich würde gerne
wissen, worin aus Ihrer Sicht der Unterschied
zwischen dem besteht, was Sie eben aus-
geführt haben, und der Situation unter Rot-
Grün, als genau das ohne entsprechende
Nachrüsttechnik beschlossen wurde. Redun-
danzen kann man mit § 7 d des Gesetzent-
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wurfs und anderen Möglichkeiten auflösen.
Mich interessiert, warum Sie, wenn es aus
Ihrer Sicht erhebliche Sicherheitsprobleme
gibt, bei einer Laufzeitverkürzung bereit sind,
sozusagen die Kröte zu schlucken, ein un-
sicheres Kraftwerk noch zehn Jahre lang
laufen zu lassen.

Meine Frage an Herrn Baake betrifft den
11. September, den Sie angesprochen ha-
ben. Ich bin schon fast schockiert, wie wenig
Sie zusätzlich unternommen hatten - zumin-
dest was an die Öffentlichkeit gelangte -,
nachdem ein Flugzeugabsturz nicht länger
nur als Restrisiko galt, sondern eine real
existierende Gefahr geworden war, um die-
sem Problem zu begegnen, das größer war,
als man zu dem Zeitpunkt angenommen
hatte, als der Atomausstieg bzw. das vorzei-
tige Abschalten beschlossen wurde. Wie
konnten Sie rechtfertigen, die hochriskanten
Altreaktoren weiter laufen zu lassen, obwohl
sich die Sicherheitslage so verschärft hat?

(Ulrich Kelber (SPD): Schön, dass
Sie bestätigen, dass es gefährlich

ist!)

Wenn es einen Grund dafür gab, frage ich
Sie, inwiefern er sich von den Gründen un-
terscheidet, die wir jetzt sehen. Warum be-
werten Sie das jetzt anders als damals?

Von der Vernebelung habe ich wenig ge-
halten. Ich befürchte darüber hinaus, dass
die mit einem Flugzeugabsturz verbundenen
Gefahren durch die Tatsache vervielfacht
wurden, dass damals Zwischenlager an den
einzelnen Standorten eingerichtet wurden.
Sprich: Dadurch, dass Sie bei den einzelnen
Reaktoren Zwischenlager mit vielleicht nicht
optimalen Schutzmöglichkeiten ermöglicht
haben - es wäre sicherlich besser gewesen,
wenn die Zwischenlagerung unterirdisch in
einem großen Betonblock erfolgt wäre -,
haben Sie die Öffentlichkeit vielleicht einem
noch größeren Risiko ausgesetzt.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Ich
freue mich ja fast, dass auch die Koalition
jetzt merkt, dass wir mit der Anhörungszeit
vielleicht ein bisschen kurz gegriffen haben
und noch sehr viele Fragen offen sind. - Ich
habe eine Frage an Herrn Professor Hey und
Herrn Becker zu den kurz-, mittel- und lang-
fristigen Auswirkungen der Laufzeitverlänge-
rungen auf den Strompreis für den Endkun-
den. Es wurde schon ausgeführt, wie der
Strompreis ermittelt wird. Mit welchen Effek-
ten ist zu rechnen, wenn es zu einer Lauf-

zeitverlängerung kommt und dadurch der
Ausbau der erneuerbaren Energien unter
Umständen verlangsamt wird? In welcher
Form fließen Endlagerkosten, die aus unse-
rer Sicht nicht wirklich absehbar sind, über
den Strompreis in die Belastung der Bürger
ein bzw. wie hoch lassen sie sich auf steuer-
liche und sonstige Ausgaben beziffern?

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Vorsitzende, ich muss zu-
nächst einmal fragen, bei welchem Themen-
block wir gerade sind. Denn aus den Fragen
der FDP war für mich das nicht ganz klar.
Sind wir jetzt beim Thema Ökonomie?

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter:
Eigentlich sind wir jetzt beim Themenblock
Ökonomie.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann stelle ich meine Fragen an
Herrn Baake. Dabei beziehe ich mich auf
Herrn Maurer, der die Lastfolgefähigkeit im
internationalen Vergleich als gängige Praxis
bezeichnet hat. Das verwundert mich etwas.
Ich möchte Sie fragen, ob es einen interna-
tionalen Vergleich gibt, der zulässig ist. Wo
haben wir denn im internationalen Vergleich
einen ähnlichen Systemkonflikt zwischen
einem so großen Anteil erneuerbarer Ener-
gien an der Stromversorgung, wie wir ihn in
Deutschland bereits haben, und dem Atom-
strom? Lässt sich das vergleichen und, wenn
ja, wie?

Daran anschließend frage ich Sie: Wie
weit ist dieser Systemkonflikt, den wir durch-
aus schon jetzt haben - zum Teil werden
Windräder abgeschaltet, weil die Netze mit
Strom aus Atomkraftwerken ausgelastet
sind -, durch das Herauf- und Herunterregeln
von Atomkraftwerken zu entschärfen? Mit
welchem Anteil der erneuerbaren Energien
lässt sich dieser Konflikt entschärfen? Diese
Frage ist mir besonders wichtig.

Wie lässt sich insgesamt der bereits be-
stehende Systemkonflikt zwischen den
Großkraftwerken und den Atomkraftwerken,
um die es heute geht, und den erneuerbaren
Energien lösen? Ist das mit Lastmanagement
oder nur mit Speichern und Netzausbau
möglich? Ist er eventuell gar nicht lösbar? Bis
zu welchem Anteil von Strom aus Atomkraft-
werken in den Netzen ist es möglich?

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
kommen zur nächsten Beantwortungsrunde.
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Sachverständiger Heinz Liemersdorf
(Gesellschaft für Anlagen- und Reaktor-
sicherheit mbH): Die erste Frage betraf die
wirtschaftlichen Konsequenzen der soge-
nannten Nachrüstliste bzw. der Liste von
Anforderungen und Maßnahmen zur weite-
ren Vorsorge. Zunächst einmal zu den Fak-
ten: Die GRS hat dazu keine Berechnungen
durchgeführt. Das ist nicht unsere Aufgabe,
und wir haben auch nicht die Fachkompe-
tenz, Analysen und Untersuchungen zu Wirt-
schaftlichkeitsaspekten durchzuführen. Wir
sehen es als Aufgabe anderer Organisatio-
nen bzw. primär als Aufgabe des Betreibers
selber, sich mit solchen Fragen zu befassen.
Für uns stehen immer nur die sicherheits-
technischen Aspekte im Vordergrund.

Selbstverständlich haben wir Erfahrungen
mit Nachrüstverfahren, Zeitverläufen bzw.
der Frage, was der Zeitfaktor für die Realisie-
rung von Nachrüstmaßnahmen bedeutet.
Das ist sehr stark vom Einzelfall abhängig.
Die Liste enthält Maßnahmen, die relativ
kurzfristig realisiert werden können, wie auch
einen großen Teil an Maßnahmen, die langer
Zeiträume bedürfen.

Im Bereich von Notkühlsystemen kann mit
dem sogenannten Zusatzboriersystem die
Notkühlung hinsichtlich der Borierung, also
des Einflusses auf den Ablauf der Ketten-
reaktion im Reaktor, noch gezielter gesteuert
werden. Das ist nicht nur hinsichtlich des
Zeitaufwandes, sondern auch der damit ver-
bundenen Genehmigungsverfahren sehr
aufwendig. Ein Genehmigungsverfahren für
eine solche Änderung kann sich nach unse-
ren Erfahrungen zum Teil über Jahre hinzie-
hen. - So viel zu den Konsequenzen der
Liste, was den Kosten- und Zeitaufwand
angeht.

Dr. Maria Flachsbarth (CDU/CSU):
Meine Frage bezog sich auf § 7 d des Ent-
wurfs des Zwölften Gesetzes zur Änderung
des Atomgesetzes bzw. darauf, ob sich da-
raus höhere Anforderungen an die Kern-
kraftwerke ergeben als bisher und dadurch
entsprechende Nachrüstungsverpflichtungen
entstehen.

Sachverständiger Heinz Liemersdorf
(Gesellschaft für Anlagen- und Reaktor-
sicherheit mbH): Wenn das der Kern der
Frage war, dann kann ich sie so beantwor-
ten, dass die Liste darauf abzielt, weiter-
gehende Anforderungen zu stellen, als es

bisher im Rahmen der erforderlichen Scha-
densvorsorge der Fall war.

(Ulrich Kelber (SPD): Beispiele?
Damit wir das verstehen!)

- Ein Beispiel hatte ich gerade genannt: die
Installation eines sogenannten Zusatzborier-
systems im Bereich der sogenannten Sicher-
heitsebene 3 zur Beherrschung von Aus-
legungsstörfällen, wo wir mit diesen Maß-
nahmen gezielt Störfallabläufe optimal be-
einflussen können.

(Ulrich Kelber (SPD): Das ist nicht
Stand von Wissenschaft und Tech-

nik!)

- Das ist nicht der Stand der erforderlichen
Schadensvorsorge; es ist aber Stand von
Wissenschaft und Technik insofern, als sol-
che Maßnahmen durchaus den aktuellen
Stand widerspiegeln, wie wir ihn auch bei
neueren Anlagen haben, wie er aber interna-
tional nicht gefordert wird.

Sachverständiger Prof. Dr. Rupert
Scholz (Gleiss Lutz Anwälte): Zu § 7 d des
Entwurfs des Zwölften Gesetzes zur Ände-
rung des Atomgesetzes darf ich eine Vorbe-
merkung machen. Von einigen Sachverstän-
digen habe ich hier gehört: Das bringt keinen
Mehrwert oder bedeutet sogar eine Reduzie-
rung. - Das kann ich beim besten Willen nicht
nachvollziehen. Man muss schon den Ge-
setzentwurf lesen. In § 7 d heißt es, dass
entsprechend dem Stand von Wissenschaft
und Technik zusätzlich zu den Anforderun-
gen des § 7 Abs. 2 Nr. 3 weitere Vorsorge zu
leisten ist. Der Wortlaut ist also klar. Die
Frage ist nur, was es im Detail bringt. Diese
Frage kann man diskutieren.

Wichtig ist aber - das ist für mich der ent-
scheidende Ausgangspunkt, weshalb ich
diese Bestimmung für einen Fortschritt halte
und darin einen Mehrwert sehe -: Bisher gibt
es im Atomrecht das Spannungsfeld zwi-
schen Schadensvorsorge und Restrisiko, bis
hin zu dem, was dem Bundesverfassungs-
gericht zufolge nach vernünftigen Sozial-
adäquanzmaßstäben hinzunehmen ist. Das
ist ein breites Spannungsfeld. Das Bun-
desverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber
angesichts dieser sehr offenen, von der tat-
sächlichen Entwicklung abhängigen Fragen
zu Recht eingeräumt, unbestimmte Rechts-
begriffe zu verwenden. „Stand von Wissen-
schaft und Technik“ ist ein solcher Rechts-
begriff. Aber er bekommt - ich möchte das
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unjuristisch sagen - seine entscheidende
Fahrt durch die andere Komponente, die im
Atomrecht gewährleistet sein muss: den dy-
namischen Grundrechtsschutz. Das bedeu-
tet, dass der Grundrechtsschutz des Bürgers
an der Entwicklung gemessen wird, an dem,
was machbar und erkennbar ist. Bei der
Machbarkeit geht es um Sicherheit und bei
der Erkennbarkeit um Gefahrentatbestände.
Es handelt sich hier um Entwicklungspro-
zesse, über die der Gesetzgeber nicht in der
Stunde null abschließend entscheiden kann.
Es ist aber richtig, nun auf dem Spannungs-
feld der beiden Ausgangspositionen, die ich
eben genannt habe, gesetzgeberisch eine
weitere Etappe zu setzen, weil der Gesetz-
geber zu erkennen glaubt, dass es Bereiche
gibt, in denen man die Betreiber zu weiteren
Vorsorgemaßnahmen verpflichten kann.
Dass die konkreten Maßnahmen, die man
fordert, im Wesentlichen auf der Vollzugs-
ebene bzw. der Verwaltungsebene ergriffen
werden und den gewonnenen Erkenntnissen
entsprechen müssen, ist logisch. Das ist das
normale Verhältnis der Legislative zur Exe-
kutive.

Ich sehe hier durchaus einen weiteren
Versuch, von unbestimmten Rechtsbegriffen
hin zu mehr volljustiziablen Rechtsbegriffen
zu kommen. Das ist systematisch und me-
thodisch richtig und konsequent. Ich habe
vorhin gehört: Damit geht der Drittschutz
zurück. - Wer so argumentiert, stellt das
Ganze auf den Kopf. Drittschutz basiert auf
dem dynamischen Grundrechtsschutz. Er
muss im Grunde schon grundrechtlich ver-
dichtete Schutzpositionen subjektiv-recht-
licher Art beinhalten. Wenn man nun be-
stimmte Vorsorgestationen sozusagen vor-
verlegt, um noch mehr Prävention zu erzie-
len - das ist in atomrechtlicher und sicher-
heitspolitischer Hinsicht sicherlich richtig -,
dann kann der Drittschutz nicht in jedem
Bereich automatisch folgen, weil die entspre-
chende grundrechtliche Gefahrenlage noch
gar nicht greifbar ist. Es verwundert mich,
dass anders argumentiert wird; denn dann
wird das Ganze auf den Kopf gestellt.

In diesem Zusammenhang zu dem
Schutz vor terroristischen Anschlägen bzw.
Luftangriffen: Dass solche Gefahren beste-
hen, ist unbestreitbar. Sie bestehen überall,
übrigens auch bei Chemiewerken. Auch hier
kann man sich einen GAU vorstellen. Aber
das ist generell so. Das bedeutet nicht, dass
das Ganze nivelliert oder geleugnet werden
soll. Nur: Man kann nicht von einem absolu-

ten GAU her argumentieren und darauf ver-
weisen, was alles geschehen kann, und dann
fordern: Am besten abschalten! - Mit anderen
Worten wäre die Konsequenz - ironisch ge-
sagt -: Wo eine Gefahr ist, wird abgeschal-
tet. - Das kann nicht richtig sein. Herr Baake
hat darauf verwiesen, dass das nach der
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zum Luftsicherheitsgesetz gar nicht
mehr anders geht.

(Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Was überflüssig ist,

kann man aus Sicherheitsgründen
abschalten!)

- Darf ich ausreden? Dazu, glaube ich, bin
ich hier eingeladen.

(Zustimmung bei der CDU/CSU -
Ulrich Kelber (SPD): Zurufe müssen
Sie schon aushalten können, Herr

Professor! Sie sind nicht mehr
Minister!)

Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Luftsicherheitsgesetz
betrifft den Abschuss entführter Maschinen
und das Leben der Passagiere an Bord. Es
bedeutet aber nicht, dass gegebenenfalls
Abwehrmaßnahmen der Luftwaffe, zum Bei-
spiel der Einsatz von Abfangraketen, nicht
mehr möglich sind. Der Gefahrentatbestand
besteht zuerst in der Luft und nicht auf der
Erde, wo das Kernkraftwerk steht. Das heißt,
zuerst muss die Abwehr in der Luft erfolgen.
Maßnahmen müssen - das ist altes polizei-
rechtliches Denken, meine Damen und Her-
ren - nicht gegen den Veranlasser, sondern
zuerst gegen den Störer - in diesem Fall
gegen den Terroristen - getroffen werden.

(Ulrich Kelber (SPD): Genau, der
Terrorist muss sich höher

versichern!)

Darüber scheint mir im Zusammenhang mit
dieser Problematik bislang nicht zutreffend
diskutiert worden zu sein.

Sachverständiger Lothar Hahn: Herr
Kelber, Ihre Frage lautet: Welche Punkte der
von Bund und Ländern vereinbarten Nach-
rüstliste sind realistischerweise umsetzbar? -
Wie Herr Liemersdorf bereits sagte, enthält
die Liste Maßnahmen, die schon lange ge-
fordert werden, die der Betreiber aber noch
nicht umgesetzt hat, obwohl es leicht möglich
wäre. Diese Maßnahmen müssen nun end-
lich in Angriff genommen werden, zum Bei-
spiel die Verbesserung der Zuverlässigkeit
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der Füllstandsmessung in Siedewasser-
reaktoren; darüber wird seit vielen Jahren
diskutiert. Dies umzusetzen, ist nicht teuer
und dauert nicht lange. Es gibt andere Maß-
nahmen, deren Umsetzung inklusive Ge-
nehmigungsverfahren Jahre erfordert. Diese
werden wahrscheinlich in älteren Anlagen,
die noch acht Jahre laufen sollen, nicht mehr
umgesetzt. Man muss das alles anlagen-
spezifisch untersuchen.

Es ist nicht Aufgabe eines Sachverständi-
gen, zu sagen, wo nachgerüstet werden
muss. Das muss die Behörde machen. Es ist
nicht Aufgabe der Behörde, über Fragen der
Sicherheitsphilosophie zu entscheiden. Das
ist Ihre Aufgabe, die Aufgabe des Parla-
mentes. Wenn Sie mich aber fragen, welcher
Maßstab für die Nachrüstung vernünftig ist,
dann antworte ich Ihnen wie folgt: Wie ich
eingangs gesagt habe, soll sich das Risiko
durch einen verlängerten Betrieb der Kern-
kraftwerke nicht erhöhen, sondern möglichst
verringern. Wenn ich das Risiko als Ergebnis
der Multiplikation von Gefährdungspotenzial
und Laufzeit darstelle, dann muss gelten:
Das Produkt von aktuellem Gefährdungs-
potenzial und aktueller Laufzeit muss kleiner
oder gleich dem Produkt von neuem Gefähr-
dungspotenzial und neuer Laufzeit sein. Das
heißt, bei einer Verdopplung der Laufzeit
müsste das Gefährdungspotenzial mindes-
tens halbiert werden, und zwar in der Summe
aller Anlagen. Das wäre meiner Ansicht nach
ein Maßstab, der das, was hier geschehen
soll, und die Effekte objektiviert. Aber davon
finde ich in den Gesetzentwürfen nichts.

Sachverständiger Prof. Dr. Christian
Hey (Sachverständigenrat für Umweltfragen):
Mir liegt die Frage schriftlich vor. Sie lautet:
Welche kurz-, mittel- und langfristigen Aus-
wirkungen hat die Atomnovelle auf den
Strompreis? - Ich muss ehrlich sagen: Das
kann ich Ihnen nicht beantworten. Wir, der
Sachverständigenrat für Umweltfragen, ha-
ben das nicht berechnet. Hinweise geben die
Energieszenarien der Bundesregierung.
Diese haben ergeben, dass für den Verbrau-
cher keine signifikanten Differenzen zu er-
warten sind, ob die Laufzeit nun verlängert
wird oder nicht. Das methodische Problem
der Energieszenarien besteht sicherlich da-
rin, dass die Volatilität der erneuerbaren
Energien in den Modellen überhaupt nicht
berücksichtigt wird. Damit sind diese Szena-
rien vielleicht überoptimistisch, was die Aus-
lastung konventioneller Kraftwerke angeht,

insbesondere im Fall einer Laufzeitverlänge-
rung. Wenn die Auslastung sehr kapitalinten-
siver Kraftwerke überoptimistisch dargestellt
wird, dann wird der daraus resultierende
Strompreis überoptimistisch modelliert. Wenn
die Auslastung signifikant sinkt - das wird sie,
wenn man am Einspeisevorrang der er-
neuerbaren Energien und der festen Vergü-
tung festhält -, dann wird das Auswirkungen
auf die Höhe der variablen Kosten haben. In
der Tendenz ist zu befürchten, dass die Insti-
tute, die ihre Berechnungen im Auftrag der
Bundesregierung vorgenommen haben, die
Situation für den Verbraucher eher schön-
rechnen und optimistisch bewerten und ihre
Berechnungen weniger der Wirklichkeit ent-
sprechen.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Be-
vor ich die nächsten beiden Sachverständi-
gen antworten lasse, möchte ich Herrn Kol-
legen Meierhofer Gelegenheit geben, zwei
Fragen zu stellen, weil er in diesem Fragen-
block die falschen Fragen gestellt und sie
zurückgezogen hat.

Horst Meierhofer (FDP): Vielen Dank,
Frau Vorsitzende. Das ist sehr freundlich.
Entschuldigung, aber Frau Kollegin Kotting-
Uhl hat mich auf die richtige Spur gesetzt.

Herr Riechmann und Herr Maurer, ich
möchte gerne, dass Sie folgende Frage be-
antworten: Mir leuchtet sicherlich die Argu-
mentation ein, dass es in bestimmten Zeiten
teilweise negative, niedrigere Strompreise
geben könnte, dass es aber aufgrund der
festen EEG-Vergütung und der dadurch grö-
ßer werdenden Differenz sein könnte, dass
der Strompreis steigt, weil die Grenzkosten
niedrig sind. Ich glaube aber, dass oft kein
Wind weht und keine Sonne scheint und
daher nicht so viel eingespeist wird, dass es
zu negativen Preisen - das war bislang 71
Stunden im Jahr der Fall; das ist aufs Jahr
gesehen kein relevanter Punkt - kommt.
Wenn man aber das, was Sie gesagt haben,
weiterdenkt, dann kommt man zu dem Er-
gebnis, dass den niedrigen Grenzkosten bei
den Erneuerbaren sehr hohe Grenzkosten
bei den Gaskraftwerken, die Sie als Alterna-
tive zu Kernkraft- und Kohlekraftwerken an-
preisen, gegenüberstehen. Angesichts des-
sen halte ich, ehrlich gesagt, die Argumenta-
tion, der Strompreis steige, weil die Erneuer-
baren durch die Laufzeitverlängerung teurer
gemacht würden, für nicht schlüssig. Ich
hätte gerne Ihre Einschätzung dazu gewusst.
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Sachverständiger Thorben Becker
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e. V.): Ich teile die Einschätzung von
Herrn Professor Hey. Wenn man die Szena-
rien, die die Bundesregierung in Auftrag ge-
geben hat, zugrunde legt, dann stellt man
fest, dass sich kein signifikanter Effekt der
Laufzeitverlängerung auf den Strompreis für
die Verbraucher ergibt. Tatsächlich ist aber
der bevorstehende Konflikt zwischen er-
neuerbaren Energien und Laufzeitverlänge-
rung in den Szenarien gar nicht abgebildet.
Ausweislich der Szenarien bricht der Ausbau
der erneuerbaren Energien ab 2020 mehr
oder weniger ein und geht deutlich zurück.
Das heißt, die angesprochene Frage wurde
nicht untersucht. Viel spricht dafür, dass die
Strompreise, wenn sich die Auslastungs-
zeiten nicht nur der Atomkraftwerke, sondern
auch der anderen konventionellen Groß-
kraftwerke reduzieren, eher steigen.

Noch drei grundsätzliche Anmerkungen
dazu. Erster grundsätzlicher Punkt: Wir ha-
ben im Moment keine ehrlichen Strompreise
im Bereich der mit fossiler Energie betriebe-
nen Kraftwerke und erst recht nicht im Be-
reich der Atomkraftwerke; denn hier werden
bestimmte Kosten, zum Beispiel die für eine
Haftpflichtversicherung, die die realen Folgen
eines möglichen Unfalls ausreichend ab-
deckt, nicht berücksichtigt. Das lässt die
Atomkraft unnötigerweise preisgünstig er-
scheinen.

Zweiter grundsätzlicher Punkt: Wesentlich
entscheidender für die Entwicklung des
Strompreises ist der Wettbewerb im Energie-
erzeugungssektor. Wie wir gerade wieder
erfahren haben, erzielen die vier großen
Stromkonzerne enorme Gewinne. Wenn man
die Laufzeit der Atomkraftwerke verlängert
und dafür sorgt, dass die großen Stromkon-
zerne ihre Marktmacht behalten, dann ändert
man nichts daran, dass der Wettbewerb fehlt.
Allein dadurch ist weiterhin mit hohen Strom-
preisen zu rechnen.

Dritter grundsätzlicher Punkt: Natürlich ist
klar, dass die erneuerbaren Energien - weil
sie uns vom Import fossiler Energie unab-
hängig machen - mittel- und langfristig die
günstigere Alternative sind, auch wenn es
um den Strompreis für die Verbraucher geht.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): Frau Kotting-Uhl, in
Ihrer Frage nach dem Systemkonflikt geht es
darum, ob es andere Länder gibt, die ver-
gleichbare Probleme haben. - Nein, nach

meiner Kenntnis nicht. Ich kenne kein Land,
das vorhat, bis 2020 knapp 40 Prozent er-
neuerbare Energien, überwiegend aus
Sonne und Wind, zu produzieren sowie
gleichzeitig Atomkraftwerke mit einer Leis-
tung von 20 GW und Kohlekraftwerke, Gas-
kraftwerke und Braunkohlekraftwerke, die
seit 1990 entweder genehmigt, gebaut oder
ertüchtigt worden sind, mit einer Leistung von
insgesamt 27 GW am Netz zu halten. Ein
solches Land gibt es nicht. Insofern sind mir
die infrage stehenden Konflikte nicht be-
kannt.

Ich hätte mir allerdings gewünscht, dass
im Energiekonzept bzw. in den Untersuchun-
gen zu dem Energiekonzept dieser Frage
Aufmerksamkeit gewidmet worden wäre. Aus
meiner Sicht geht es nicht, auf der einen
Seite Ziele für den Ausbau der erneuerbaren
Energien zu formulieren, wohl wissend, dass
nachts kein Solarstrom eingespeist werden
kann und dass der Wind nicht gleichmäßig
weht, dass es also in der Natur der Sache
liegt, dass die Einspeisung sehr stark fluk-
tuiert, und auf der anderen Seite die Frage
nicht zu beantworten, wie relativ unflexible
Kraftwerke zu einer solchen fluktuierenden
Einspeisung passen. Diese Frage ist im
Energiegutachten der Bundesregierung nicht
untersucht worden. Im Energiekonzept wird
richtigerweise gefordert - genauso steht es in
der Begründung des Gesetzentwurfs -: Wir
brauchen mehr Flexibilität. - Das unterstrei-
che ich. Ich sage seit zwei Jahren, dass das
ein zentrales Problem sein wird. Im Moment
kommen wir mit den negativen Preisen, die
hier und da für eine paar Stunden auftreten,
noch aus; das ist nicht das große Problem.
Ich habe das als ein Phänomen beschrieben,
das jetzt noch handhabbar ist, nicht aber
2020. Es wird vom System her nicht mehr
gehen.

Schauen Sie sich doch die Zahlen des
Fraunhofer-Instituts an, die ich Ihnen in mei-
ner schriftlichen Stellungnahme dargelegt
habe! Sie können nicht den gesamten rest-
lichen Kraftwerkspark morgens um 9 Uhr
abschalten und nachmittags um 16 Uhr wie-
der anschalten. Das geht auch aus sicher-
heitstechnischen Gründen nicht.

An einer Stelle muss ich allerdings wider-
sprechen. Im Moment werden keine Wind-
energieanlagen abgeschaltet, weil Atom-
strom sozusagen die Netze verstopft. Das ist
nicht die Rechtslage. Seit Inkrafttreten des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2000 gibt
es einen klaren Vorrang der erneuerbaren
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Energien bei der Einspeisung. Die gegen-
wärtigen Abschaltungen finden auf der
Grundlage des Energiewirtschaftsgesetzes
statt. Wenn die Stromversorgung nicht mehr
gesichert ist, wenn es also zu gefährlichen
Situationen in den Netzen kommt, dann ist
der Netzbetreiber verpflichtet, Anlagen der
erneuerbaren Energien abzuschalten. Zu-
künftig wird eine Verschärfung eintreten.
Was wird dann passieren? Die Anlagen der
erneuerbaren Energien werden in Zukunft
noch häufiger abgeschaltet, mit dem Verweis
darauf: Wir können kein Kernkraftwerk unter
eine Leistung von 50 Prozent herunterfahren,
weil wir zwei Tage brauchen, um es wieder
hochzufahren. Da wir aber nachmittags um
16 Uhr die Leistung wieder brauchen, kön-
nen wir das Kernkraftwerk gar nicht herun-
terfahren. Deshalb muss das Kernkraftwerk
durchlaufen. Dafür müssen Windmühlen und
Solaranlagen abgeschaltet werden. - Das
wird in Zukunft die Konsequenz sein.

(Dr. Maria Flachsbarth (CDU/CSU):
Das stimmt doch gar nicht!)

Man versucht, auf der einen Seite die er-
neuerbaren Energien mit fluktuierender Ein-
speisung auszubauen und auf der anderen
Seite Kraftwerke am Netz zu halten, die
keine ausreichende Flexibilisierung haben.
Das passt nicht zusammen. Sieht das denn
keiner?

(Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir schon!)

Wenn einer Branche Millionen angeboten
werden, um sie zu fördern, darf man norma-
lerweise großen Applaus erwarten. Die ge-
samte Branche der Erneuerbaren sieht darin,
dass Sie Geld durch die Laufzeitverlänge-
rung einsammeln, nicht eine Chance zur
Förderung der erneuerbaren Energien, son-
dern begreift das als einen Angriff auf die
Zukunft ihrer Technologie. Das zeigen Ihnen
die Reaktionen vom BEE und von allen an-
deren Verbänden der erneuerbaren Ener-
gien; denn diese sehen, welcher Systemkon-
flikt in den nächsten Jahren bei einer Lauf-
zeitverlängerung und gleichzeitig vorgeb-
lichem Ausbau der erneuerbaren Energien
auf uns zukommt.

Sachverständiger Dr. Christoph
Riechmann (Frontier Economics): Wenn ich
Sie richtig verstanden habe, geht es um die
Verbindung von Kernenergie und erneuer-
baren Energien im System und insbesondere

um die Belastungen durch die Erneuerbaren.
Dazu eine Reihe von Punkten: Mein Eindruck
ist, dass die Diskussion hier bisher so geführt
wird, als ob die Kernenergie der Hemmschuh
für die Integration der Erneuerbaren wäre.
Wir sehen die Wirkungszusammenhänge
umgekehrt. Die Flexibilitätsanforderungen,
die sicherlich niemand bestreitet, entstehen
durch den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. Das heißt, der Ausgangspunkt sind die
erneuerbaren Energien. Hier gibt es be-
stimmte politische Ziele, die es zu erreichen
gilt. Darauf muss man reagieren. Aber der
Ausgangspunkt sind die erneuerbaren
Energien; es ist nicht die Kernenergie, die
das Problem schafft.

Dann muss man eine Abwägung vorneh-
men. Wir haben auf der einen Seite die um-
weltpolitischen Ziele, und auf der anderen
Seite haben wir die Ziele der Versorgungs-
sicherheit, der Netzstabilität usw. Diese Ziele
müssen wir in Einklang bringen. Wenn wir
den Strom konsumieren, entspricht der Wert
des Stroms dem Preis, den wir für ihn be-
zahlen. Wenn aber der Strom ausfällt, dann
ist er uns deutlich mehr wert, und zwar un-
gefähr um den Faktor 30. Das verdeutlicht,
dass man das Thema Versorgungssicherheit
nicht aus dem Auge verlieren darf. Das kann
auch bedeuten, dass es möglicherweise
effizient ist, wenn man Anlagen zur Erzeu-
gung erneuerbarer Energien auf der Basis
der jeweiligen Konstellation abschaltet. Man
muss konstatieren, dass das in bestimmten
Situationen ökonomisch sinnvoll ist. Man
kann den Vorrang natürlich rechtlich anders
definieren; das aber hat zur Folge, dass das
Ganze mehr kostet, als wenn man nach öko-
nomischen Kriterien handeln würde.

Eben haben wir über die Kosten bzw. die
Nachteile des Herunterregelns der Wind-
energie diskutiert. In diesem Zusammenhang
muss man zwischen der aktuellen Situation
und der zukünftigen Situation differenzieren.
In der aktuellen Situation haben wir mög-
licherweise eine Reihe von Verwerfungen im
Ordnungsrahmen, die die negativen Strom-
preise bedingt haben. Dazu gehört unter
anderem, dass Windstrom nur dann vergütet
wird, wenn er erzeugt wird, aber nicht, wenn
heruntergeregelt wird. Das hatte zur Folge,
dass die Windenergieanlagen nicht herunter-
geregelt worden sind, wodurch es zu
negativen Preisen kam. Das sind aber As-
pekte, die sich durch leichte Änderungen im
Ordnungsrahmen beheben lassen, sodass
wir die negativen Preise vermeiden können.
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Lassen Sie uns aber genauer schauen:
Wir stehen vor der Herausforderung, dass
uns bei einem zunehmenden Ausbau von
Windenergieanlagen etwas im System fehlt,
um die Systemsicherheit zu gewährleisten.
Es ist unter Kostengesichtspunkten und auf-
grund technischer Überlegungen wahr-
scheinlich nicht sinnvoll - und vermutlich
auch nicht erforderlich -, die Kernkraftwerke
über Nacht abzuschalten und dann wieder
anzufahren. Das bedeutet, dass wir neben
der Kernenergie einen weiteren Backup be-
nötigen, um die Stabilität und die Sicherheit
im System zu gewährleisten. Dieses Erfor-
dernis des Backups ist aber nicht ein Pro-
blem der Kernenergie, sondern es ergibt sich
aus der Notwendigkeit, dass man neben den
Windenergieanlagen weitere flexible Anlagen
braucht. Lösungsstrategien dafür können
flexible Gaskraftwerke beinhalten, den Aus-
bau der Stromkupplung zum Ausland, um
sich dort stärker austauschen zu können,
und es gehören zum Beispiel Stromspeicher
dazu. Dafür gibt es eine Reihe von Konzep-
ten. Man muss aber immer im Auge behal-
ten, dass das weitere Investitionen erfordert,
wobei derzeit noch unklar ist, ob im beste-
henden Ordnungsrahmen hinreichend kom-
merzielle Anreize bestehen, dass der Markt
diese zusätzlichen Kapazitäten schafft. Es ist
offen, ob der Markt auf die Förderung der
erneuerbaren Energien so reagiert, dass er
von sich aus die Backup-Kapazitäten schafft,
oder ob man möglicherweise weitere ord-
nungsrechtliche Ergänzungen vornehmen
muss. Kapazitätsmärkte sind beispielsweise
auch im Konzept der Bundesregierung ange-
sprochen.

Sachverständiger Dr.-Ing. Christoph
Maurer (Consulting für Energiewirtschaft und
-technik GmbH): Grundsätzlich kann ich mich
den Ausführungen von Herrn Riechmann
anschließen. Sie, Herr Meierhofer, haben
gefragt, ob der befürchtete Effekt der negati-
ven Strompreise und die dadurch bedingte
Erhöhung der EEG-Umlage durch die Verrin-
gerung der variablen Kosten der Strom-
erzeugung in den vielen Stunden, in denen
wir keine negativen Strompreise haben wer-
den, nicht überkompensiert würden. Alle
Modelluntersuchungen, die mir dazu bekannt
sind, kommen zu einem eindeutigen Ergeb-
nis: Natürlich hat eine Verlängerung der
Laufzeit der Kernkraftwerke wegen der im
Verhältnis zu allen anderen konventionellen
Erzeugungstechnologien konkurrenzlos

günstigen Stromerzeugung durch Kernkraft-
werke einen erheblichen positiven Netto-
effekt,

(Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da gibt es ganz andere
Untersuchungen! Die kennen Sie

wohl nicht!)

selbst wenn man die negativen Preise ent-
sprechend bewertet.

Ich weise darüber hinaus aber darauf hin,
dass negative Preise ein wichtiges Signal
sind, das uns erlaubt, in einem marktwirt-
schaftlichen System auf den Bedarf an Flexi-
bilität zu reagieren. Dass ein Flexibilitäts-
bedarf besteht, bestreitet niemand. Dass wir
diesen in irgendeiner Weise befriedigen
müssen, zum Beispiel durch den Ausbau von
Speichern oder den Ausbau der Netzkupp-
lung zum Ausland, ist völlig logisch. Gerade
eine marktbasierte Preisbildung erlaubt, da-
rauf angemessen und effizient zu reagieren.

In diesem Zusammenhang muss man
vielleicht noch eines klarstellen: Wir hören
immer wieder, dass wir beispielsweise im
Jahr 2020 in x Stunden im Jahr eine negative
Residuallast haben, und es wird suggeriert,
dass der Einspeisevorrang für erneuerbare
Energien nur dann sichergestellt sei, wenn
wir alle konventionellen Kraftwerke für einige
Stunden abschalten und kurz danach wieder
anfahren würden, um die aufsteigende
Flanke, zum Beispiel zum Abend hin, wenn
die PV-Stromerzeugung zurückgeht, beherr-
schen zu können. Das ist netztechnisch ein
Trugschluss. Das geht nicht. Wir können kein
System fahren, bei dem die konventionelle
Erzeugung auf null zurückgefahren wird. Wir
brauchen aus diversen technischen Gründen
einen gewissen Sockel an konventioneller
Erzeugung. Die genaue Höhe wird derzeit in
Untersuchungen, die wir und andere Institute
durchführen, für die deutschen Übertra-
gungsnetzbetreiber quantifiziert. Wir hatten
diese Situation bisher nicht. Wir wissen noch
nicht genau, wo diese Grenze liegt. Aber
dass es eine Grenze gibt und dass diese
nicht ganz unerheblich sein wird, steht be-
reits heute fest. Das kann man aus den vor-
läufigen Ergebnissen ableiten.

Das heißt, es ist illusorisch, zu glauben,
wir könnten ein System komplett ohne kon-
ventionelle Kraftwerke fahren. Wir brauchen
einen gewissen Sockel an konventioneller
Erzeugung. Gerade die Kernkraftwerke mit
ihrer in Grenzen sehr schnellen Regelfähig-
keit sind dazu ein wesentliches Instrument,
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zumal sie in Deutschland geografisch ver-
nünftig verteilt sind. Darüber hinaus kann
man Deutschland nicht als Insel betrachten.
Auch das Energiekonzept stützt sich auf das
Ausland. Die entsprechenden Wechselwir-
kungen sind also zu berücksichtigen.

Noch eine letzte Anmerkung: Dass die
technischen Eigenschaften der Kernkraft-
werke erzwingen würden, dass Windenergie-
anlagen oder andere Anlagen zur Erzeugung
erneuerbarer Energien abgeregelt würden,
ist durch die Rechtslage in keiner Weise
gedeckt. Das geschieht auch nicht. Die Bun-
desnetzagentur konzipiert aktuell einen Leit-
faden zum EEG-Einspeisemanagement. Es
geht um die Umsetzung der §§ 11 und 12
des EEG. Darin ist explizit geregelt, dass,
bevor EEG-Anlagen in Betracht gezogen
werden, alle konventionellen Kraftwerke auf
das netztechnisch notwendige - nicht kraft-
werkstechnologisch notwendige - Minimum
zurückgefahren werden müssen. Erst dann
darf die Reduzierung der Einspeisung er-
neuerbarer Energien vorgenommen werden.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
kommen jetzt zur zweiten Runde mit Fragen
zur Ökonomie.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ich habe
eine Frage an Frau Müller vom BDEW. Wel-
che Kraftwerke werden in der Zukunft nicht
mehr zugeschaltet werden, wenn es eine
Laufzeitverlängerung gibt, verglichen mit
dem Szenario, dass alles so bleibt, wie es
ist? Welche Kraftwerke werden weniger in
Anspruch genommen?

Meine zweite Frage: Es ist viel von den
Preisen die Rede gewesen, und es wurde
gesagt, dass sich die Strompreise erhöhen
würden, wenn die Laufzeiten verlängert wür-
den. Es gibt auch andere Auffassungen,
nämlich dass die Preise stabil bleiben. Wie
ist die Sicht Ihres Verbandes? Wie würden
sich die Preise ohne Laufzeitverlängerung
entwickeln, und wie werden sie sich im Falle
einer Laufzeitverlängerung vermutlich ent-
wickeln?

Frank Schwabe (SPD): Meine Fragen
richten sich an Herrn Hey. Die Bundesregie-
rung stellt die Laufzeitverlängerung als eine
Brücke zu den erneuerbaren Energien dar.
Der SRU, das beratende Gremium, hat eine
diametral entgegengesetzte Position. Da-
nach gefährdet die Laufzeitverlängerung den
Erfolg der erneuerbaren Energien. Herr Hey,

Sie haben vorhin ausgeführt, dass wir bei
einem Anteil der erneuerbaren Energien von
über 50 Prozent eigentlich keine Grundlast-
kraftwerke mehr brauchten. Habe ich das
richtig verstanden? Vielleicht können Sie das
noch einmal darlegen.

Sie haben deutlich gemacht, dass es
künftig bis zu 50 Abschaltungen von Atom-
kraftwerken geben muss. Wenn man aber
zwei Tage braucht, um diese wieder hoch-
zufahren, ist das sehr unflexibel. Wer ist in
dieser Zeit eigentlich zuständig? Welche
Kapazitäten gewährleisten die Versorgungs-
sicherheit?

Judith Skudelny (FDP): Ich habe zwei
Fragen an Herrn Maurer. Habe ich Sie richtig
verstanden, dass es nicht korrekt ist, dass
Atomstrom die Netze für die erneuerbaren
Energien verstopft, wie es immer wieder
behauptet wird? Denn das Problem der Eng-
pässe bei den Netzen liegt nicht in den kon-
ventionellen Anlagen.

Die zweite Frage betrifft die Strompreis-
bildung. Es gibt ein Gutachten der Bundes-
regierung, wonach die Strompreise langfristig
stabil bleiben, auch wenn wir den Atomstrom
abschalten würden. Voraussetzung dafür ist
nach diesem Gutachten, dass wir einen
europäischen Strommarkt haben, der bis
zum Jahr 2020 völlig offen ist. Das bedeutet,
dass die Grenzkuppelstellen und die Über-
tragungsleitungen massiv ausgebaut werden
und dass das Ausland, was die Anschlüsse
an unsere Netze betrifft, mitspielt. Ich möchte
wissen, ob Sie persönlich es für realistisch
halten, dass die Ausbaumaßnahmen, die wir
bis dahin durchführen müssen, umgesetzt
werden können.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Wir haben
noch gar nicht über die Kosten der Sanierung
von Uranbergbaugebieten gesprochen. Ich
möchte in diesem Zusammenhang an den
Unfall in Ungarn erinnern, der sich kürzlich
ereignet hat. Bei der Lagerung von Schläm-
men wird ein ähnliches Verfahren wie häufig
im Uranbergbau angewendet. In Anbetracht
der Kosten in Höhe von 7 Milliarden Euro
und 28 Quadratkilometern dauerhaft zer-
störter oder nicht vollständig nutzbarer Flä-
che in Thüringen und Sachsen durch den
Uranbergbau stelle ich folgende Frage an
Herrn Dr. Riechmann und an Herrn Becker:
Inwieweit sind sowohl die Kosten für die
Endlagerung als auch die Kosten für die Sa-
nierung von Uranbergbaugebieten in Ihren
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Wirtschaftlichkeitsberechnungen oder Ab-
schätzungen enthalten? Was kommt da auf
den Stromkunden bzw. den Steuerzahler zu?

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe eine Frage an Herrn
Baake und an Herrn Dr. Hey. Es ist klar he-
rausgearbeitet worden, dass ein Systemkon-
flikt zwischen dem weiteren Ausbau der er-
neuerbaren Energien und der Laufzeitverlän-
gerung existiert. Das ist schon heute der Fall
und wird sich in Zukunft noch verschärfen.
Dieser Systemkonflikt kommt daher, dass die
Regelbarkeit der Grundlastkraftwerke, spe-
ziell der Atomreaktoren, nicht tief genug ge-
hen kann. Herr Dr. Maurer hat das gerade
bestätigt. Auf null kann man sie nicht zu-
rückfahren. Was bedeutet es nun für die
Zukunft der Investoren in der Branche der
erneuerbaren Energien, die bereits über
300 000 Arbeitsplätze in Deutschland stellen,
wenn sie schon heute hören, dass wohl der
weitere Ausbau der erneuerbaren Energien
auf diesem Niveau nicht mehr fortschreiten
kann? Was bedeutet das für die Investoren
auf der Ebene der Stadtwerke, die eigenen
Strom erzeugen wollen und ein Stück weit
Unabhängigkeit von den großen Atomkon-
zernen erreichen wollen? Welche Perspek-
tive sehen Sie da? Man muss eines wissen:
Die Ankündigungen, die aus der Atomwirt-
schaft kommen, werden häufig in gesetz-
geberisches Handeln übergeführt. Das sehen
wir jetzt an der Laufzeitverlängerung, die die
Atomkonzerne gefordert haben. Wir hören
schon jetzt, dass auch der Einspeisevorrang
für erneuerbare Energien wegfallen soll. Das
ist zwar noch keine Aussage der Koalition,
aber wir hören sie schon von den Atomkon-
zernen. Was bedeutet es für die Investi-
tionstätigkeit, wenn solche Signale gesendet
werden?

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
beginnen mit der Antwortrunde.

Sachverständiger Dr. Christoph
Riechmann (Frontier Economics): Ihre Frage
hat auf zwei Aspekte abgestellt: einerseits
auf die Kosten der Gewinnung des Kern-
brennstoffs, andererseits auf die Kosten der
Entsorgung der Kernenergieabfälle und in-
wiefern diese in den typischen Berechnun-
gen berücksichtigt sind. Die Kosten der Ge-
winnung des Kernbrennstoffs sind in allen
Studien, die mir bekannt sind, und in den
Studien, die wir selbst durchführen, enthal-

ten. Das sind die Kosten, die bei dem heuti-
gen Stand anfallen würden. Möglicherweise
nicht enthalten sind bestimmte Altlasten, die
aus Fehlern resultieren, die in der Vergan-
genheit gemacht wurden, die aber aus heuti-
ger Sicht auch nicht mehr entscheidungs-
relevant sind. Sie beeinflussen nicht die Ent-
scheidung darüber, wie man zukünftig mit
der Kernenergie umgeht. Wir müssen natür-
lich mit den Altlasten umgehen; aber für die
Zukunft sind sie nicht entscheidungsrelevant.

Was die Entsorgung und die Endlagerung
anbetrifft, so sind in unseren und vielen an-
deren Studien insbesondere diejenigen
Kosten berücksichtigt, die bei den Betreibern
anfallen. Das sind auf alle Fälle die Kosten
für den Rückbau der Kernkraftwerke und
eventuelle Kostenbeiträge für die Zwischen-
lagerung und die Entsorgung. Bei den Ent-
sorgungskosten bestehen große Unsicher-
heiten. Es gibt die politische Lösung, dass
am Ende die Verantwortung auf den Staat
übergeht. Das ist in unseren und in den
meisten mir geläufigen Berechnungen nicht
berücksichtigt.

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Ich bestreite ausdrücklich
den angeblichen Systemkonflikt zwischen
den erneuerbaren Energien und der Kern-
energie und verweise darauf, dass sich das
auch im Entwurf der Bundesregierung wider-
spiegelt. Der Einspeisevorrang ist eindeutig
definiert worden. Insofern ist an der Klarheit
gar nicht zu zweifeln. Es gibt weder für Kern-
kraftwerke noch für andere Kraftwerke eine
Einspeisegarantie. Sie haben sich diesem
System nachzuordnen. Herr Baake hat be-
stritten, dass die Unternehmen in der Bran-
che der erneuerbaren Energien den Energie-
und Klimafonds begrüßen. Wir begrüßen ihn
ausdrücklich. Über 1 000 unserer Unterneh-
men sind in diesem Bereich tätig. Bereits
60 Prozent der Wertschöpfung in diesem
Bereich findet durch Mitgliedsunternehmen
des BDEW statt. Wir glauben, dass hierdurch
neben der bisherigen Regelung zum EEG
und anderen Regelungen eine weitere gute
Möglichkeit geschaffen worden ist, den Aus-
bau der erneuerbaren Energien in diesem
Land voranzubringen.

Zur Frage der Preiseffekte: Ich glaube,
dass eine Laufzeitverlängerung dazu führen
wird, dass weniger CO2 in der Stromproduk-
tion emittiert wird. Das hat zur Folge, dass im
Rahmen des Emissionshandels mehr Zertifi-
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kate zur Verfügung stehen. Das wiederum
lässt den Zertifikatepreis sinken. Dadurch
gibt es Rückwirkungen auf den Strompreis;
denn die Betreiber fossiler Kraftwerke zahlen
dann weniger für den Strom. Gleiches gilt im
Übrigen für die Industrie, die von dieser
Maßnahme profitieren würde.

Wegen des Effektes, nach dem Sie ge-
fragt haben, müssen wir die Merit Order be-
trachten und schauen, welche Kraftwerke
verdrängt würden. Ich sage noch einmal: Es
werden nicht die Anlagen zur Erzeugung
erneuerbarer Energien herausfallen, sondern
die konventionellen Kraftwerke. Es ist in der
Tat so, dass Kernkraftwerke mit ihren niedri-
gen variablen Kosten in der Produktions-
reihenfolge meistens vor Kohle- und Gas-
kraftwerken eingereiht sind. Wir gehen des-
halb davon aus, dass die Laufzeitverlänge-
rung tendenziell einen Effekt auf den Strom-
preis haben wird.

Darüber hinaus wirft das ein Schlaglicht
auf den Punkt, den ich am Anfang deutlich
gemacht habe. Die frühere Verdrängung von
Kohle- und Gaskraftwerken, gerade von
KWK-Anlagen und anderen, zeigt, dass hier
wettbewerbliche Effekte zu berücksichtigen
sind. Wir glauben, dass ein Nachteils-
ausgleich für Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen notwendig ist, weil sonst ein Wider-
spruch zwischen dem Ziel der Bundesregie-
rung, Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen auszu-
bauen, und den Effekten, die durch die Ein-
speisung entstehen würden, entstünde. Das
ist aber nur einer der Effekte, die im wettbe-
werblichen Bereich durch die Laufzeitverlän-
gerung zu berücksichtigen sind.

Sachverständiger Dr.-Ing. Christoph
Maurer (Consulting für Energiewirtschaft und
-technik GmbH): Die erste Frage an mich
war, ob der Atomstrom die Netze verstopft.
Nein, das ist ganz eindeutig nicht so, und
zwar aus verschiedenen Gründen: Erstens
gibt es dafür keine rechtliche Grundlage.
Wenn dem so wäre, müssten Kernkraftwerke
zurückgefahren werden, weil es einen unbe-
dingten Vorrang der erneuerbaren Energien
beim Netzzugang gibt. Zweitens. Wenn wir
uns das Übertragungssystem anschauen,
stellen wir fest: Die kritischsten Engpässe,
die wir im Moment haben, treten an der
Grenze der Übertragungssysteme von
50 Hertz auf, also dem Übergang vom Gebiet
der neuen Bundesländer zu dem der alten
Bundesländern, weil strukturell aus dem Ge-
biet der neuen Bundesländer Energie expor-

tiert wird, und zwar im Wesentlichen Strom
aus Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer
Energie. Da es in diesem Gebiet aber über-
haupt keine Kernkraftwerke gibt, sind die
entsprechenden Engpässe sicherlich nicht
auf Kernkraftwerke zurückzuführen.

Drittens zeigen, wie schon in meinem
Eingangsstatement angemerkt, fair verglei-
chende Untersuchungen sehr eindeutig, dass
bei einem auf Merit Order basierenden
Kraftwerkseinsatz unter Berücksichtigung der
Flexibilitäten, die sich unter Heranziehung
von Auslandskapazitäten etc. ergeben, die
Netzbelastung auf den kritischsten Trassen
im deutschen Übertragungssystem, also den
Nord-Süd-Trassen, bei einer Laufzeitverlän-
gerung tendenziell unter dem Wert liegt, der
sich ohne Laufzeitverlängerung ergeben
würde. Das liegt daran, dass auf diese Weise
flächenmäßig etwas verteilter und damit et-
was lastnäher Strom erzeugt werden kann,
weil Kernkraftwerke, auch wenn es etwas
sonderbar klingt, mittlerweile größtenteils
lastnah Strom erzeugen. Durch diese last-
nähere Erzeugung werden also die Eng-
pässe im deutschen Übertragungsnetz ver-
ringert. Das wird uns zwar den Netzausbau
nicht ersparen; das ist völlig klar. Aber es
verschafft etwas Luft.

Bevor ich zu Ihrer zweiten Frage, ob wir
nach meiner Einschätzung bis 2020 völlig
geöffnete Märkte haben, komme, möchte ich
noch eine Überlegung anstellen, die in den
Diskussionen über den notwendigen Ausbau
von Kuppelleitungen nach meiner Wahrneh-
mung etwas unterzugehen droht. Es war und
ist meine Überzeugung, dass ein auf voll-
ständige Engpassfreiheit ausgerichteter Zu-
bau von Kuppelleitungen nicht effizient ist.
Das schreibt auch die EU-Kommission in
ihrem neuesten Impact Assessment zum
langfristigen Engpassmanagement. Wir müs-
sen also den Kuppelleitungszubau immer
auch unter Effizienzvorgaben beurteilen und
nicht einfach nur „wild“ zubauen.

Der europaweite Ausbau des Freiland-
übertragungsnetzes um 30 000 Kilometer,
der in den Ausbauplänen der Übertragungs-
netzbetreiber, zum Beispiel im sogenannten
Ten-Year Network Development Plan, der
von ENTSO-E erarbeitet worden ist, ange-
dacht ist, soll nur dazu dienen, grenzüber-
schreitende Probleme zu lösen. Das ist bis
2020 geplant; bis 2020 realistisch umsetzbar
ist das nach meiner Ansicht nicht. Das sehen
wir an den Problemen, die wir aktuell haben.
Wir sollten aber deswegen bei unseren Am-
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bitionen nicht zurückstecken. Das, was sinn-
voll und notwendig ist, sollte man nicht mit
Verweis darauf, es ginge sowieso nicht, in
der Priorität hintanstellen. Vielmehr ist der
Netzausbau dringend notwendig und für
meine Begriffe das Kernstück für die Integra-
tion der erneuerbaren Energien und muss
möglichst schnell stattfinden. Deshalb darf
das Ganze keinen falschen Beiklang erhal-
ten.

Ich halte es aber für völlig unrealistisch,
dass wir 2020 einen engpassfreien europäi-
schen Markt haben.

Sachverständiger Thorben Becker
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e. V.): Es ging darum, welche Faktoren
bei den Strompreisen berücksichtigt werden.
Die Endlagerkosten sind, wie Sie schon ge-
sagt haben, nur unzureichend berücksichtigt.
Auch die Kosten der Brennstoffherstellung,
zum Beispiel die ganze Kette der ökologi-
schen Folgeschäden des Uranbergbaus, sind
völlig unzureichend berücksichtigt. Zu be-
haupten, dass die ökologischen Folgeschä-
den, die beim Uranbergbau in Australien
oder Afrika oder durch das nach Russland
gebrachte Uranhexafluorid entstehen, be-
rücksichtig seien, ist also Unsinn. Das heißt,
ehrliche Strompreise, in denen diese Kosten
und Effekte berücksichtigt sind, was von der
Systematik her sicherlich schwierig ist, lägen
sicherlich deutlich höher.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): In der Frage ging es
um Planungssicherheit und darum, wie die
Marktteilnehmer diese einschätzen. Ich habe
derzeit das Vergnügen bzw. manchmal auch
Missvergnügen, ein- bis viermal die Woche
irgendwo auf einem Podium über Energiefra-
gen zu diskutieren. Ich kann Ihnen die
Rückmeldung geben, dass ich bei sehr vielen
Verantwortlichen der kommunalen Energie-
wirtschaft und bei sehr vielen Energieprodu-
zenten, die unabhängig von den vier großen
marktdominierenden Unternehmen sind, im
Moment riesige Unsicherheit feststelle. Diese
resultiert aus zwei Faktoren:

Erster Faktor: Viele, die sich auf den Kon-
sens von 2000, der einen geordneten Aus-
stieg aus der Kernenergie vorsah, verlassen
und darauf ihre Planungen aufgebaut haben,
sehen sich jetzt vor eine neue Situation ge-
stellt. Darüber, inwieweit diese die Wett-
bewerbssituation verändert, kann man strei-
ten; aber fragen Sie einmal die Wettbewerber

auf der kommunalen oder unabhängigen
Ebene. Fast alle von diesen werden Ihnen
sagen, dass sie ihre Wettbewerbsfähigkeit
aufgrund der Laufzeitverlängerung zuguns-
ten der Kernkraftwerksbetreiber RWE, Vat-
tenfall, Eon und EnBW beeinträchtigt sehen.

Zweiter Faktor: Seit der Bundestagswahl
am 27. September letzten Jahres hat sich
zwar der Erkenntnisstand nicht stark ge-
ändert, denn wir streiten über diese Themen
in der gleichen Weise wie vor einem Jahr.
Auch aus dem aufwendig erstellten Energie-
gutachten lassen sich keine Gründe entneh-
men, dass die Laufzeiten verlängert werden
müssen, oder Hinweise darauf, wie viele
Jahre Laufzeitverlängerung vernünftig wären.
Aber die Mehrheit im Bundesrat hat sich
nach der Wahl in Nordrhein-Westfalen ge-
ändert. Jetzt stellt sich die Frage der Zu-
stimmungspflichtigkeit des Gesetzes ganz
anders. Ich vermute einmal, dass man vor
einem Jahr wahrscheinlich zusammen mit
dem Bundesrat für eine Mehrheit gesorgt
hätte. Jetzt wird aber über die Frage gestrit-
ten, ob der Bundestag das Gesetz mit Mehr-
heit beschließen darf, ohne dem Bundesrat
einen Zustimmungsvorbehalt einzuräumen.
Ich kann natürlich nicht ausschließen, dass
die Auffassung von Professor Scholz vor
dem Bundesverfassungsgericht Gehör finden
wird; die Mehrheit der Verfassungsjuristen,
deren Schriften ich in der letzten Zeit gelesen
habe, sieht das jedoch anders. Diejenigen,
die heute in der Energiewirtschaft tätig sind,
wissen natürlich, dass vor einer Entschei-
dung des Verfassungsgerichtes, was nach
den bisher erfolgten Ankündigungen ja wohl
mit dieser Frage beschäftigt werden wird,
keine Planungssicherheit da ist, weil keiner
von uns weiß, wie das Verfassungsgericht
diese Frage am Ende beurteilen wird.

Es ist schon in gewisser Weise ein Trep-
penwitz der Geschichte, dass diejenigen, die
in der Vergangenheit am allerlautesten nach
Planungssicherheit gerufen haben, jetzt die
größte denkbare Planungsunsicherheit auf
dem Strommarkt verursacht haben. Auf die
Frage, wie sie die Situation einschätzen,
werden alle, ausgenommen die Vertreter von
RWE, Vattenfall, Eon oder EnBW, mit Klagen
über die große Planungsunsicherheit, die
nun am Markt entstanden ist, antworten.

Sachverständiger Prof. Dr. Christian
Hey (Sachverständigenrat für Umweltfragen):
Ich möchte zunächst einmal Frau Müller in
einem Punkt widersprechen: Es gibt einen
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Systemkonflikt. Das haben wir hier eindeutig
dargestellt.

(Widerspruch bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Offen ist nur die Frage, zu wessen Lasten er
aufgelöst wird. Wenn er zulasten konventio-
neller Energieträger aufgelöst werden soll,
dann muss man nicht nur am Einspeisevor-
rang für erneuerbare Energien, sondern auch
an der fixen Vergütung festhalten. Beide
Elemente hängen zusammen und waren die
Voraussetzung für das erfolgreiche Wachs-
tum der erneuerbaren Energien, die ja in der
letzten Dekade ihren Anteil verdreifacht ha-
ben. Überall dort, wo man mit flexibler oder
marktorientierter Honorierung experimentiert
hat - ich nenne als Beispiel das Quoten-
modell in Großbritannien -, hat man bei wei-
tem nicht die Wirtschaftlichkeit erneuerbarer
Energien und auch nicht diese enormen
Wachstumsraten wie bei uns erzielt. Wer
also an Einspeisevorrang und fixer Vergü-
tung festhalten will, der wird den Systemkon-
flikt zulasten der konventionellen Kraftwerke
und damit letztendlich auch zulasten der
Atomkraftwerke lösen müssen, die dann hin
und wieder abgeschaltet werden müssten.

Ich komme damit zu der mir gestellten
Frage, wie sich die Situation konkret darstellt.
Ich habe in meiner Stellungnahme vorhin
deutlich gemacht, dass unabhängig davon,
ob man zu den Optimisten oder den Skepti-
kern gehört, irgendwann im Laufe der 20er-
Jahre die erneuerbaren Energien die Marge
von 50 Prozent überschreiten werden. Es
geht hier also um eine ziemlich relevante
Aussage für die nächste Dekade.

Wir haben das Fraunhofer-Institut für
Windenergie und Energiesystemtechnik ein-
mal ausrechnen lassen, wie viel Grundlast im
Netz bei einem 50-Prozent-Anteil der Er-
neuerbaren noch möglich ist. Hier kann man
mit verschiedenen Variablen rechnen; in
unserer Stellungnahme gibt es eine entspre-
chende Grafik. Wenn man als Grundlast
6 000 Betriebsstunden pro Jahr ansetzt,
dann sind noch 20 GW kompatibel mit die-
sem 50-Prozent-Anteil. Wenn man eine ex-
treme Vollauslastung von 8 000 Betriebs-
stunden pro Jahr, die eigentlich von keinem
Kraftwerk wirklich erreicht wird, ansetzte,
dann blieben nur noch 6 GW übrig. Eine
Spannweite von 6 bis 20 GW wäre also noch
kompatibel mit einem 50-Prozent-Anteil der
Erneuerbaren.

Dem muss man jetzt die künstliche Erhö-
hung der Grundlast im deutschen Energie-
system durch die Laufzeitverlängerung ge-
genüberstellen. Nach unserer Schätzung
werden wir trotz eines weiteren Rückgangs
an Kohlekraftwerken noch immer einen
Grundlastanteil von 50 GW im Jahr 2020 im
Netz haben. Wegen des Abschaltens vieler
fossiler Kraftwerke schrumpft diese
Grundlast bis ins Jahr 2030 auf 30 GW.
Wenn man diese Zahlen gegenüberstellt - 6
bis 20 GW sind kompatibel, 30 bis 50 GW im
System - wird klar, dass wir ein Problem
haben.

Wir haben nun konkret berechnen lassen,
wie häufig die Residuallast, also die übrige,
noch zu ergänzende Last, unter die vorhan-
dene Flexibilitätsreserve für Atomkraftwerke,
die wir auf circa 10 GW abgeschätzt haben,
fällt. Liegt diese Last nämlich niedriger, müs-
sen die Atomkraftwerke komplett abge-
schaltet werden. Wir sind zu dem Ergebnis
gekommen, dass ungefähr 50 Komplett-
abschaltungen von Atomkraftwerken nötig
sein werden, weil die erneuerbaren Energien
so viel Last übernehmen, dass die Residual-
last weniger als 10 GW beträgt. Wenn man
eine Residuallast von 20 GW annimmt -
diese Leistung können die Atomkraftwerke
bei entsprechender Laufzeitverlängerung in
den 20er-Jahren noch erbringen -, ergibt sich
eine Zahl von ungefähr 90 Vorgängen, bei
denen einige, wenn nicht gar viele Atom-
kraftwerke heruntergeregelt werden müssen.

Voraussetzung für all diese Annahmen
ist, dass man am Einspeisevorrang der Er-
neuerbaren und an der fixen Vergütung fest-
hält. Wenn man in diesem Bereich Flexibili-
sierungen vornimmt, verbessert sich logi-
scherweise die Situation für die Atomenergie,
und für die Erneuerbaren verschlechtert sie
sich. Das ist ein Stück weit ein Nullsummen-
spiel. All Dies wird auch in einem Aufsatz in
der Zeitschrift BWK im Detail dargelegt, an
dem einige Ratsmitglieder und Mitarbeiter
des Fraunhofer-Instituts mitgeschrieben ha-
ben und den ich dem Ausschusssekretariat
habe zukommen lassen.

(Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Haben wir bekommen!)

- Ist verteilt worden. Das ist schön.
Jetzt komme ich zu der Frage von Herrn

Fell. Wie Herr Dr. Riechmann in seinen
Ausführungen schon angedeutet hat, wird es
in den nächsten Jahren zu einer Verände-
rung des regulativen Rahmens kommen.
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Bisher galt als Status quo, dass die System-
integrationsleistung schwerpunktmäßig vom
konventionellen Kraftwerksparkt zu leisten
und ein Einspeisevorrang für erneuerbare
Energien mit fester Vergütung zu sichern ist.
In Zukunft werden - das wurde im Energie-
konzept der Bundesregierung ja angekün-
digt - verstärkt Anforderungen auf die er-
neuerbaren Energien zukommen, selber
entsprechende Integrationsleistungen zu
übernehmen. Die Marktorientierung mit va-
riabler Vergütung für erneuerbare Energien
ist der Einstieg dazu.

Variable Vergütung in einem System, das
sehr stark von Grundlastenergieträgern und
Überkapazitäten dominiert ist, führt dazu,
dass dann, wenn starker Wind während einer
Schwachlastphase bläst, was ja öfter vor-
kommt, die Vergütung erneuerbarer Energien
gegen null tendiert. Wenn die Vergütung für
Strom aus Windenergieanlagen aber gegen
null tendiert, wenn diese wirtschaftlich arbei-
ten oder gar Gewinne erzielen könnten, dann
verändern sich die Investitionsbedingungen
für die Anlagenbetreiber radikal. Es entsteht
eine enorme Investitionsunsicherheit.

Erhöhte Investitionsunsicherheit hat ein-
mal Auswirkungen auf die Kreditwürdigkeit
von Anlagen. Im Offshore-Bereich sind ja
Milliardeninvestitionen geplant, für die die
Banken Sicherheiten einfordern. Je höher die
Unsicherheiten sind, desto höher werden
sicherlich die Verzinsung und die Risikoprä-
mie sein, die die Banken einfordern. Wenn
sich das dann nicht mehr angemessen in der
Vergütung widerspiegelt, werden die Investi-
tionen in diesem Bereich absinken. Das
hieße außerdem, dass gleichzeitig das
Wachstum der erneuerbaren Energien ge-
drosselt würde.

Dieses Szenario dürfte wahrscheinlich
werden, wenn die Bundesregierung ihre Ab-
sicht in die Tat umsetzt, das Erneuerbare-
Energien-Gesetz in den nächsten Jahren
grundlegend zu ändern. Ein Festhalten am
Einspeisevorrang wird nicht ausreichen. Man
muss auch an der fixen Vergütung festhalten.
Wenn das nicht geschieht, wird die Laufzeit-
verlängerung dazu führen, dass das Wachs-
tum der erneuerbaren Energien gedrosselt
wird. Das hätte entsprechende Auswirkungen
auf den deutschen Arbeitsmarkt und auch
auf der internationalen Ebene. Das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz wurde ja von 50
Staaten der Welt nachgeahmt und ist eine
weltweit einmalige Erfolgsgeschichte, weil
hierdurch wohl wesentlich mehr für den Kli-

maschutz als bei den internationalen Klima-
schutzverhandlungen erreicht wurde. Die
Auswirkungen, die entsprechende Änderun-
gen haben würden, gehen also weit über den
nationalen Rahmen hinaus.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
beenden jetzt die zweite Runde und kommen
zur dritten Runde „Recht“.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Meine
Frage geht an die beiden Sachverständigen,
die für den juristischen Part geradezu prä-
destiniert sind, nämlich Herrn Professor
Scholz und Herrn Professor Schorkopf. Es
geht um eine Fragestellung, die auch in der
öffentlichen Diskussion oftmals angespro-
chen wurde, nämlich: Ist dieses Elfte Gesetz
zur Änderung des Atomgesetzes, mit dem
die Laufzeiten verlängert werden, zustim-
mungsbedürftig durch den Bundesrat oder
nicht? In Ihren schriftlichen Stellungnahmen
haben Sie dazu dankenswerterweise schon
eindeutig Position bezogen. Da es sich hier
um eine öffentliche Anhörung handelt,
möchte ich Sie allerdings bitten, noch einmal
kurz eine Begründung abzugeben für die von
Ihnen eingenommene Position, dass es sich
bei diesem Gesetzgebungsvorhaben nicht
um eine zustimmungspflichtige Materie han-
delt, also der Bundesrat nicht zustimmen
muss.

Ulrich Kelber (SPD): Ich spare mir die
Fragen zur Verfassungswidrigkeit bzw.
-konformität des Ausgrenzen des Bundes-
rates und nach weiteren verfassungsrecht-
lichen Folgen, die sich aus dem Atomkon-
sens ergeben.

Ich möchte vielmehr eine Frage zum
neuformulierten § 7 d an Herrn Baake und an
Herrn Hahn stellen. Können Sie ein konkre-
tes Beispiel nennen - Herr Liemersdorf hat
auf meinen Zwischenruf hin ja keines ge-
nannt, Herr Professor Scholz dagegen hat
eines genannt -, wie gemäß der neuen Va-
riante des § 7 d etwas durch die Sicherheits-
behörden vorgeschrieben werden kann, was
nicht heute schon durch die geltende recht-
liche Regelung vorgeschrieben werden
kann? Und umgekehrt: Können Sie sich vor-
stellen, dass irgendeine von den heutigen
Bestimmungen unter die Neuregelung des
§ 7 d fällt und damit nicht mehr der gericht-
lichen Überprüfung unterliegt?
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Horst Meierhofer (FDP): Meine Frage
richtet sich an Herrn Professor Schorkopf
und an Herrn Professor Scholz. Sie beide
sind ja der Meinung, dass keine Zustim-
mungspflichtigkeit gegeben ist. Wäre es
unter der Annahme, dass dieses Gesetz
zustimmungspflichtig durch den Bundesrat
sei, aus Ihrer Sicht nicht logisch, dass die
Laufzeitverkürzung seinerzeit auch zustim-
mungspflichtig gewesen wäre? Welche Aus-
wirkungen hätte das dann auf das weitere
Prozedere?

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Ich
habe eine Frage an Herrn Professor
Schorkopf und Herrn Becker bezüglich § 9 d
und 9 f. Die entsprechenden Regelungen
sind ja sehr spezifisch auf Gorleben ge-
münzt. Wenn gemäß diesem Paragrafen
eine atomrechtliche Enteignung von Teilen
von Grundstücken vorgenommen wird - im
Gesetzentwurf ist es ja so formuliert, dass
eine solche nur die unterirdischen Teile des
Grundstückes einschließen würde -, bedeutet
das ja eine Einschränkung des niedersächsi-
schen Salzrechtes. Wäre nicht in dieser Hin-
sicht der Gesetzentwurf zustimmungspflichtig
durch den Bundesrat? Wie schätzen Sie das
ein?

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Zunächst möchte ich kritisieren,
dass wir für diesen Block aufgrund der durch
die Koalition vorgegebenen Struktur als Op-
position de facto keine Experten einladen
konnten. Wir mussten uns nämlich zwischen
Experten für Atom- und Staatsrecht ent-
scheiden.

(Zuruf des Abg. Dr. Georg Nüßlein
(CDU/CSU))

Und dass Sie von der Koalition nicht die Gut-
achter der Bundesregierung, Herrn Professor
Papier oder Herrn Professor Wieland, ein-
geladen haben, sondern Herrn Professor
Scholz, dessen Gutachten, wie ich zumindest
in der Zeitung gelesen habe, von Eon be-
zahlt worden ist, ist schon bezeichnend.

Nun zu meinen beiden Fragen, die den
Themenbereich „Recht“ betreffen und sich an
Herrn Baake richten.

Meine erste Frage lautet: Gibt es irgend-
etwas, was die nächste Bundesregierung
oder künftige Gesetzgeber daran hindern
könnte, die Laufzeitverlängerungen wieder
zurückzunehmen?

Zweite Frage: Herr Professor Scholz be-
hauptet ja, dass sich durch die Laufzeit-
verlängerung für die Länder und für die
Atomaufsichtsbehörden der Länder qualitativ
und essenziell nichts ändert und deshalb die
Zustimmung des Bundesrates nicht notwen-
dig ist. Nun frage ich Sie, Herr Baake, der
Sie ja lange Staatssekretär im Land und im
Bund waren und anders als Herr Professor
Scholz in diesem Bereich praktische Erfah-
rungen haben: Was bedeutet das für die
Länder? Stimmt es wirklich, dass es für die
Länder keine qualitativen Auswirkungen mit
sich bringt, wenn die Laufzeiten der Atom-
kraftwerke verlängert werden?

Sachverständiger Prof. Dr. Rupert
Scholz (Gleiss Lutz Anwälte): Ich habe in
meiner schriftlichen Stellungnahme im Ein-
zelnen die Gründe für meine Haltung aus-
geführt. Ich gebe jetzt nur einmal kurz zu-
sammenfassend wieder, worum es geht.

Der Ausgangspunkt ist - das darf man nie
vergessen -, dass das Atomgesetz von An-
fang an ein unbefristetes Gesetz und kein
Zeitgesetz gewesen ist. Daran hat sich auch
mit der seinerzeitigen Ausstiegsnovelle
nichts geändert. Wenn jetzt eine Laufzeit-
verlängerung vorgenommen wird, bedeutet
das nicht, dass den Ländern eine neue Auf-
gabe oder ex tunc wieder die Aufgabe
„Atomaufsicht“ übertragen wird. Es wird viel-
mehr nur eine Modalität im Rahmen der be-
stehenden und auch durch die Ausstiegs-
novelle keineswegs veränderten Aufgabe
gestaltet.

Die Bundesauftragsverwaltung nach
Art. 87 c Grundgesetz erfordert die Zustim-
mung des Bundesrates. Diese Zustimmung
ist ursprünglich gegeben worden. Jetzt stellt
sich nur die Frage, ob die Änderung - Stich-
wort „Laufzeitverlängerung“ - die Situation in
dem Sinne verändert, dass, wie das Bundes-
verfassungsgericht sagt, etwas konstitutiv
Neues entsteht bzw. eine Systemverschie-
bung in der föderativen Aufgabenverteilung
ausgelöst wird. Um das zu entscheiden, hat
das Bundesverfassungsgericht folgendes
Kriterium entwickelt: Eine qualitative Verän-
derung, sprich Zuweisung einer neuen Auf-
gabe oder Übertragung einer wesens-
verschiedenden Aufgabe, hat einen Zustim-
mungsvorbehalt für den Bundesrat zur Kon-
sequenz. Handelt es sich dagegen im Rah-
men der gegebenen, seinerzeit bereits mit
Zustimmung sanktionierten Aufgabe nur um
eine modalitätsmäßige, eine unwesentliche
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Veränderung, insbesondere eine solche, die
für die Länder nur quantitative Folgen hat,
also etwas länger tätig sein, etwas mehr
Vollzugslast zu übernehmen, etwas mehr
Verwaltungspersonal vorhalten zu müssen
usw., sich also an der Aufgabe als solcher
nichts geändert hat, dann ist in der Konse-
quenz nicht erneut ein Zustimmungsvorbe-
halt für den Bundesrat gegeben.

In diesem Fall ist das aus meiner Sicht
völlig klar, gerade wenn man die Recht-
sprechung zugrunde legt, die das Bundes-
verfassungsgericht noch einmal sehr deutlich
in der Entscheidung zum Luftsicherheits-
gesetz vom Mai dieses Jahres bekräftigt hat:
Es geht nur um eine quantitative Verände-
rung. Die Länder müssen, um es kurz und
salopp zu formulieren, ihre Aufgabe halt noch
ein bisschen länger durchführen.

Das Ganze lässt sich anhand dessen be-
legen, was Herr Meierhofer angesprochen
hat: Die Ausstiegsnovelle ist damals ohne
Zustimmung des Bundesrates zustande ge-
kommen - nach meiner Auffassung mit
Recht. Aber wenn man die Gegenposition
vertritt, dass Festlegung von Fristen, Verän-
derung von Zeiträumen etc. eine wesentliche
qualitative Veränderung darstellen, dann folgt
daraus, dass man damals die Zustimmung
des Bundesrates hätte einholen müssen.
Das ist gar keine Frage, zumal die jetzt vor-
gesehene Änderung keineswegs von einem
derartigen Gewicht ist wie die damalige. Da-
mals wurde beschlossen, schrittweise gene-
rell aus der friedlichen Nutzung der Kern-
energie auszusteigen. Mit der jetzt vorgese-
henen Änderung wird an diesem Beschluss
nichts verändert, nur der Zeitpunkt wird ein
wenig herausgeschoben, und zwar im
Durchschnitt um zwölf Jahre. Das heißt, das
ist, eingriffsmäßig und aus Sicht der Länder
gedacht, eine noch viel geringe Maßnahme
hinsichtlich des Vorbehaltsrechtes des Bun-
desrates.

Man kann die Dinge also drehen und
wenden, wie man will:

(Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Offensichtlich!)

Es ist ganz klar, dass hier kein Zustim-
mungsvorbehalt gegeben ist.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

- Mein Lieblingsunterbrecher ist wieder zu-
gange. Ich bedanke mich.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

- Vielleicht stellen Sie einmal eine Frage,
dann könnte ich Sie auch einmal unterbre-
chen. Trotzdem halte ich es für ungehörig,
was Sie tun.

(Beifall bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Also
bitte, Herr Scholz! Fahren Sie in Ihrer Ant-
wort fort.

Sachverständiger Prof. Dr. Rupert
Scholz (Gleiss Lutz Anwälte): Ich möchte
noch auf einen weiteren Punkt hinweisen.
Hier klang ja schon das Argument an, dass in
anderen Gutachten andere Auffassungen
vertreten werden. Frau Höhn, Herr Papier hat
in seinem neusten Aufsatz in der NVwZ ge-
sagt, dass er sich in der Tat zunächst in sei-
nem Gutachten tendenziell zugunsten eines
Zustimmungsvorbehaltes des Bundesrates
ausgesprochen hatte. In der besagten Ver-
öffentlichung im Anschluss an dieses Gut-
achten heißt es nun aber eindeutig im Tenor:
Es kann auch gut sein, dass das Bundes-
verfassungsgericht andersherum entschei-
det - -

(Ulrich Kelber (SPD): Und danach
sagt er, dass das nicht wahrschein-
lich ist! Vollständig zitieren, auch als

Sachverständiger!)

- Ich zitiere Herrn Papier. Ich habe den Auf-
satz hier. Sie können sich das Zitat gerne
ansehen.

(Ulrich Kelber (SPD): Ich habe ihn
auch gelesen!)

Wie gesagt, in den Gutachten, die für
einen Zustimmungsvorbehalt votieren, wird
einmal das Argument genannt, dass man die
Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts nicht beachte. Zweitens wird das
Argument gebracht, dass sich durch diese
Novelle etwas an der Staatshaftung zulasten
der Länder ändern könne. Auch dieses Ar-
gument ist nicht stichhaltig, denn Staatshaf-
tung gibt es immer. Wenn ich mich auf den
Standpunkt stellte, dass bei Gesetzen des
Bundes, die die Länder vollziehen - das ist ja
der Regeltatbestand -, immer dann, wenn die
Möglichkeit eines Staatshaftungsfalls be-
steht, automatisch ein Zustimmungsvorbehalt
des Bundesrates gegeben ist, führte das
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dazu, dass wir das abgestufte System von
Einspruchsgesetzen und Zustimmungs-
gesetzen im Grundgesetz streichen könnten.
Jedes Bundesgesetz wäre dann zustim-
mungspflichtig. Also kann auch dieses Ar-
gument nicht zutreffen.

Es wurde auch die Frage nach der Wie-
dereinführung von Enteignungstatbeständen
im § 9 d ff. gestellt. Dabei handelt es sich um
eine materiell-rechtliche Regelung, die keine
substanzielle Veränderung im Ganzen bringt.

Zusammengefasst ist zu sagen: Bei der
Laufzeitverlängerung handelt sich um eine
quantitative Veränderung und nicht um eine
qualitative im Sinne der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts. Demgemäß gibt
es keinen Zustimmungsvorbehalt für den
Bundesrat.

Sachverständiger Prof. Dr. Frank
Schorkopf (Georg-August-Universität Göt-
tingen): Zunächst zur Frage von Herrn Paul:
Herr Scholz hat hierzu ja schon viel gesagt.
Ich möchte nur noch einmal auf die Aus-
gangsregel im Grundgesetz verweisen.
Demzufolge muss es einen Grund geben,
warum der Bundesrat zustimmen sollte. Es
liegt also ein Regel-Ausnahme-Verhältnis
vor. Diejenigen, die argumentieren, dass der
Bundesrat zustimmen müsse, müssen einen
Grund dafür nennen, während die anderen
diesen Grund nur widerlegen müssen. Inso-
fern sind die Lasten hier unterschiedlich ver-
teilt.

Als Grund kommt einzig die Tatsache in
Betracht, dass die elfte Novelle das Atom-
gesetz seinem Inhalt nach so ändert, dass es
gemäß den Worten des Bundesverfassungs-
gerichtes eine wesentlich andere Bedeutung
und Tragweite bekommt.

Nun müssen wir sehen, ob die Inhalte, die
vorgeschlagen worden sind, dies erfüllen,
wobei nicht hundertprozentig klar ist, was
das heißt. Hier ergibt sich ein Spielraum, der
ausgelegt werden muss. Seit der letzten
Entscheidung sehen wir dies etwas klarer,
aber noch nicht völlig klar. Entscheidend ist
für mich, dass dies nicht erfüllt wird, dass der
Gesetzeszweck unverändert geblieben ist.

Ich kann jetzt gleich eine zweite Frage,
die von Herrn Meierhofer, einbeziehen. Herr
Meierhofer fragte in diesem Zusammenhang
nach der Novelle von 2002. Das passt ganz
gut als Kontrollüberlegung. Der Gesetzes-
zweck ist nicht verändert worden. Es bleibt
dabei, dass die Atomkraft, die Kernenergie,
friedlich genutzt wird und dass es einen Aus-

stieg geben soll. Die Reststrommengen, um-
gerechnet in eine Frist, in einen Zeitraum,
führen zu einer, wie das BMI und das BMJ es
formulieren, moderaten Verlängerung, die
Eingang in den Gesetzentwurf gefunden hat.
Es wird also mit einer überschaubaren
Menge verglichen, sodass der Gesetzes-
zweck weiterhin ist - er ist weiterhin trag-
fähig -, in einem überschaubaren Zeitraum,
der auch politisch abbildbar ist, auszustei-
gen.

An diesem Punkt möchte ich auf Herrn
Meierhofer eingehen: Was ist mit der Novelle
2002? Das ist natürlich ein Glasperlenspiel.
In der Literatur wird gerne das Argument
verwendet: Dann war das Ganze 2004 ver-
fassungswidrig. - Alle Fristen sind abgelau-
fen. Wir werden das nicht mehr feststellen
lassen können.

Gerade wenn man mit dem Gesetzes-
zweck argumentiert, würde ich in diesem
Zusammenhang nicht so sehr auf die Fristen
schauen. Für mich ist es ein ganz starkes
Argument, zu sagen, dass die seinerzeitige
Änderung des § 1, also die Änderung des
Zwecks des Atomgesetzes im Jahre 2002,
ein starker Eingriff in den Inhalt des Atom-
gesetzes und in die Struktur der Atomver-
waltung war. Schon aus diesem Grund hätte
dies zustimmungsbedürftig sein müssen.

Es ist richtig, dass es keine Klagen gab;
aber Sie wissen, dass Hessen, Bayern und
Baden-Württemberg einen entsprechenden
Antrag im Bundesrat gestellt haben. Es gab
andere Mehrheiten; man hat es auf sich be-
ruhen lassen. Dies ist, nebenbei bemerkt,
eine Folge des politischen Designs des
Atomausstiegs, des sogenannten Atomkon-
senses, der aus meiner Sicht etwas damit zu
tun hat, Befriedung herbeizuführen, und da-
mit, dass es nicht zu Klagen kommt.

Zusammenfassend - ich glaube, damit
habe ich Ihre Frage, Herr Meierhofer, beant-
wortet -: Dass es hier nur zu einer mittelba-
ren Verlängerung der Laufzeiten kommt, ist
verfassungsrechtlich nicht der entscheidende
Punkt, der die Saite zum Schwingen bringt.
Der Gesetzeszweck bleibt gleich. Insoweit
findet in der Tat, wie Herr Scholz sagte, eine
mengenmäßige Vergrößerung der Vollzugs-
last statt. Diese mengenmäßige Vergröße-
rung der Vollzugslast der Länder führt nach
dem Regel-Ausnahme-Verhältnis nicht dazu,
dass der Bundesrat zustimmen muss.

Zur Frage von Frau Menzner nach den
neuen §§ 9 d und 9 f AtG, betreffend das
Teilenteignungsrecht, und zu Ihrer Implika-
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tion in Richtung auf das niedersächsische
Salzregal bzw. Salzrecht. Hier müssen wir
uns wieder an die Grundregel halten, die
auch im Staatshaftungsrecht angeklungen
ist, nämlich das Recht, zu enteignen, bzw.
die Teilenteignung als Annex zum Atom-
gesetz zu sehen, der insoweit keinen Sach-
verhalt auslöst, der die Zustimmungspflicht
anordnet. Es kommt hier also zu keinen
strukturellen Veränderungen mit einer we-
sentlich anderen Bedeutung und Tragweite,
auch wenn hierbei ein Land im Hinblick auf
sein Recht berührt ist. Das ist etwas, was der
Bund in diesem Zusammenhang mitregeln
darf.

Sachverständiger Lothar Hahn: Herr
Kelber, ich sehe auf der einen Seite keinen
Fall, der ohne § 7 d AtG nicht bereits heute
realisiert werden könnte. Ich sehe auf der
anderen Seite aber auch keinen Fall, der
dadurch erschwert werden würde. Der Text
jedenfalls gibt dies nicht her; es sei denn,
man unterstellt Böses. Mehr Sinn machen
würde es, wenn man in diesem Bereich den
Inhalt des neuen Regelwerks, dessen Mo-
dul 7 einige Klarheit schafft, zur Anwendung
bringen würde. Dann hätte man mehr ge-
wonnen, als man gewinnen würde, wenn
man einen solch vagen Paragrafen einfügt.

Sachverständiger Thorben Becker
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e. V.): Ich bin zwar Jurist, aber kein
Verfassungsjurist. Insofern kann ich keine
abschließende Antwort auf die Frage geben,
was die Wiedereinführung der Enteignungs-
möglichkeit an der Zustimmungspflichtigkeit
ändert. Ich finde es in jedem Fall interessant,
dass dieser Punkt bislang in der Diskussion
sehr wenig Berücksichtigung gefunden hat.
Dieser Punkt wird möglicherweise in der
Debatte eine durchaus größere Rolle spielen.

Inhaltlich halten wir die Wiedereinführung
dieser Möglichkeit natürlich für absolut
falsch; aber das soll ja in dieser Anhörung
keine Rolle spielen.

Insgesamt betrachte ich es als einen un-
gewöhnlichen Vorgang, dass am Vorhaben
der Laufzeitverlängerung trotz massiver ver-
fassungsjuristischer Bedenken von durchaus
sehr kompetenter Seite, die heute in dieser
Anhörung keine Rolle spielt, festgehalten
wird. Das heißt, dass das Parlament bzw. die
Bundesregierung das große verfassungs-
juristische Risiko eingeht, eine Niederlage zu
erfahren. Das hat natürlich auch den Effekt,

den Herr Baake gerade beschrieben hat: Wir
rutschen jetzt in einen Zeitraum der größt-
möglichen Investitionsunsicherheit - und das
alles für eine Laufzeitverlängerung, für die es
aus unserer Sicht keinen Grund gibt. Das ist
schon ein sehr ungewöhnlicher Vorgang.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): Ich beginne mit der
Antwort auf die Frage von Herrn Kelber zu
§ 7 d AtG. Ich hatte vorhin ausgeführt, dass
die gegenwärtige Rechtslage folgender-
maßen ist: Zum einen gibt es die Schadens-
vorsorge nach Stand von Wissenschaft und
Technik, und zum anderen gibt es das Rest-
risiko. Wenn Sie jetzt fragen, in welchen von
diesen Bereichen § 7 d eingreift, dann kann
ich dazu nur sagen: Im Gesetz steht dazu
zunächst einmal nichts. Da steht: Das ist
offen. Es entscheiden dann die Behörden,
wie ein bestimmtes Risiko zuzuordnen ist.

Auch ich habe mich natürlich, als ich das
gelesen habe, zunächst gefragt: Was ist
denn eigentlich der Sinn und Zweck dieser
Maßnahme? Denn Schadensvorsorge nach
dem Stand von Wissenschaft und Technik
gibt schon das gegenwärtige Recht her. Das
würde ja nur Sinn machen, wenn man etwas
tut, was bisher dem Restrisiko zugeordnet
war. Ihre Frage also, ob ich mir etwas vor-
stellen kann, was ein Mehr an Sicherheit
bedeutet, kann ich so beantworten: Ja, das
wären Maßnahmen im Bereich des Restrisi-
kos. Man würde also die Betreiber verpflich-
ten, zum Beispiel gegen kriegerische Ereig-
nisse Vorsorge zu treffen. Hat das die Bun-
desregierung vor? Ich glaube nicht.

Als ich die Begründung gelesen habe -
die Begründung ist für die Interpretation
eines Gesetzes immer sehr wichtig -, ist mir
dann ganz am Ende aufgegangen, was
offenkundig der Sinn und Zweck des § 7 d
ist. In der Begründung zu § 7 steht nämlich:

Dabei ist zu berücksichtigen, dass
der vorhandene Schutz von Kern-
kraftwerken vor terroristischen Ge-
fahren dem international Üblichen
entspricht und teilweise deutlich da-
rüber hinausgeht. Im Zusammen-
wirken mit den staatlichen Maß-
nahmen wird ein die verfassungs-
rechtlichen Anforderungen erfüllen-
des Schutzniveau erreicht.

Da ist mir dann klar geworden, was der
Sinn der Maßnahme ist: nämlich dass der
Gesetzgeber, nachdem das Bundesverwal-
tungsgericht entschieden hat, dass ein An-
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griff aus der Luft durch Terroristen auf eine
kerntechnische Anlage kein Restrisiko ist,
sondern zum Bereich der Schadensvorsorge
nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik gehört, diese Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts jetzt von hinten
aushebelt. § 7 d wird nicht etwa deswegen
eingeführt, um im Bereich des Restrisikos
zusätzliche Sicherheit zu schaffen, sondern
im Hinblick auf den Bereich, der heute dem
Stand von Wissenschaft und Technik unter-
liegt, wozu das Bundesverwaltungsgericht
sagt: Dazu gehört auch ein potenzieller terro-
ristischer Angriff mit einem Flugzeug auf eine
kerntechnische Anlage. - Dieser Bereich wird
jetzt herausdefiniert und § 7 d zugeordnet.
Es ist dann eine Verwaltungsentscheidung,
wohin das gehört.

Damit werden aus der Sicht derjenigen,
die das jetzt vorhaben, zwei Fliegen mit einer
Klappe geschlagen: Erstens sind die Betrei-
ber nicht mehr verpflichtet, entsprechende
Maßnahmen zu ergreifen, um Schadensvor-
sorge nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik zu betreiben. Zweitens geht aus der
Begründung ganz klar hervor: keine dritt-
schützende Wirkung. Damit wird das, was
die Bürger vor dem Bundesverwaltungs-
gericht im Rahmen des Urteils von April 2008
erstritten haben, nämlich dass die Betreiber
entsprechende Vorsorge zu treffen haben, in
Zukunft aus rein formalen Gründen abgewie-
sen, weil dieser Bereich nicht dem Dritt-
schutz unterliegt.

Das ist aus meiner Sicht der ganze Hin-
tergrund. Dies ergibt auch einen Sinn. Denn
wer in Kenntnis der völlig unzureichenden
Schutzmaßnahmen die Laufzeit der sieben
ältesten Reaktoren um die vorgesehenen
Zeiträume verlängert, will natürlich nicht ris-
kieren, dass die Bürger anschließend zum
Gericht gehen und diese Laufzeitverlänge-
rung zu Fall bringen. Das ist aus meiner
Sicht der ganze Hintergrund für die Einfüh-
rung des § 7 d.

Zur Frage der Zustimmungspflicht: Ich bin
nur ein dummer Volkswirt und kein Verfas-
sungsjurist. Deshalb werde ich mich zu die-
sen Fragen nicht äußern. Ich kann allerdings
Vermerke lesen, die von Verfassungs-
ressorts geschrieben werden. Die Auffas-
sung des Justizministeriums als eines der
beiden Verfassungsressorts der Bundes-
regierung war ja, dass eine moderate Lauf-
zeitverlängerung wohl zulässig sei. Moderat
hat man so definiert - so jedenfalls die Be-
richterstattung -, dass dies nicht mehr als ein

Drittel im Vergleich zur gegenwärtigen
Rechtslage umfassen dürfe. Da die Kern-
reaktoren im Moment noch eine Restlaufzeit
von im Durchschnitt sechs, sieben Jahren,
natürlich immer in Strommengen bemessen,
haben, kam man wohl zu dem Ergebnis,
dass zwei Jahre und vier Monate das verfas-
sungsrechtlich Zulässige sei.

Ich versuche seitdem herauszubekom-
men, mit welchen rechtlichen Argumenten
denn das Bundesjustizministerium von dieser
in der Öffentlichkeit dargestellten Position
abgerückt ist; denn die Bundesjustizministe-
rin hat gesagt, sie sei jetzt der Auffassung,
auch 14 Jahre seien verfassungsrechtlich
zulässig. Aus der Begründung der Formulie-
rungshilfe, die das Kabinett beschlossen hat,
kann ich das nicht erkennen. Akteneinsicht
wird uns nicht gewährt. Ich habe stark die
Befürchtung, dass hier möglicherweise nicht
juristische Argumente ausschlaggebend
waren, sondern andere. Ich würde jedenfalls
gerne wissen, wie dieser Meinungsum-
schwung im Hinblick auf den Begriff „mode-
rat“, das heißt von zweieinhalb Jahre auf jetzt
14 Jahre, vonseiten des Bundesjustizministe-
riums begründet wird. Das ist eine Frage, die
mich sehr interessiert.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Wir
haben jetzt noch 20 Minuten. Mein Vorschlag
ist: Jede Fraktion bekommt zwei Minuten zur
Fragestellung und jeder Sachverständige
zwei Minuten zur Antwort. Es gab inzwischen
von allen Seiten die Kritik, dass die Anhörung
zu kurz ist. Also, pro Fraktion zwei Minuten
und zwei Minuten für die Antwort.

(Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dadurch wird es nicht

länger! - Heiterkeit)

- Nein. Wir schauen auf die Uhr. Wir schöp-
fen die Zeit, die uns gegeben ist, voll aus.

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): Ich
möchte erstens Herrn Schorkopf bitten, dass
er noch einmal auf die Argumentation von
Herrn Baake eingeht und darstellt, ob aus
seiner Sicht nicht doch ein Sicherheitsgewinn
vorhanden ist.

Ich möchte zweitens Frau Müller bitten,
dass sie etwas zu dem Thema sagt, das
momentan in den Medien zunehmend eine
Rolle spielt, nämlich zum Anwachsen der
EEG-Differenzkosten auf 3,5 Cent pro kWh
im Jahr 2011.
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(Ulrich Kelber (SPD): Wird das im
Atomgesetz geregelt?)

Als Politiker erlebe ich, dass die Diskussion
über die erneuerbaren Energien leider Gottes
anders akzentuiert wird. Vielleicht können
Sie etwas dazu sagen, wie dieser Effekt
durch die Laufzeitverlängerung abgemildert
werden kann.

Ulrich Kelber (SPD): Eine kurze Vorbe-
merkung zu Herrn Papier, der ja nicht da ist.
Herr Scholz, es gibt dazu einen Artikel. Dem-
zufolge weist Herr Papier die Atomfreunde -
darunter Sie - darauf hin, dass in zwei unter-
schiedlichen Bereichen des Grundgesetzes
in diesem Zusammenhang Regelungen zu
finden sind. Zitat:

Die Übertragung der Karlsruher
Luftverkehrsentscheidung auf die
Laufzeiten-Frage sei deshalb „nicht
zwingend“ und auch „nicht ange-
zeigt“.

Das ist der neue Artikel, aus dem Sie vorhin
unzureichend zitiert haben.

Meine erste Frage richtet sich an Herrn
Hahn. Herr Hahn, wie schätzen Sie das Vor-
gehen der Bundesregierung ein, die Lauf-
zeiten unabhängig von der individuellen
Sicherheitssituation eines Kraftwerkes nur in
zwei Altersstufen zu verlängern? Ist das
adäquat?

Frau Müller, die Mehrzahl der Mitglieds-
unternehmen Ihres Verbandes sind ja Stadt-
werke. In anderen Bereichen, in denen sol-
che Unternehmen organisiert sind, wurden
klare Beschlüsse gefasst, dass sie die Lauf-
zeitverlängerung ablehnen. Sie hatten vorhin
gesagt, dass Sie ohne eine Kompensation
Schwierigkeiten sehen. Eine Kompensation
ist in den jetzigen Gesetzentwürfen, die uns
vorliegen, nicht enthalten. Sehen Sie denn
die bisherigen Festlegungen als problema-
tisch für Ihre Mitgliedsunternehmen an?

Judith Skudelny (FDP): Ich möchte eine
Frage an Herrn Professor Dr. Scholz richten.
Dies wäre im Prinzip die gleiche wie die von
der CDU/CSU-Fraktion gestellte Frage im
Hinblick auf eine Erwiderung auf Herrn
Baake. Dann bekommen Sie noch einmal
zwei Redeminuten. Also können Sie ein
bisschen ausführlicher antworten.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter:
Nein, insgesamt nur zwei Minuten. Jeder

Sachverständige hat nur noch zwei Minuten
und muss alle Fragen beantworten.

(Zuruf von der CDU/CSU-Fraktion)

- Das ist schon richtig. Aber Sie gehen ja, wie
ich weiß, um 14 Uhr.

(Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie von der CDU/CSU

haben doch das Problem! Wir
wollten länger!)

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Ich habe
eine Frage an Herrn Schorkopf. Vorhin führte
Herr Scholz aus, dass die Zulassungs-
bestimmungen im Hinblick auf Verlängerun-
gen in den USA deutlich einfacher sind. Uns
allen ist sicherlich bekannt, dass die Haf-
tungsregelungen und -fragen in den USA
ganz anders beurteilt werden als in der Bun-
desrepublik oder in Europa. Bei Schadens-
fällen gilt das Verursacherprinzip. Die Sum-
men sind wesentlich höher. Meine Frage
bezieht sich auf die Verfassung. Wenn die
Anlagen eines Privatmanns einen Störfall
oder Unfall verursachen, haftet er in unbe-
grenzter Höhe. Wie ist es mit dem Gleich-
behandlungsgrundsatz des Grundgesetzes
vereinbar, dass bei Atomkraftwerken eine
Deckelung der Haftung in Bezug auf die
Schadenshöhe stattfindet?

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es zeigt sich jetzt natürlich, dass
eine Anhörung von vier Stunden angesichts
der vielen Aspekte viel zu kurz ist. - Dabei
belasse ich es jetzt. Aber diese Feststellung
hat vielleicht noch Folgen.

Als Erstes möchte ich die Frage von
Herrn Nüßlein an Herrn Schorkopf ein biss-
chen präzisieren. Wenn ich Ihre Ausführun-
gen gerade richtig verstanden habe, wollten
Sie sagen: Es macht für die Aufgaben im
Rahmen der Atomaufsicht der Länder keinen
Unterschied, ob in diesen Ländern weiter
AKWs betrieben werden oder nicht.

Dann habe ich eine Frage an Herrn
Baake. Er hatte vorhin keine Zeit mehr, eine
Frage zu beantworten, die ganz entschei-
dend für die gesetzliche Festlegung ist: Gibt
es irgendetwas, was die nächste Bundes-
regierung und den künftigen Gesetzgeber
daran hindern würde, diese Laufzeitverlänge-
rung zurückzunehmen?

Sachverständiger Prof. Dr. Rupert
Scholz (Gleiss Lutz Anwälte): Ich habe vor-
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hin schon einiges zu dem geplanten § 7 d
AtG gesagt. § 7 d stellt im Grunde ein Stück
mehr Rechtssicherheit in dem weiten Span-
nungsfeld „Schadensvorsorge, Schadensfall-
gefahr, Restrisiko“ dar. Der Gesetzgeber
versucht, gleichsam dazwischen - und nicht
etwas reduzierend - eine weitere Stufe an
Sicherheitspolitik zu realisieren. Das ist posi-
tiv, und das entspricht dem Stichwort des
dynamischen Grundrechtsschutzes.

Herr Baake meinte, es gebe keinen
Schutz gegen terroristische Anschläge.
Wenn man die amtliche Begründung, Herr
Baake, zitiert, muss man das komplett tun:

Die bereits nach geltendem Recht

- nach geltendem § 7 also -

bestehenden atomrechtlichen
Handlungsmöglichkeiten bleiben
unberührt.

Das ist die erste Aussage.
Die zweite ist dann:

Die Maßnahmen nach § 7 d können
im Ergebnis auch zu einem verbes-
serten Schutz gegen Störmaßnah-
men oder sonstige Einwirkungen
Dritter führen.

Das ist richtig und sinnvoll. Man muss eben
abwarten, was sich tut.

Jetzt kommt:

Dabei ist zu berücksichtigen, dass

- nach Auffassung der Bundesregierung -

der vorhandene Schutz von Kern-
kraftwerken vor terroristischen Ge-
fahren dem international Üblichen
entspricht und teilweise deutlich da-
rüber hinausgeht.

Damit ist ein verfassungsrechtliches Schutz-
niveau da.

Aber die Bundesregierung sagt nirgends
in der amtlichen Begründung etwas darüber,
dass vielleicht bzw. möglicherweise aufgrund
weiterer Entwicklungen im Zusammenhang
mit terroristischen Anschlägen etc. dieses
oder jenes geschehen muss, kann oder viel-
leicht gar nicht nötig ist - je nachdem. Darü-
ber wird hier gar keine Aussage getroffen.
Ich kann das Gesetz doch nicht verdrehen,
Herr Baake, indem ich sage: Dieser schreck-
liche § 7 d führt dazu, dass jetzt keine
Sicherheitsmaßnahmen gegenüber terroristi-
schen Anschlägen im Willen des Gesetz-
gebers liegen. Das ist schon eine kühne
Auslegung, die Sie da gewählt haben.

Nun noch ein Punkt, auf den ich ebenfalls
angesprochen worden bin. Herr Baake, Sie
haben mit Recht die Geschichte im Hinblick
auf eine moderate bzw. nicht moderate Ver-
längerung - auch ich habe es seinerzeit in
der Zeitung gelesen; Stichwort: Bundesrats-
zustimmung, ja oder nein - angesprochen.
Diese Unterscheidung zwischen einer mode-
raten und einer nicht moderaten Verlänge-
rung taucht, wenn ich das richtig sehe, in
verfassungsrechtlichen Begutachtungen so-
wohl in der einen als auch in der anderen
Richtung im Ergebnis gar nicht auf. Ich
glaube, das ist auch richtig so. Wenn man
der Auffassung ist - diese vertrete ich -, dass
es hier nur um eine quantitative Verlänge-
rung von Vollzugslasten geht und dass das
die Linie des Bundesverfassungsgerichts ist,
dann kommt es nicht darauf an, ob das mo-
derat im Sinne von zwei Jahren und vier
Monaten ist; Herr Baake, auch mich hat das
irritiert, als ich das gelesen habe. Da könnte
man ja auf die Idee kommen: Es hängt von
der Verfassung ab, ob es nicht vielleicht auch
zwei Jahre und fünf Monate sind. So speziell
ist unsere Verfassung nicht. Diese Unter-
scheidung ist nicht tragfähig.

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Ich versuche, schnell zu
reden. Das gibt mir zwar nicht mehr Zeit;
aber ich versuche damit, etwas mehr unter-
zubringen.

Herr Nüßlein, ich glaube, dass der Hinter-
grund Ihrer Frage die Gesamtbelastung für
den Verbraucher am Ende des Tages ist. Die
Bundesregierung nimmt eine gewaltige Um-
stellung des gesamten Energiekonstruktes
vor. Deshalb sind alle Bereiche gehalten,
nach Effizienzen zu suchen. Wir müssen
Möglichkeiten vorziehen, die für den Ver-
braucher am Ende des Tages finanziell
günstiger sind als andere. Wir haben eben im
Zusammenhang mit dem Netzausbau darü-
ber diskutiert. Herr Dr. Maurer hat die Kos-
tenpotenzierung bei Erdverkabelungen sehr
ausführlich dargestellt. Das ist ein wesent-
licher Punkt, auf den wir achten müssen. Ich
bestreite auch die Tatsache, dass die Er-
neuerbaren in ein Ausbauhindernis geraten,
wenn wir über Marktgängigkeiten bei den
Erneuerbaren nachdenken müssen. Wir
müssen auch bei den Erneuerbaren überle-
gen, wie viele Kilowattstunden wir mit wel-
chem eingesetzten Kapital erzeugen können.
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Alle Bereiche sind aufgefordert, nach Effi-
zienzen zu suchen. Auf die Effekte einer
Laufzeitverlängerung, auf den Preis bin ich in
meiner Antwort eben schon eingegangen,
sodass ich das hier nicht noch einmal tun
möchte.

Herr Kelber, ich weiß nicht, auf welche
Verbände Sie anspielen, die angeblich Voten
gegen eine Laufzeitverlängerung abgegeben
haben. Falls Sie vku oder 8KU meinen: Die
haben keine entsprechenden Voten abgege-
ben. Als Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft haben wir eine erhebliche
Anzahl von kleinen, mittleren und größeren
Unternehmen, ob in privater Eigentümer-
schaft oder in öffentlicher Mitgliedschaft, in
unseren Reihen. Ich glaube, wir sind der
einzige Verband, der eine umfassende in-
terne Arbeitsgruppe zu diesem Thema einge-
richtet hat und sich auf ein gemeinsames
Vorgehen verständigt hat.

Deshalb machen wir a) die Aussage:
Laufzeitverlängerung ja. Aber dies hat b) -
das eint uns mit den 8KU und dem vku in
diesem Punkt - wettbewerbliche Konsequen-
zen. Sie hat zwar positive Konsequenzen im
Bereich der CO2-Reduktion; sie hat preisliche
Konsequenzen. Aber sie hat auch wettbe-
werbliche Nachteile. Hier sind Möglichkeiten
im Konzept angelegt, die wir uns allerdings
noch stärker ausgeformt vorstellen können.
Das Thema „Investitionszuschuss für neue
hocheffiziente Kraftwerke“ ist von mir bereits
angesprochen worden, ebenfalls der Fonds,
auf den natürlich insbesondere kleine und
mittlere Stadtwerke Zugriff haben sollten.
Auch auf das Thema Kraft-Wärme-Kopplung
ist hingewiesen worden.

Das sind nur einige Instrumente, in deren
Rahmen aus unserer Sicht ein Nachteils-
ausgleich erfolgen sollte.

Sachverständiger Prof. Dr. Frank
Schorkopf (Georg-August-Universität Göt-
tingen): Herr Nüßlein, Sie baten mich, auf
Herrn Baakes Argumentation einzugehen.
Erstens darf man die Lernfähigkeit der Mi-
nisterialverwaltung nicht unterschätzen. Wa-
rum in einem ersten Zugriff über die eine
Zahl diskutiert wird und in einem weiteren
Gutachten, das zusammen mit einem weite-
ren Ministerium verfasst wurde und auch nur
ein Zwischenstand ist, eine andere Zahl he-
rauskommt, weiß ich nicht; ich kenne die
Interna nicht. Ich glaube, es wird sehr rund,
wenn wir sehen, dass der Bezugspunkt ein
anderer ist. Vielleicht liegt ja ein Irrtum vor.

Der Bezugspunkt ist eben nicht die Restlauf-
zeit von sechs oder sieben Jahren, sondern
der Bezugspunkt ist natürlich die Gesamt-
laufzeit eines Kraftwerks von 30 bis 40 Jah-
ren. Wenn Sie das zugrunde legen, dann
werden die jetzigen Zahlen in dieser Hinsicht
rund.

Der zweite Punkt, auf den ich eingehen
möchte, ist § 7 d, über den hier immer wieder
diskutiert worden ist. Herr Scholz hat dazu
schon einiges gesagt. Diese Norm wird rund
und verständlich und hat keinen doppelten
Boden, durch den man fällt, wenn man sieht,
dass hier eine zusätzliche Pflicht eingeführt
wird, von der man vielleicht jetzt, heute und
nächstes Jahr nicht genau oder nur sche-
menhaft weiß, welche Sicherheitsanforde-
rungen auf den Stand von Sicherheit und
Technik obendrauf gesetzt werden. Wenn
das wie vorgesehen obendrauf und jenseits
der Rechtspflicht kommt, dann wird mit dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit austariert:
Wenn wir euch noch mehr zumuten, dann
haben wir auch im Kopf, dass das unverhält-
nismäßig sein kann. - So würde ich diese
Norm interpretieren. Mir fehlt das technische
Verständnis, Ihnen ein Beispiel zu geben. Es
sind hier ja Vorschläge gemacht worden.

Zur Frage des Abgeordneten von der
Linksfraktion in Bezug auf die Schadenshaf-
tung und die Haftungsbegrenzung. Der Be-
trieb von Atomkraftwerken als nationale Bun-
desaufgabe ist etwas anderes als ein privater
Betrieb, auch wenn diese Kraftwerke von
privaten Unternehmen betrieben werden. Sie
sehen, wenn Sie in das Atomgesetz blicken,
dass es ein sehr enges Regime ist, in dem
die Autonomie und die Handlungsfreiheit
Privater ganz anders geregelt sind, als dies
bei dem Betrieb eines Kfz, eines Karussells
oder von etwas Ähnlichem durch einen
Privaten der Fall ist, wo er für Schäden
haftet. Dass es Haftungsbegrenzungen gibt,
ist insoweit nichts Besonderes. Die Risiken
sind eben ganz außergewöhnlich.

Letzte Frage von Frau Steiner von der
Fraktion der Grünen: Das Atomgesetz bindet
auch die Freie Hansestadt Hamburg, obwohl,
soweit ich weiß, dort keine kerntechnischen
Anlagen oder ergänzenden Anlagen stehen.
Die Länder sind staats- bzw. organisations-
rechtlich in ihrer Gesamtheit erfasst. Wenn
Hessen herausfällt, weil die beiden letzten
Atomkraftwerke abgestellt werden, ist Hes-
sen natürlich weiter gebunden. Es gibt ja
auch nachlaufende Pflichten. Insoweit spielt
es verfassungsrechtlich, auch wenn der Satz



Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 48
[22. Sitzung am 21.10.2010]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

etwas seltsam ist, zunächst einmal keine
Rolle, ob in einem Land ein Atomkraftwerk
läuft oder nicht. Es spielt insoweit auch keine
Rolle - denn es sind ja keine Fristen festge-
legt -, ob es 10 oder 18 Jahre sind. Das mag
in der ersten Evidenz seltsam sein, verfas-
sungsrechtlich führt es aber nicht zu einer
Systemverschiebung und damit nicht zur
Umkehrung des Regel-Ausnahme-Verhält-
nisses.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Dann kann ja
NRW auch klagen, wenn ich das

richtig sehe!)

Sachverständiger Lothar Hahn: Herr
Kelber, in der Begründung zum Entwurf
eines Elften Gesetzes zur Änderung des
Atomgesetzes heißt es:

Durch eine differenzierte Laufzeit-
regelung wird unterschiedlichen
Gegebenheiten bei älteren und
neueren Anlagen Rechnung getra-
gen.

Ich gehe davon aus, dass sicherheitstechni-
sche Gegebenheiten gemeint sind.

Ich halte die Differenzierung in zwei Kate-
gorien für zu grob, zumal sie nicht begründet
sind. Weder die 8 noch die 12 noch die
14 Jahre sind begründet. Wenn Sie sich
einmal die Liste der älteren Anlagen an-
schauen, dann stellen Sie fest, dass der Un-
terschied zwischen den Anlagen Brunsbüttel
und Unterweser sehr groß ist und man die
beiden Anlagen nicht über einen Kamm
scheren kann.

Zudem wird auch in der Begründung zum
Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur
Änderung des Atomgesetzes an zwei Stellen
mit Bezug auf die Kosten sehr wohl darauf
eingegangen, dass das anlagenspezifisch zu
betrachten ist und im Einzelfall sehr unter-
schiedlich zu prüfen ist. Ich denke, man
kommt um eine anlagenspezifische Über-
prüfung und Betrachtung nicht herum.

Sachverständiger Rainer Baake (Deut-
sche Umwelthilfe e. V.): In einer Demokratie
sind alle Entscheidungen korrigierbar, auch
die Entscheidung der Laufzeitverlängerung,
auch die Entscheidung für die Einführung
eines § 7 d AtG, von dem der schleswig-
holsteinische Justizminister sagt - ich darf
das zitieren -:

Für gänzlich inakzeptabel halte ich
die von Ihnen geplante und rege-
lungstechnisch auch in § 7 d ATG
verankerte Einschränkung des
Rechtsschutzes Dritter. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat gerade
mit Urteil vom 10. April 2008 zum
atomaren Standortzwischenlager
Brunsbüttel in wünschenswerter
Klarheit ausgeführt, dass das Risiko
terroristischer Anschläge grund-
sätzlich der Schadensvorsorge zu-
zurechnen ist und Dritte auch inso-
weit subjektive Rechte geltend ma-
chen können. Ich halte es für einen
umweltrechtlichen, umweltpolitisch
sowie verfassungsrechtlich und
rechtspolitisch verfehlten Rück-
schritt, wenn Sie nunmehr qua Ge-
setz trotz entgegenstehender
Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichtes in existente
Rechtspositionen Dritter eingreifen
wollen.

Dies sagt der von der FDP gestellte Justiz-
und Atomminister einer schwarz-gelben Koa-
lition in Schleswig-Holstein.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter:
Danke schön. - Wir sind am Ende der Anhö-
rung.

Es gibt einen Geschäftsordnungsantrag.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Vorsitzende, in Anbetracht
dessen, dass wir viele Fragen nicht stellen
konnten - selbst die Kollegen von der FDP
mussten Fragen zurückziehen -, viele Fragen
nicht ausreichend beantwortet wurden und
wir bestimmte Themenblöcke gar nicht an-
sprechen konnten - ich nenne vor allem die
Endlagerfrage, die essenziell dazugehört -,
beantrage ich eine Fortsetzung der Anhö-
rung, entweder jetzt anschließend oder zu
einem nahegelegenen Termin nächste Wo-
che.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Gibt
es Gegenrede? - Herr Meierhofer.

Horst Meierhofer (FDP): Es wurde ein
falscher Eindruck erweckt. Ich habe meine
Frage deswegen zurückgezogen, weil mich
Ihre Kollegin Frau Kotting-Uhl freundlicher-
weise darauf hingewiesen hat, dass wir ge-
rade bei einem anderen Themenblock waren.
Deswegen war die Zurückstellung dieser
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Frage auch in Ordnung. Ich habe ansonsten
keine Frage zurückgezogen.

Wir Obleute - inklusive Sie - haben uns
zuvor zusammengesetzt und waren der glei-
chen Meinung in Bezug auf die Themen-
blöcke. Es wurde sogar noch einmal darüber
debattiert, ob wir zusätzlich zu diesen Punk-
ten Blöcke aufnehmen sollen. Frau Steiner,
auch Sie waren nicht der Meinung, dass wir
das machen sollten. Wir hatten uns darauf
verständigt, dass zum Punkt Technik der
ganze Bereich der Sicherheit gehört. Da
hätte man bestimmte Fragen stellen können,
wie auch ich meine Frage hätte stellen kön-
nen, obwohl sie nicht mehr zum Thema ge-
passt hat.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Das ist falsch!
Ich hatte dagegengesprochen!)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): Ich
möchte erstens die lieben Kollegen darauf
hinweisen, dass es gleich im Anschluss, um
14.30 Uhr, eine Anhörung im Wirtschaftsaus-
schuss zu praktisch denselben Themen gibt.
Wer glaubt, hier zu kurz gekommen zu sein,
ist gerne eingeladen, auch dort teilzuneh-
men. Ich sage das insbesondere deshalb,
weil eine Verlängerung zu Terminschwierig-
keiten führt.

Zweitens möchte ich herausstreichen: Ich
beobachte seit geraumer Zeit, dass insbe-
sondere bei der SPD und der Linken die
Teilnehmerzahl deutlich abnimmt. Es sind
nur noch drei Mitglieder von der SPD da, von
der Linken zwei plus die Vorsitzende, die da
sein muss. Insofern ist das ein Indiz dafür,
dass die Beratungszeit, die als zu kurz be-
klagt wurde, aus Sicht der teilnehmenden
Kolleginnen und Kollegen offenbar ausreicht.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Be-
vor ich dem Kollegen Lenkert das Wort gebe,
sage ich: Ich muss nicht da sein, ich bin
gerne da.

(Heiterkeit)

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Als Erstes
zum Kollegen Nüßlein: Wir haben momentan
leider nur vier Abgeordnete im Umweltaus-
schuss. Ich hoffe, dass sich das nach der
nächsten Wahl deutlich nach oben ändert
und die CDU/CSU dann mit der gleichen
Anzahl, die wir heute haben, hier vertreten
ist.

Ich beantrage für die Fraktion Die Linke
ebenfalls eine Verlängerung der Anhörung
bzw. einen zweiten Termin, weil einige Fra-
gen unzureichend beantwortet wurden bzw.
andere gar nicht. Ich erinnere daran: Ich
wollte von Herrn Dr. Riechmann konkret die
Zahlen, die für die Endlagerung einkalkuliert
worden sind, wissen. Es gab aber nur allge-
meine Sätze dazu. Ich habe die Zahlen nicht
erhalten. Das heißt, die Anhörung ist unvoll-
ständig. Aufgrund von Unvollständigkeit be-
antrage ich daher eine Verlängerung bzw.
eine weitere Anhörung.

Ulrich Kelber (SPD): Die SPD unterstützt
den Antrag der Grünen.

Ich möchte auf die drei Gegenargumente
eingehen.

Erstens. Herr Kollege Nüßlein, Sie haben
deutlich gemacht, wie Ihr Zeitplan aussieht -
inklusive der Tatsache, dass Sie nächsten
Freitag Parteitag haben -, als wir über die
Frage einer Anhörung gesprochen haben.
Daraufhin haben wir uns bereit erklärt, die
Anhörung in einer sitzungsfreien Woche, die
in den Ferien liegt, abzuhalten. Dass der eine
oder andere vielleicht anderweitige Ver-
pflichtungen eingegangen ist, sollte man ihm
nicht vorhalten. Die zuständigen Fachpoliti-
kerinnen und Fachpolitiker sind gekommen.

Zweitens. Der Wirtschaftsausschuss be-
schäftigt sich gleich in seiner Anhörung mit
anderen Gesetzen und Entschließungsanträ-
gen. Die Mitglieder dieses Ausschusses ha-
ben dort, da es keine gemeinsame Veran-
staltung ist, kein Rederecht.

Drittens. Herr Meierhofer, der entschei-
dende Punkt ist nicht, dass man die Fragen
hätte stellen können. Vielmehr sind bei je-
dem einzelnen Bereich, in den Bereichen des
Rechts, der Sicherheit und der Ökonomie,
Fragewünsche nicht mehr berücksichtigt
worden. Definitiv war zu sehen: Sie konnten
keine weiteren Fragen zur Technik stellen.
Auch Frau Dött hat gesagt: Wir haben noch
Punkte. - Auch in der Opposition gab es zu
jedem der Punkte noch Fragen. Von daher
macht es inhaltlich Sinn, jetzt weiterzuma-
chen. Dies würde Ihren Zeitplan doch nicht
gefährden.

Marie-Luise Dött (CDU/CSU): Wir haben
diese Sitzung beim Bundestagspräsidenten
beantragt. Sie haben anlässlich dieses An-
trages nicht dagegengesprochen und auch
keinen eigenen Antrag gestellt. Deswegen
bleiben wir bei dieser Verabredung. Auch die
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anderen Ausschüsse haben ihre Anhörungen
terminiert. Auch diese sind in einer sitzungs-
freien Zeit genehmigt worden.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Dött, ganz kurz: Das kann
ich so nicht stehen lassen; denn wir haben
einen anderen Antrag gestellt. Wir haben
erheblich mehr Stunden beantragt. Sie ha-
ben uns mit Ihrer Mehrheit gezwungen - das
können Sie; wir können das leider nicht ver-
hindern -, diese kurze Zeit vorzusehen. Wir
haben von Anfang an darauf hingewiesen,
dass die Zeit zu kurz ist. Man hat dies heute
leider auch gemerkt.

Vorsitzende Eva Bulling-Schröter: Es
gibt zwei Abstimmungen. Die erste betrifft die
Verlängerung.

(Horst Meierhofer (FDP): Völlig ver-
drehte Rolle! Verlängerung! -

Heiterkeit)

- Das ist der Humor unseres stellvertreten-
den Vorsitzenden, der das Ganze ein biss-
chen auflockern will.

Sollte es eine Mehrheit für eine solche
Verlängerung geben, können wir uns dann ja
noch über die Zeit abstimmen. Der weiter
gehende Antrag betrifft die Verlängerung,
also an dieser Stelle weiterzumachen. Wer
stimmt für diesen Antrag? - Die Gegen-
probe! - Es tut mir leid: Das ist die Mehrheit.

(Heiterkeit)

Der zweite Antrag, so wie ich ihn aufge-
fasst habe, lautet, dass wir in der nächsten
Woche zu einem anderen Termin weiterma-
chen. Sollte er eine Mehrheit bekommen,
müssten wir uns auf einen Termin einigen.
Wer stimmt dafür, die Anhörung in der
nächsten Sitzungswoche fortzuführen? - Die
Gegenprobe! - Die nächste Abstimmung ist
überflüssig, da die Mehrheit von FDP und
CDU/CSU dagegengestimmt hat. Somit sind
die Anträge abgelehnt.

Ich kann jetzt nur noch Folgendes tun:
Ihnen zunächst einmal viel Spaß für die
nächste Anhörung zu wünschen und mich für
Ihre Anwesenheit zu bedanken.

Vor allem möchte ich aber eines tun: Ich
möchte mich ganz herzlich bei unseren Ste-
nografinnen und Stenografen bedanken,

(Beifall)

die heute ununterbrochen, über mehrere
Stunden, sehr intensiv gearbeitet haben und

sich wahrscheinlich das Wochenende um die
Ohren schlagen müssen. Herzlichen Dank
auch an Sie!

(Schluss: 14.06 Uhr)


